
EDITORIAL
Stefan Liebich

2006 ist für Berlin nicht nur das Jahr 
der Fußball-WM. 2006 ist auch Wahl-
jahr in der Stadt. Die Linkspartei.PDS-
Fraktion geht mit einer bemerkens-
werten Bilanz und mit vielen neuen 
Vorhaben für die nächste Legislatur-
periode in den Wettstreit um die bes-
te Politik. Und wenn die Wählerinnen 
und Wähler das wollen, werden wir 
in Berlin auch über 2006 hinaus wei-
ter mitregieren. 

Gute Gründe für ein »Fortsetzung 
folgt ...« gibt es viele. Denn Rot-Rot 
ist keineswegs ein Ausrutscher der 
Geschichte. Die Berlinerinnen und 
Berliner haben sich 2001 dafür ent-
schieden, weil sie genug hatten von 
Jahren einer Großen Koalition, in de-
nen Streit und Blockaden den politi-
schen Alltag dominierten, während 
das Land unter einem wachsenden 
Schuldenberg fast erstickte. Die Bür-
gerinnen und Bürger hatten genug 
vom System des alten Westber liner 
Filzes und der mangelnden Transpa-
renz bei Entscheidungen, deren trau-
riger Höhepunkt die Krise der Berliner 
Bankgesellschaft war.

Es brauchte die Linkspartei.PDS, 
um diese Altlasten zu bewältigen. 
Mit uns in der Koalition wurde in öf-
fentlichen Unternehmen umgesteu-
ert und es wurden politische Gestal-
tungsspielräume zurückgewonnen. 
Durch unsere Politik wurde möglich, 
dass die Stadt ihre Zukunftspoten-
ziale aus Bildung, Wissenschaft, 
Kultur und innovativer Wirtschaft 
endlich wieder entfalten kann.

Weit über Tausend große und 
kleinere Entscheidungen wurden 
vom Berliner Parlament seit der Un-
terzeichnung des Koalitionsvertra-
ges am 16. Januar 2002 getroffen. 
An einige wichtige sei in dieser Bro-
schüre erinnert. Manches ist in der 
Stadt selbst schon wieder in Ver-

gessenheit geraten, anderes wird 
im Gedächtnis bleiben. Die Links-
partei.PDS war der Garant dafür, 
dass die Entscheidungen auch sozi-
al ausgewogen getroffen wurden. 

In Berlin hatte die Bevölkerung in 
den vergangenen fünf Jahren nicht 
wenige Lasten zu schultern. Wir ha-
ben dafür gesorgt, dass schwache 
Schultern davon weitestgehend aus-
genommen wurden und starke Schul-
tern dafür mehr getragen haben. 

Das gelang gemeinsam mit un-
serer Senatorin Heidi Knake-Wer-
ner sowie unseren Senatoren Ha-
rald Wolf und Thomas Flierl, die 
neben den 33 Abgeordneten der 
Linkspartei.PDS-Fraktion Gastauto-
ren dieser Bilanz sind. 

Wir haben für Berlin eine Bürger-
rechts- und Bürgerbeteiligungspoli-
tik durchgesetzt, die in anderen Bun-
desländern ihresgleichen sucht. Und 
wir haben dafür gesorgt, dass Lan-
desunternehmen wie die BSR, die 
BVG, Vivantes und die Charité sa-
niert, aber nicht privatisiert wurden.

Wir gehen fest davon aus, dass 
der Bund und die anderen Bundes-
länder Berlin beim Abbau seiner 
Schulden helfen werden. Die Stadt 
braucht diese Hilfe, und sie hat sie 
verdient, weil sie in den vergange-
nen fünf Jahren unter Rot-Rot bereits 
außerordentliche Sparanstrengun-
gen vorzuweisen hat. Erstmals seit 
dem Fall der Mauer wird es 2007 
kein Primärdefi zit des Landeshaus-
halts mehr geben.

Noch ist längst nicht alles getan. 
Die Situation der kommunalen Woh-
nungsgesellschaften ist nach wie vor 
kompliziert. 

Wir fi nden: Die Stadt braucht ei-
nen Bestand an städtischen und 
genossenschaftlichen Wohnungen, 
in all ihren Bezirken, deshalb ha-

ben wir ein Stoppzeichen vor wei-
tere Privatisierungen gesetzt. Statt 
planloser Verkäufe bedarf es ei-
nes Gesamtkonzepts für die Stadt. 
An einem Vorschlag wird in der 
Linkspartei.PDS-Fraktion zurzeit ge-
arbeitet.

Gute Projekte haben wir auch für 
den Einstieg in einen öffentlich ge-
förderten Beschäftigungssektor ent-
wickelt, die wir über 2006 hinaus 
umsetzen wollen. 

Und nicht zuletzt wollen wir, dass 
sich in den Berliner Schulen noch 
mehr zum Besseren wendet. Da-
zu haben wir ein Konzept für eine 
Gemeinschaftsschule nach skandi-
navischem Vorbild vorgelegt. Dort 
bleiben Kinder viel länger als hier-
zulande in einem Klassenverbund, 
sie werden aber auch individueller 
gefördert, und an den Schulen sind 
die Lehrerinnen und Lehrer nicht al-
lein mit der Lösung von Problemen, 
sondern es gibt überall auch Son-
derpädagogen oder Schulpsycholo-
gen. Warum soll das nicht auch in 
Berlin möglich sein? 

Ein soziales und solidarisches 
Berlin, eine Stadt, in der Bürger-
rechte und Bürgerbeteiligung groß 
geschrieben werden, in der sich die 
Bedingungen für Integration weiter 
verbessern und in der bessere Bil-
dungschancen nicht vom Geldbeu-
tel der Eltern abhängen, eine Stadt, 
in der Ost und West nicht gegen-
einander ausgespielt werden – das 
gibt es nur mit der Linkspartei.PDS-
Fraktion.

Ich wünsche Ihnen mit dieser Bro-
schüre interessante Einblicke in den 
Berliner Politikalltag. 

Betrachten Sie unsere Beiträge 
gern als Anregung, sich in die De-
batte um die Perspektiven für die 
Stadt mit einzubringen.



Mit dem Anspruch, Kitas zu Bil-
dungseinrichtungen zu entwickeln 
und die Einheit von Bildung, Erzie-
hung und Betreuung vom ersten Le-
bensjahr an zu befördern, hat die 
PDS 2002 in Berlin Regierungsver-
antwortung übernommen. Hier et-
was durchzusetzen war uns auch 
unter den schwierigen Bedingungen 
einer Haushaltsnotlage und des jah-
relangen Reformstaus in der Stadt 
wichtig.

Kitaanspruch für alle erhalten

Berlin hat heute ein bundesweit vor-
bildliches Versorgungsniveau. So 
besuchen mehr als 90 Prozent aller 
Kinder einen Kindergarten, über 95 
Prozent sind es im Jahr vor der Ein-
schulung. Mehr als 48 Prozent der 
unter Dreijährigen nutzen einen 
Krippenplatz und fast zwei Drittel 
aller Grundschulkinder gehen in 
den Schulhort. Dieses Niveau zu 
halten und dabei die Unterschiede 
zwischen Ost und West abzubauen, 
war nicht leicht, aber angesichts 
der schwierigen sozialen Lage vie-
ler Fami lien politisch notwendig 
und richtig. Deshalb haben wir mit 
unserem Koalitionspartner verein-
bart, dass neben Berufstätigkeit 
und Ausbildung auch soziale, fami-
liäre und pädagogische Gründe ei-
nen Anspruch auf einen Kita-Platz 
begründen müssen. Kein Kind darf 
von einer Förderung ausgeschlos-
sen werden, weil seine Eltern ar-
beitslos sind oder weil in der Fami-
lie das Geld knapp ist.

Beiträge gerechter gestaltet

Unter diesem Aspekt haben wir 
auch die Frage der Höhe der Eltern-
beiträge betrachtet. Weil wir wollen, 

AUF DEN ANFANG KOMMT ES AN
Margrit Barth

dass Kitas Bildungseinrichtungen 
sind, muss nach Auffassung der 
Linkspartei.PDS-Fraktion der Kita-
besuch perspektivisch beitragsfrei 
sein. Wir arbeiten daran, diese Bei-
tragsfreiheit schrittweise zu verwirk-
lichen. So haben die Koalitionsfrak-
tionen entschieden, dass ab 1. Janu-
ar 2007 in Berlin alle Kinder im letz-
ten Jahr vor Schuleintritt beitragsfrei 
in die Kita gehen können. Wir wollen 
damit vor allem die Familien errei-
chen, die dieses Angebot bisher zu-
meist aus Kostengründen nicht ge-
nutzt haben. Das ist von besonde-
rer Bedeutung für Kinder aus sozial 
schwachen Familien und Familien 
mit Migrationshintergrund. 

Diese politische Position steht 
in engem Zusammenhang mit den 
seit 2004 geltenden neuen Kitage-
bühren und der viel diskutierten 
Entscheidung, die Elternbeiträge für 
die Tagesbetreuung neu zu struktu-
rieren. Dabei haben wir erstens ei-
ne Entlastung von Eltern mit nied-
rigem Einkommen, zweitens eine 
Staffelung der Elternbeiträge nach 
so zialen Gesichtspunkten und drit-
tens die Beibehaltung des Beitrages 
für ein warmes Mittagessen in Höhe 
von unverändert 23 Euro für alle Kin-
der durchgesetzt. 

Kitas sind Bildungseinrichtungen

Kindergärten werden nicht durch ein 
aufgeklebtes Etikett zu Bildungsein-
richtungen. In Berlin wurde von Ex-
perten aus Wissenschaft und Praxis 
ein Bildungsprogramm entwickelt, 
das nach breiter öffentlicher Diskus-
sion in allen Berliner Kitas Grundla-
ge pädagogischer Arbeit ist. Darauf 
haben wir als Linkspartei.PDS-Frak-
tion großen Wert gelegt. Eine mit 
allen Trägern von Kindertagesstät-

ten abgeschlossene Vereinbarung 
dient der gezielten Qualitätssiche-
rung auf der Grundlage einheitlicher 
Standards.

Im Bildungsprogramm spielt die 
Sprachförderung, die uns als Links-
partei.PDS-Fraktion besonders am 
Herzen liegt, eine herausragende 
Rolle. Bei allen Vorschulkindern wird 
vor der Einschulung individuell fest-
gestellt, wie sie die deutsche Spra-
che beherrschen. Kinder, bei denen 
die Sprachfähigkeiten unzureichend 
ent wickelt sind, haben einen gesetz-
lichen Anspruch auf zusätzliche För-
derung. Erzieherinnen und Erzieher 
werden gezielt fortgebildet, damit 
sie diese Aufgabe gemeinsam mit 
den Eltern meistern können. Bei der 
Sprachstandsfeststellung im Herbst 
2005 hat sich herausgestellt, dass 
von den Kindern, die keine Kita be-
suchen, fast jedes zweite Kind einen 
Förderbedarf hat. 

Lebenswelt der Kinder

Jedes Kind ist etwas besonderes, 
einzigartiges. In der Kita seine star-
ken Seiten, Talente, Bedürfnisse und 
Interessen individuell gefördert wer-
den. Hier erhält es vielfältige Anre-
gungen, um seine Neugier zu stillen, 
neue Erfahrungen zu machen und Fä-
higkeiten zu entwickeln. Hier fi ndet 
es andere Kinder, um mit- und von-
einander zu lernen – auch den sozi-
alen Umgang untereinander. Daher 
fi nden wir es richtig und wichtig, in 
der ganzen Stadt und insbesondere 
bei Familien mit Magrationshinter-
grund für den Besuch des Kinder-
gartens zu werben.  

Die Realisierung der umfang-
reichen Reformen im Bereich der 
frühkindlichen Förderung wäre un-
möglich ohne ausreichendes qua-
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lifi ziertes pädagogisches Personal. 
Erstrebenswert ist nach unserer 
Auffassung, eine Entlastung der Be-
schäftigten durch eine Verbesserung 
des Personalschlüssels zu erreichen. 
Unter den fi nanziellen Gegebenhei-
ten Berlins ist das leider nur be-
grenzt möglich. Wir richten unsere 
Anstrengungen gegenwärtig darauf, 
Fortbildungsmaßnahmen zu intensi-
vieren und die Ausbildung zu refor-
mieren. Ein Bestandteil dieser Refor-
men ist, dass an der Fachhochschule 
»Alice Salomon« ein Modellstudien-
gang zur Ausbildung von Erziehe-
rinnen und Erziehern auf Fachhoch-
schulniveau durchgeführt wird. 

Kommunale Kitas bleiben

Die umfangreichen Reformen in der 
inhaltlichen Arbeit der Kitas gehen 
einher mit einem Umbau der Struk-
turen in der Tagesbetreuung. 

Zu Beginn der Legislaturperiode 
hat die PDS-SPD-Koalition entschie-
den, dass ein Drittel aller Kita-Plät-
ze, das sind knapp 30.000, in kom-
munaler Trägerschaft verbleiben 
und in neuer Rechtsform organisiert 
werden. Die anderen zwei Drittel der 
Plätze sollten an freie Träger übertra-
gen werden. Zwischen 1. Januar 2005 
und 1. Januar 2006 wurden mehr als 
200 Kindertagesstätten mit mehr als 
21.000 Plätzen an freie Träger über-
tragen. 

Die Linkspartei.PDS-Fraktion tritt 
grundsätzlich dafür ein, dass in der 
Tagesbetreuung – sowohl im Inter-
esse der Angebotsvielfalt als auch 
des Wunsch- und Wahlrechts der 
Kinder und Eltern – unbedingt ein 
kommunales Angebot erhalten blei-
ben muss. 

Nach langen, komplizierten Be-
ratungen konnte schließlich mit 

Jahresbeginn 2006 der kommunale 
Anteil der Kitaplätze Berlins in fünf 
bezirklichen Eigenbetrieben orga-
nisiert werden. Der kommunale An-
teil an Kitaplätzen ist damit lang-
fristig gesichert und alle Plätze in 
den Berliner Kitas werden auf glei-
cher Grundlage fi nanziert. Mit der 
Einführung des Kita-Gutscheins ha-
ben nunmehr alle Eltern und Kinder 
auch das Recht, eine Einrichtung ih-
rer Wahl auszusuchen.

Mit der im Januar dieses Jahres 
abgeschlossenen Finanzierungsver-
einbarung werden die Bedingun-
gen für die Kindertagesstätten in 
Berlin weiter verbessert. Der Anteil 
des Landes an der Finanzierung der 
Plätze wurde erhöht. So erhalten die 
Kitas in den Jahren 2006 und 2007 
für Bildung, Erziehung und Betreu-
ung zusätzlich jeweils mehr als zehn 
Millionen Euro.

Die umfangreichen Reformvor-
haben der rot-roten Koalition im 
Bereich der frühkindlichen Förde-
rung fanden ihren Ausdruck im Be-
schluss über ein neues Kitareform-
gesetz. Nach breiter öffentlicher 
Diskussion wurden mit diesem Ge-
setz die Grundlagen für eine moder-
ne und den aktuellen Erfordernissen 
entsprechende Kita-Politik im Land 
Berlin geschaffen. Wesentliche Be-
standteile dieses Gesetzes sind ne-
ben der Verankerung des Bildungs-
auftrages der Kitas auch die Stär-
kung der Elternrechte, Maßnahmen 
zur Gesundheitsförderung und des 
Kinderschutzes.

Kitas fördern Integration

Kitas entwickeln sich in Berlin im-
mer stärker zu wichtigen Bestand-
teilen sozialräumlicher Netzwerke 
zur Stärkung von Kindern und Fa-

milien. Die Linkspartei.PDS-Fraktion 
setzt sich dafür ein, die Kitas in ihrer 
Integrationsfunktion zu stärken. Ki-
ta-Erzieherinnen und Erzieher sind 
oftmals erste Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartner für Eltern bei 
der Früherkennung von Benachteili-
gungen, bei Entwicklungsstörungen 
sowie bei familiären Konfl ikt- und 
Problemfällen. Bei dieser verant-
wortungsvollen Aufgabe brauchen 
sie vielfältige Unterstützung.

Was lässt sich bilanzierend fest-
halten?

In Berlin ist im Kitabereich die 
umfangreichste und grundlegends-
te Bildungs- und Strukturreform seit 
der Wende vollzogen worden. Ins-
gesamt können wir auf das Erreich-
te mit Recht stolz, aber noch längst 
nicht zufrieden sein. Es gibt weiter-
hin sehr viel zu tun.

Unser politisches Ziel ist und 
bleibt, dass ausnahmslos jedes 
Kind einen Rechtsanspruch auf ei-
nen Platz in einer Tageseinrichtung 
erhält – unabhängig von seinem 
Alter und vom Erwerbsstatus der 
Eltern.

Gut wäre, nachdem ab dem 1. Ja-
nuar 2007 alle Kinder im letzten Jahr 
vor Schulbeginn beitragsfrei die Ki-
ta besuchen können, zu erreichen, 
dass Eltern für den Hortbesuch in 
der Schule in der Zeit von 13.30 bis 
16 Uhr perspektivisch keine Beiträge 
mehr zahlen müssen. 

Eine kinder- und familienfreund-
liche Politik, für die sich die Links-
partei.PDS-Fraktion stark macht, soll 
die Entscheidung für ein Leben mit 
Kindern leichter machen. ■
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Zehn Jahre CDU-SPD-Koalition hat-
ten das Land Berlin an den Rand des 
fi nanziellen Bankrotts geführt. Eine 
Verschuldung von rund 40 Milliarden 
Euro, ein Viertel des Haushalts auf 
Kredit fi nanziert, ständig steigende 
Zinslasten, Personalausgaben ge-
nauso hoch wie die Steuereinnah-
men und das öffentliche Vermögen 
weitgehend privatisiert – das war 
die Lage Berlins im Jahr 2001 und ist 
bis heute die Erblast der Ära Diep-
gen und Landowsky. Selten waren 
Rahmenbedingungen für eine neue 
Landesregierung komplizierter und 
die Spielräume enger als in Berlin 
nach dem Zusammenbruch der Gro-
ßen Koalition.

Verantwortung übernommen

Allerdings hat sich die Linkspar-
tei.PDS-Fraktion klar entschieden, 
auch in schwierigen Zeiten vor der 
gesellschaftlichen Verantwortung 
nicht davon zu laufen und die Lö-
sung der Berliner Krise nicht an-
deren politischen Konstellationen 
zu überlassen. Dabei sind wir oft 
genug aufgefordert worden, uns 
an der schwierigen Lage der Stadt 
nicht die Finger schmutzig zu ma-
chen. Das hätte immerhin bedeutet, 
tatenlos zuzusehen, wie Entschei-
dungen zur Bewältigung der Krise 
ohne die politische Linke getroffen 
worden wären.

Hätte das den Erwartungen und 
Hoffnungen der Menschen entspro-
chen, die 2001 so zahlreich ihre 
Stimme für die PDS abgegeben ha-
ben, im Wissen um die schwierigen 
Bedingungen und darauf vertrauend, 
dass wir ihre konkreten Interessen 
verantwortungsvoll vertreten? 

Berlin ist pleite, aber es gibt zu-
gleich mehr Geld für die Belange 

Carl Wechselberg
TEUFELSKREIS DURCHBROCHEN

seiner Bürgerinnen und Bürger aus 
als jedes andere Bundesland in 
Deutschland; egal, ob Flächenland 
oder Stadtstaat. Niemand verfügt 
über eine derartig gute Ausstattung 
in zentralen Politikfeldern zu der-
art niedrigen Kosten für die Bevöl-
kerung wie Berlin. Ob Kitas, Schu-
len, Universitäten, Sozialleistungen 

– kein anderes Bundesland hat einen 
höheren Standard als Berlin. Das be-
deutete 2001 insgesamt 50 Prozent 
mehr an Ausgaben pro Kopf der Be-
völkerung als in Flächenländern wie 
Thüringen, Brandenburg oder Nie-
dersachsen bzw. rund 25 Prozent 
mehr Ausgaben als im Stadtstaat 
Hamburg. 

Nun wäre es natürlich wunderbar 
gewesen, hätte Berlin diese höheren 
und politisch absolut wünschens-
werten Leistungen aus eigener Kraft 
bezahlen können. Das war aber nicht 
der Fall.

Berlin fi nanzierte seinen Wohl-
stand jahrelang auf Pump und be-
nötigte hierfür immer schneller und 
immer höhere Kredite. Jahr für Jahr 
hatte sich Berlin etwa ein Viertel sei-
nes Haushalts oder rund fünf Milliar-
den Euro von den internationalen Ka-
pitalmärkten geliehen. Wann immer 
wir in dieser Legislaturperiode im 
Berliner Parlament über einen Haus-
halt für das Land zu entscheiden hat-
ten, standen wir vor dem Problem, 
dass ein wesentlicher Teil unserer 
geplanten Ausgaben nicht durch 
Einnahmen des Landes abzudecken 
war. Die Lage war so ernst, dass Ber-
lin neue Kredite aufnehmen musste, 
um die Zinsen für die alten Kredite 
bezahlen zu können. Ein Teufelskreis 
und eine dramatische Hypothek für 
die Zukunft Berlins – gegen die wir 
etwas tun wollten.

Dazu mussten wir eine Entschei-

dung treffen. Für uns kamen weder 
ein »Weiter so auf Pump ohne Spar-
anstrengungen« oder eine »Sanie-
rung Berlins aus eigener Kraft mit 
schwierigen Einschnitten für die 
Berliner Bevölkerung« in Frage. 

Rot-Rot hat sich für einen Weg 
entschieden, der mit dem offi ziellen 
Eingeständnis im Jahr 2002 begann, 
dass sich Berlin in einer »Haushalts-
notlage« befi ndet, aus der sich das 
Land nicht mehr aus eigener Kraft 
befreien kann. 

Berlin erklärte damit, dass es für 
die Bewältigung seiner Finanzkrise 
die solidarische Hilfe des Bundes 
und der anderen Länder braucht, 
weil der Bevölkerung Berlins der-
art drastische Einschnitte und Kür-
zungen nicht zuzumuten gewesen 
wären, die es gebraucht hätte, um 
diese Notlage in Gänze aus eigener 
Kraft zu bewältigen. 

Die Reaktion des Bundes und al-
ler anderen Länder fi el ebenso rasch 
wie eindeutig aus: Niemand war be-
reit, Berlin auf freiwilliger Basis zu 
helfen. Aus diesem Grund verklagte 
Berlin vor dem Bundesverfassungs-
gericht in Karlsruhe den Bund und 
die anderen Länder auf entspre-
chende Zahlungen. Voraussichtlich 
im Sommer 2006 soll es hierzu ein 
Urteil geben. 

Sparbeitrag geleistet

Die Feststellung, dass Berlin es aus 
eigener Kraft nicht schaffen wird, 
sich aus der entstandenen Zins-
Schuldenfalle zu befreien, bedeu-
tete allerdings nicht, dass Berlin die 
Hände in den Schoß legen konnte 
und nur zu warten brauchte, dass 
Bund und Länder endlich zahlten. 
Ohne eigene Anstrengungen war 
eine Klage in Karlsruhe völlig aus-
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sichtslos. Niemandem in der Bun-
desrepublik kann zugemutet werden, 
viele Milliarden Euro nach Berlin für 
öffentliche Leistungen und Ausga-
ben zu überweisen, die es zwar in 
Berlin, aber leider in keinem ande-
ren Bundesland gibt. »Sozialismus 
in einem Land« funktioniert ganz 
sicher nicht, zumindest nicht, wenn 
man wie Berlin darauf angewiesen 
ist, dass andere Bundesländer und 
deren Bürgerinnen und Bürger hier-
für bezahlen sollen. 

Aus diesem Grund hat Rot-Rot 
seit 2002 Schritt für Schritt ein Sa-
nierungsprogramm umgesetzt, mit 
dem in Karlsruhe nachgewiesen 
werden kann, dass Berlin alles Not-
wendige tut, um einen eigenen Bei-
trag zur Bewältigung der fi nanzpoli-
tischen Krise zu leisten. 

Ohne Berücksichtigung der Zins-
zahlungen fehlten Berlin jedes Jahr 
rund drei Milliarden Euro in der Kas-
se – laufende Ausgaben, die nur 
durch neue Kredite bezahlt werden 
konnten. Diese Größenordnung hat 
Rot-Rot in den zurückliegenden Jah-
ren durch verschiedene Maßnah-
men eingespart. Berlin wird deshalb 
im Jahr 2007 erstmals seit der Verei-
nigung einen Landeshaushalt vorle-
gen, der seine laufenden Ausgaben 
ohne zusätzliche Kredite bestreiten 
kann. Ein beispielloser, fi nanzpoliti-
scher Kraftakt. Hilfe der Anderen be-
nötigt Berlin nur noch, um die Lasten 
aus der entstandenen Verschuldung 
zu schultern, nicht um tatsächliche 
Leistungen für die Berliner Bevölke-
rung zu bezahlen. Diese begleicht 
Berlin nun erstmals seit 1991 aus ei-
gener Kraft und nicht auf Kosten An-
derer oder der Zukunft.

Dass ein solcher fi nanzieller 
Kraftakt nicht unbemerkt an einem 
Bundesland und seiner Bevölkerung 

vorbeigeht, ist selbstverständlich. 
Keine Gruppe oder Institution ver-
zichtet freiwillig und geräuschlos auf 
öffentliche Mittel – und dies wäre für 
eine Demokratie auch nicht gut. 

Soziale Balance gewahrt

Allerdings hat die Fraktion der 
Linkspartei.PDS bei der konkreten 
Verteilung der Kürzungen als einzige 
immer wieder darauf geachtet, dass 
der Grundsatz gilt, wonach Stärkere 
höhere Belastungen tragen können 
als Schwächere. 

Aus diesem Grund wurde eine 
der größten Einsparungen mit dem 
Ausstieg aus der Wohnungsbauför-
derung vorgenommen. Und deshalb 
belastet beispielsweise unsere Kita-
Gebührenreform mehr als 50 Pro-
zent der Berliner Familien nicht mit 
zusätzlichen Kosten. Öffentliche 
Leistungen wurden nicht einfach ge-
kürzt, sondern die begrenzten Res-
sourcen auf jene konzentriert, die 
sie am nötigsten haben. 

So müssen beispielsweise jene, 
die Sozialleistungen beziehen, auch 
keinen Eigenbeitrag für Schul- und 
Lernmittel zahlen. Einsparungen im 
Öffentlichen Dienst wurden erreicht 
durch Arbeitszeitverkürzungen bei 
sozial gestaffeltem Lohnverzicht und 
verbunden mit einer Arbeitsplatzga-
rantie bis 2009. 

Beim Weihnachtsgeld mussten 
vor allem die Besserverdiener im 
Öffentlichen Dienst deutliche Ein-
bußen hinnehmen. Das heißt, ein 
Staatssekretär musste mehr ver-
zichten als eine Sekretärin. 

Das sind einige der Grundprinzi-
pien, an denen sich linke Politik in 
meinen Augen orientieren muss, um 
auch dann politisch handlungsfähig 
zu bleiben, wenn die Situation in ei-

ner Kommune oder wie bei uns in ei-
nem Bundesland schwierig ist. Linke 
Politik kann nicht heißen, so lange 
zu warten, bis die äußeren Bedin-
gungen einmal angenehmer werden, 
ehe man Regierungsverantwortung 
übernimmt. Denn dann würde man 
es anderen politischen Konstellati-
onen überlassen, ihre Vorschläge 
durchzusetzen, um aus der Misere 
zu kommen. 

Da lohnt zum Vergleich ein Blick 
auf das, was die FDP-Fraktion zur 
Haushaltskonsolidierung in Berlin 
vorschlägt: Massive Kürzungen im 
Öffentlichen Dienst oder auch die 
Privatisierung kommunaler Wohnun-
gen, der BVG und der Krankenhäuser 
dieser Stadt. 

Wir als Linkspartei.PDS-Fraktion 
sind die einzige Kraft in der Stadt, 
die dafür gesorgt hat, dass die so-
ziale Balance Berlins nicht einer 
technokratischen Finanzpolitik zum 
Opfer gefallen ist. Wir haben die 
Zukunftsfähigkeit dieser Stadt ge-
sichert. ■
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Berlin ist Millionenmetropole und 
Hauptstadt. Wie unter einem Brenn-
glas werden hier die Probleme neo-
liberaler Bundespolitik sichtbar. Es 
gibt einige Gewinner und sehr viel 
mehr Verlierer, die Spaltung in arm 
und reich vertieft sich. Der durch 
mich vorgestellte Sozialstrukturatlas 
belegt, dass sich immer mehr Berli-
ner Kieze zu sozialen Brennpunkten 
entwickeln würden, ließe man dieser 
Entwicklung »ihren Lauf«. Die Stadt 
würde auseinander gerissen, rea-
le Parallelwelten von Höchstverdie-
nern einerseits und Menschen mit 
geringen Einkommen anderseits in 
jeweils voneinander abgeschotteten 
Stadtquartieren entstünden. Diesen 
Trend zu stoppen und ihm entgegen 
zu steuern, ist die zentrale Aufgabe 
einer Landesregierung, die den An-
spruch auf mehr soziale Gerechtig-
keit erhebt. Deshalb ist die Soziale 
Frage ständig auf unserer Tagesord-
nung. Und wir fordern und befördern 
ressortübergreifendes Handeln aller 
Politikbereiche.

Starke tragen mehr als Schwache

Erfolgreiche Politik ist nur möglich, 
wenn sich die Akteure über Rah-
menbedingungen und Kompetenzen 
im Klaren sind. Das gilt umso mehr, 
wenn im Sinne einer solidarischen 
Stadtgesellschaft starke Schultern 
mehr tragen sollen als schwache. 

Berlin hat viele Potenziale, aber 
auch Grenzen für eine solche Ent-
wicklung. Zunächst zu den Grenzen:

1. Berlin ist ein Notlagenland, 
schwer verschuldet, auf Bundesun-
terstützung angewiesen, alle erwar-
ten von Berlin eigene Konsolodie-
rungsanstrengungen.

2. Berlin kann an seiner Einnah-
meseite kaum etwas ändern – Stell-

JEDER MENSCH ZÄHLT
Heidi Knake-Werner

schrauben fehlen. Im Gegenteil: 
insbesondere die Steuerpolitik des 
Bundes trägt seit Jahren dazu bei, 
die öffentlichen Kassen zu schröp-
fen und die Kommunen arm zu ma-
chen.

3. Die enormen sozialen Ein-
schnitte bei Sozialleistungen durch 
Bundesgesetze, wie die Gesund-
heitsreform mit Praxisgebühr und Zu-
zahlungen, die Rente oder die Hartz-
Gesetze, tragen zur Polarisierung 
der Gesellschaft und zu wachsender 
Armut bei. Als Landesregierung kön-
nen wir diese verfehlte Politik nicht 
ausgleichen und auch nicht da Löcher 
stopfen, wo der Bund sie reißt.

4. Der übergroße Teil der Finan-
zen des sozialen Ressorts ist durch 
gesetzliche Aufgaben gebunden. Die 
Spielräume für politische Gestaltung 
sind klein.

Aber auch unter diesen Bedin-
gungen haben wir als Landesregie-
rung unseren politischen Gestal-
tungsanspruch nicht aufgegeben. 

Wir haben darauf geachtet, der 
neoliberalen Logik nicht zu folgen, 
sondern die uns zur Verfügung ste-
henden Mittel da einzusetzen, wo In-
novation und zukunftsfähige Struk-
turen unseres Gemeinwesens ge-
stärkt werden müssen. Wir wissen, 
es gibt Einsparungen, die auf Dauer 
teuer werden, weil Armut sich ver-
festigt, Betroffenen Entwicklungs-
möglichkeiten geraubt werden und 
die sozialen Potenziale einer Gesell-
schaft austrocknen.

Deshalb bestimmten drei Grund-
linien die inhaltlichen und fi nanziel-
len Schwerpunkte unserer Arbeit:

1. Galt es, die zivilgesellschaft-
lichen Strukturen, in den Kiezen zu 
erhalten und auszubauen, damit die 
Menschen nicht am Rande, sondern 
mittendrin sind.

2. Galt es, eine Integrationspoli-
tik voranbringen, die die Vielfalt för-
dert und den Zusammenhalt stärkt.

3. Galt es, zentrale Bereiche der 
öffentlichen Daseinsvorsorge wie 
Krankenhäuser dauerhaft zu sichern, 
damit nicht der Profi t, sondern der 
Mensch im Mittelpunkt steht.

Mehr Leistung auch für 
weniger Geld möglich

Auf dieser Grundlage wollen wir zur 
Entwicklung der solidarischen Stadt-
gesellschaft beitragen und Ressour-
cen ressortübergreifend konzent-
rieren, da wo sie am nötigsten ge-
braucht werden. In den letzten Jah-
ren habe ich ganz schnell gelernt, 
dass Sparen nicht automatisch 
mit Leistungsabbau über- oder gar 
gleichgesetzt werden muss. Wir ha-
ben sehr oft erreicht, dass trotz ge-
ringerer fi nanzieller Mittel das Leis-
tungsangebot für die Hilfebedürf-
tigen erhalten werden konnte. Das 
gelang uns, weil wir auf die Kreati-
vität und Ideen der Beteiligten set-
zen konnten, sie als Partner im Ver-
änderungsprozess ernst genommen 
haben. Denn die Hirne und Herzen 
der Menschen sind die eigentlichen 
Potenziale unserer Stadt. Diese Res-
sourcen sind in keinen Haushalt ein-
stellbar, aber sie sind für ein im Sin-
ne der Solidarität funktionierendes 
Gemeinwesen unverzichtbar.

Berlin ist auch die Hauptstadt 
der Selbsthilfe. Damit sie es bleibt, 
haben wir das landesweite Netz an 
Stadtteilzentren, Nachbarschafts-
häusern, Selbsthilfekontaktstellen 
langfristig fi nanziell abgesichert. 
Damit verfügen wir in Berlin über 
eine soziale Infrastruktur, durch die 
sich jenseits des Kommerzes sozia-
les und kulturelles Leben entwickeln 
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kann. Hier treffen Menschen auf 
Gleichgesinnte und Andersdenken-
de, hier gibt es Rat und Unterstüt-
zung zur Bewältigung des Alltags 
und Angebote selbst aktiv oder eh-
renamtlich tätig zu werden.

Wir stärken das Ehrenamt und 
das bürgerschaftliche Engagement 
nicht als Ersatz für staatliche Auf-
gaben, sondern als Kern sozialen 
Zusammenhalts. Wir haben mit der 
Einführung von Haftpfl icht- und Un-
fallversicherung mehr Sicherheit 
für ehrenamtlich Tätige hergestellt 
und mit dem »Freiwilligenpass« die 
Anerkennung erworbener sozialer 
Kompetenzen geschaffen.

Mit der Finanzierung und lang-
fristigen Planungssicherheit für die 
Wohlfahrtsverbände und Projektträ-
ger haben wir die soziale und ge-
sundheitliche Infrastruktur für die 
Betroffenengruppen gesichert, die 
öffentlicher Hilfe in besonderer Weise 
bedürfen: Wohnungslose, Behinder-
te, ältere Menschen (Koordinierungs-
stellen rund ums Alter) aber auch für 
jene, die selbst organisierte Struktu-
ren aufbauen und nutzen wollen, zum 
Beispiel im Bereich Gesundheit. The-
men sind hier Rheuma, Brustkrebs 
etc., Aids-Hilfe, Präven tion (Drogen 
und Sucht) Gesundheitsförderung 
und die insbesondere bei Kindern.

Angebote für mehr Teilhabe

Arbeitslosigkeit, vor allem Langzeit-
arbeitslosigkeit ist eine zentrale Ur-
sache für die Zerstörung des sozia-
len Zusammenhalts, für wachsende 
Armut und soziale Ausgrenzung ins-
besondere unter den Bedingungen 
des Arbeitslosengeldes II. 

In Berlin leben etwa 500.000 
Menschen von diesen Grundsiche-
rungsleistungen. Da sind Maßnah-

men für ein soziales Umfeld beson-
ders wichtig. Wir haben eine bun-
desweit anerkannte Regelung für 
die Wohnkosten geschaffen, die die 
Sicherung der bisherigen Wohnung 
in den Mittelpunkt stellt, sowie die 
Bedingungen für eine psychosozi-
ale Beratung verbessert. Zum Bei-
spiel durch verstärkte Angebote der 
Schuldnerberatung und ein umfas-
sendes Netz für Drogen- und Sucht-
beratung. 

Und in Berlin fahren Arbeitslosen-
geld II-Bezieher mit dem Sozialticket 
zum halben Preis mit Bus und Bahn, 
bezahlen in Opern und Theatern nur 
drei Euro Eintritt und können Biblio-
theken kostenlos nutzen.

Ein wichtiges Handlungsfeld 
für eine solidarische Stadt ist ei-
ne Integrationspolitik, die Vielfalt 
fördert und Zusammenhalt stärkt. 
Entscheidend kann eine Interkultu-
relle Jugendarbeit, interkulturelle 
Fami lienaktivitäten sowie eine in-
tegrative Gesundheits- und Sozial-
arbeit sein. 

Gemeinsam mit der Senatsver-
waltung für Wirtschaft, Arbeit und 
Frauen wollen wir auf dem Arbeits-
markt vor allem die Einstiegsschwel-
len für jugendliche Migrantinnen 
und Migranten senken: zusätzliche 
Ausbildungsprojekte fi nanzieren 
und die berufl iche Qualifi kation mit 
der Sprachförderung verbinden. 

Schließlich muss auch noch er-
wähnt werden, dass es häufi g Mig-
rantinnen und Migranten sind, die 
unter der Zwei-Klassen-Medizin zu 
leiden haben oder bei deren Kin-
dern verstärkt gesundheitliche Risi-
ken auftreten.

Und genau an dieser Stelle greift 
der Öffentliche Gesundheitsdienst 
(ÖGD), wie wir ihn wollen und auch 
gegen alle Angriffe verteidigen konn-

ten. Er bietet die Chance, gezielt dort 
einzugreifen, wo Gefährdungen und 
Gesundheitsdefi zite am größten 
sind. Dabei soll er nicht bevormun-
dend wirken – die Menschen sol-
len in ihren Lebensräumen mit Un-
terstützung des ÖGD stark gemacht 
werden.

Nichts geht in Berlin bekannter-
maßen ohne die Bezirke. Sie haben 
eine große Autonomie – freilich un-
ter grundsätzlich gleichen Rahmen-
bedingungen. Wer daher etwas für 
die Menschen in der Stadt erreichen 
will, ist gut beraten, dies möglichst 
im Konsens mit den Bezirken anzu-
packen. Bei der Reform des Öffentli-
chen Gesundheitsdienstes und dem 
bürgerfreundlicheren Umbau der 
bezirklichen Sozialämter haben wir 
uns von Anfang an an dieses Prinzip 
gehalten. Der Prozess mit gemein-
samen Arbeitsgruppen, Lenkungs-
gremien und Anhörungen war müh-
sam und leider nicht immer frei von 
parteitaktischen Motiven. Auf die 
Kompetenzen und Ideen, die dabei 
entstanden sind, möchte aber keiner 
mehr verzichten. 

Berlin entwickelt sich mit der Links-
partei.PDS in der Regierung zu einer 
sozialen und solidarischen Stadtge-
sellschaft, die für ihre so verschie-
denartige Bevölkerung Angebote 
zum Miteinander bereithält. Für die, 
die Hilfe brauchen, wie auch für die, 
die helfen wollen. Meine Politik hat 
dafür neue Möglichkeiten geschaf-
fen. Darauf können wir angesichts 
der Rahmenbedingungen in diesem 
Lande durchaus stolz sein. ■
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Die Innenpolitik Berlins war über ein 
Jahrzehnt geprägt von Scharfmache-
rei und Repression. 

Unter CDU-Innensenatoren stan-
den sich Polizei und Demonstranten 
oft als unversöhnliche Gegner ge-
genüber. Vor fast jeder Demonstra-
tion wurde in der Stadt aufgemus-
kelt. Die Berliner Polizei hatte über 
die Landesgrenzen hinaus den Ruf 
einer »Prügeltruppe«. 

Nach dem 11. September 2001 
verschärfte sich zudem das innenpo-
litische Klima. Mit den frei nach Bun-
desinnenminister Schily benannten 
»Otto-Paketen« wurden Polizei und 
Justiz neue massive Eingriffsrechte 
gewährt, die aus der Sicht der Links-
partei.PDS-Fraktion bürgerrechtlich 
hochproblematisch sind. 

Wir setzen dagegen auf eine an-
dere Richtung in der Innenpolitik. 
Dies zeigt sich exemplarisch im Um-
gang mit dem Demonstrationsrecht.

Erfolge durch Deeskalation 

Für uns als sozialistische Bürger-
rechtspartei sind das Demonstra-
tionsrecht und die Organisations-
freiheit hohe Güter. Sie sind ein 
wesentlicher Garant für Demokratie 
und freie Meinungsäußerung. Da-
von wollten wir zusammen mit dem 
Koalitionspartner die Berliner Poli-
zei überzeugen. Nicht mit Verbots-
drohungen, wie früher unter CDU-
Innensenatoren, sondern mit einer 
vernünftigen Deeskalationsstrate-
gie sollten künftig Demonstra tionen 
in Berlin vorbereitet werden. An die 
Stelle martialischen Auftretens soll-
ten Gespräch und Verhandlungen 
treten. 

Solche Veränderungen im Auftre-
ten der Polizei konnten Demonstran-
ten bereits bei den vielfältigen De-

monstrationen anlässlich des Bush-
Besuchs im Mai 2002 feststellen. 

Am deutlichsten ist die Verände-
rung aber am 1. Mai zu spüren. Jah-
relang hielt sich die Mär, die Randale 
in Kreuzberg sei eine Veranstaltung 
der Linken, die Gewalt ginge von den 
so genannten Revolutionären Demos 
aus. Gleichzeitig hielt die linksradi-
kale Szene den Spruch »Ohne Bullen 
kein Krawall« für die Wahrheit. Die 
Jahre 2002 und 2003 haben nach-
gewiesen, dass beides Unsinn ist. 
Durch die maximale Zurückhaltung 
der Polizei blieben die Demonstra-
tionen friedlich, die Randale gab 
es dennoch. Danach hatten außer 
der CDU alle begriffen, dass dieses 
Problem vorwiegend unpolitischer 
Jugendgewalt nicht durch massives 
Polizeiaufgebot zu lösen ist. 

So gibt es jetzt ein breites zivil-
gesellschaftliches Engagement, um 
den 1. Mai auch in Kreuzberg einer-
seits wieder zu politisieren und Ju-
gendgewalt andererseits zurückzu-
drängen. Die beharrliche Arbeit un-
serer Bezirksbürgermeisterin Cor-
nelia Reinauer sowie der vielen Ini-
tiativen und Verbände haben dann 
in den Jahren 2004 einen weiteren 
Rückgang von Gewalt bewirkt und 
2005 erstmals seit 1987 einen fried-
lichen 1. Mai in Kreuzberg gebracht. 
Die Berliner Polizei konnte spüren, 
dass ihr der Imagewechsel zu einer 
deeskalierenden, bürgeroffenen Po-
lizei in der Öffentlichkeit nur nutzen 
kann, und es besteht gute Hoffnung, 
dass sie auch in diesem Jahr daran 
anknüpft. 

Keine Chance für Nazis

Ein besonderes Problem im Umgang 
mit Demonstrationsrecht und Orga-
nisationsfreiheit stellen Aufmärsche 

und Gewalttaten von Neonazis und 
Rechtsextremen dar. Schon seit län-
gerem treten Neonazis nur noch sel-
ten mit strafrechtlich relevanten Pa-
rolen oder mit offenen Aufrufen zur 
Gewalt auf. Ihre menschenverach-
tende, rassistische und antisemiti-
sche Propaganda knüpft am Stamm-
tischniveau der Gesellschaftsmit-
te an. Ihre Demonstrationen fi nden 
beispielsweise unter dem Motto »Ar-
beitsplätze zuerst für Deutsche« oder 
»Für ein nationales Jugendzentrum« 
statt. Selbstverständlich wissen wir 

– es sind Neonazis. Wir wissen auch, 
welches Gewaltpotential und welche 
Gesinnungen dahinter stecken. Sie 
sind eine ernste Bedrohung für all 
das, was wir uns unter einer offenen, 
demokratischen und solidarischen 
Gesellschaft vorstellen. Warum nicht 
alles verbieten?

Verbot ist keine Lösung

Die Antwort ist relativ einfach. Der 
Grundsatz, »vor dem Gesetz sind al-
le gleich« gilt auch für Leute, deren 
Ansichten und Parolen uns verhasst 
sind. Angenommen, ein Verbot wür-
de vor den Gerichten Bestand ha-
ben, was selten der Fall war: Eine 
Verbotstrategie würde sich poten-
ziell auch immer gegen die Linke 
richten können. Nicht nur die Union 
predigt immer wieder die unsägliche 
Gleichsetzung von Rechts und Links. 
Würden wir eine Demonstration von 
Neonazis unter einem der oben ge-
nannten Motti verbieten, würden 
wir einen Präzedenzfall schaffen, 
der das Verbot einer Demonstra tion 
zum Beispiel gegen die unsoziale 
EU-Dienstleistungsrichtlinie (Bolke-
stein-Richtlinie) ermöglichen könn-
te. Eine Einschränkung bürgerlicher 
Freiheitsrechte – auch in der guten 
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Absicht, Rechtsextremismus zu be-
kämpfen – hätte schwere Nebenwir-
kungen und Folgen für die Demokra-
tie insgesamt. Die müssen bedacht 
werden. Zudem lassen sich gesell-
schaftliche Probleme selten durch 
Verbote lösen, allenfalls kurzfristig 
verdrängen. Gleichwohl haben wir 
den Verboten der rechtsextremen 
Kameradschaften BASO und Thor 
durch Berlins Innensenator Erhart 
Körting zugestimmt. Zum einen, 
weil es uns vereinsrechtlich möglich 
und unbedenklich erschien und zum 
anderen, weil es den Entscheidungs-
druck auf jugendliche Mitläufer und 
Sympathisanten erhöhte. Grund-
sätzlich aber lässt sich der Kampf 
gegen den Rechtsextremismus nur 
politisch durch den Druck der Zivil-
gesellschaft gewinnen. 

Am 8. Mai 2005 haben wir, die 
Bürgerinnen und Bürger Berlins, die 

Polizei und die politischen Parteien, 
den Rechtsextremen eine Niederla-
ge beigebracht, die diese Argumen-
tation bestätigt.

NPD und JN hatten für den Tag 
der Befreiung vom Faschismus ei-
ne Demonstration unter dem Motto 
»Schluss mit dem Schuldkult« zum 
Brandenburger Tor angemeldet. Ein 
Demonstrationsverbot gab es nicht. 
Wohl aber starke Aufl agen. Gleich-
zeitig mobilisierte ein großes demo-
kratisches Bündnis gegen den Nazi-
Aufmarsch und blockierte die Lieb-
knecht-Brücke über die Spree. Die 
Nazi-Demonstration konnte nicht 
marschieren, die Polizei sah sich au-
ßerstande, die Blockade aufzulösen 
und schickte die Neonazis auf die 
Heimreise. Das zivilgesellschaftliche 
Engagement und eine besonnene 
Polizei taktik haben im Zusammen-
spiel die rechtsextreme Provokation 

gestoppt. In der Folge ließ die Mobi-
lisierungskraft der Rechtsextremen 
in Berlin nach. Nun wird mancher 
einwenden: in der Mitte der Stadt, 
an international symbolträchtigen 
Orten, hat es einmal funktioniert. In 
den Bezirken aber können die Neo-
nazis marschieren.

Wir fi nden, was in Mitte funk-
tioniert, sollte auch in Lichtenberg, 
Pankow oder Treptow-Köpenick ver-
sucht werden. Uns ist die verfas-
sungsrechtliche Gratwanderung ei-
ner solchen Verhinderungsstrategie 
durchaus bewusst. 

Entscheidend aber für uns ist die 
Beförderung zivilgesellschaftlichen 
Widerstandes gegen Rechtsextre-
mismus. Der kann von Polizei wahl-
weise behindert oder unterstützt 
werden. Wir wollen Letzteres. Die 
Arbeit der Mobilen Beratungsteams 
gegen Rechtsextremismus, der vie-
len Gruppen und Initiativen und der 
Protest gegen Nazis in den Bezirken 
haben auch dort deren Mobilisie-
rungsfähigkeit geschwächt.

 Mehr als der halbe Weg ist be-
gangen worden in den letzten fünf 
Jahren. Teilweise mit Unterstützung 
aus der Polizei, teilweise gegen Ein-
wände aus dem Apparat und meis-
tens konnten wir unseren Koalitions-
partner in dieser Frage auch gewin-
nen. Gemessen an den Ausgangs-
bedingungen und den allgemeinen 
Trends im Bund und in anderen Län-
dern eine ordentliche Leistung. 

Wer nach dem Anteil der Links-
partei.PDS-Fraktion an dieser politi-
schen Linie der Wahrung von Bürger-
rechten einerseits und dem Kampf 
gegen Rechtsextremismus anderer-
seits fragt, möge den Vergleich su-
chen zu Landesregierungen, an de-
nen wir nicht beteiligt sind. ■
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STARKE POLITIK FÜR SCHWACHE
Jutta Matuschek

Wir als Linkspartei.PDS-Fraktion ste-
hen für eine zukunftsfähige und so-
zial gerechte Verkehrspolitik, die ei-
ne hohe Lebensqualität der Bürger 
und eine lebenswerte Stadt zum Ziel 
hat. Wir machen uns stark sowohl für 
die sozial als auch für die PS-Schwä-
cheren. Für uns ist die Mobilität der 
Bürgerinnen und Bürger keine Frage 
des Geldbeutels, sondern ein Grund-
recht.

Sozial gerecht und ökologisch

Verkehrspolitik ist immer auch Wirt-
schafts-, Sozial- und Umweltpolitik. 
Das beginnt für die Linkspartei.PDS-
Fraktion mit einer deutlichen Verrin-
gerung der Schadstoffbelastung und 
konsequenten Maßnahmen zum Kli-
maschutz. Dem dient unter anderem 
der beschlossene Luftreinhalteplan 
des Senats, wonach ab 2008 in die 
Innenstadt nur noch Fahrzeuge fah-
ren dürfen, die den strengen EU-
Normen zum Ausstoß von Dieselruß 
und anderen Schadstoffen entspre-
chen. Bei der Ausrüstung der BVG-
Busfl otte mit Dieselfi ltern ist Berlin 
beispielgebend. 

Spürbare Fortschritte wurden in 
der zurückliegenden Legislaturpe-
riode für den Fußgänger- und Fahr-
radverkehr erreicht. Nahezu die 
Hälfte aller Berliner Haushalte ver-
fügt nicht über ein Auto. Gleichzei-
tig ist fast die Hälfte aller in Berlin 
zurückgelegten Wege kürzer als drei 
Kilometer. Durch die von uns vertre-
tene Verkehrspolitik zählt Berlin zu 
den fahrradfreundlichsten Städten 
der Bundesrepublik. An U-, S- und 
Regionalbahnhöfen wurden Fahrrad-
abstellplätze angelegt. Die großen 
Anlagen umfassen jetzt 16.500 Stell-
plätze. Das weit verzweigte Berliner 
Fahrradnetz wurde weiter entwickelt, 

durchgängige schnelle Hauptrouten 
wurden geplant und ausgebaut. 
Auch durch das Regierungsviertel 
und am Kanzlergarten vorbei kann 
nun geradelt werden. Das Fahrra-
droutennetz wird eine Gesamtlänge 
von etwa 660 Kilometern erreichen.

Beachtlich sind gleichfalls die 
Verbesserungen im ÖPNV für eine 
barrierefreiere Fahrt. 94 Prozent der 
BVG-Busse und 82 Prozent der Stra-
ßenbahnen sind mittlerweile behin-
dertengerecht bzw. -freundlich, 32 
Prozent der U-Bahnhöfe mit Aufzü-
gen ausgestattet. Dennoch sind wei-
tere Anstrengungen nötig.

Früchte trägt nicht zuletzt das von 
der Linkspartei.PDS-Fraktion ini ti-
ier te Verkehrssicherheitsprogramm. 
Dabei kommt es uns darauf an, nicht 
nur mit wohlmeinenden Appellen 
den Rasern Einhalt zu gebieten, 
sondern auch durch bauliche und 
ordnungspolitische Maßnahmen 
das Verkehrsgeschehen sicherer zu 
machen. Verkehrserziehung in den 
Kitas und Schulen, die durch Rot-
Rot breite Unterstützung erfuhr, ist 
nur ein Glied einer langen Lernket-
te. Leider ist der Zustand vieler Ver-
kehrsgärten und Verkehrsschulen 
unzureichend. 

Jugendliche Fahranfänger können 
durch das »Begleitete Fahren mit 17« 
besser sicheres Fahrverhalten erler-
nen. In einer beispielhaften Aktion 
wurden in Berlin zusammen mit dem 
Fuhrgewerbe und den landeseige-
nen Unternehmen BVG und BSR Si-
cherheitsspiegel an LKW angebracht, 
um Unfälle beim Rechtsabbiegen zu 
vermeiden. Im Ergebnis dieser und 
weiterer Maßnahmen ist der Rück-
gang der Zahl der Verkehrsunfälle 
bemerkenswert. 2005 erreichte die 
Zahl der Verkehrstoten den zweit-
niedrigsten Stand seit 1991.

Verbesserung der vorhandenen 
statt neuer Verkehrsanlagen ist ein 
Schwerpunkt unserer Verkehrspo-
litik genauso wie die Verlagerung 
von mehr Kompetenzen in die Be-
zirke. So wurde den Bezirken mehr 
Zuständigkeiten für Parkraumanord-
nung und -bewirtschaftung, Radspu-
ren, Zebrastreifen, Tempo-30-Zonen 
und Beschilderung übertragen. Statt 
teurer Radwege wurden sichere Rad-
spuren eingerichtet, Zebrastreifen 
statt Ampeln. 

Fazit nach fünf Jahren Regierungs-
beteiligung in Berlin: Mit einer star-
ken Linkspartei.PDS-Fraktion lassen 
sich die Belange der »schwachen« 
Verkehrsteilnehmer wie Fußgänger, 
Radfahrer, ältere Menschen und 
Menschen mit Behinderungen bes-
ser vertreten.

Gegen Privatisierung

In Zeiten des Neoliberalismus und 
knapper kommunaler Kassen herrscht 
auch im Verkehrswesen Goldgräber-
stimmung. Berlin hat sich der Privati-
sierungswut deutlich widersetzt. 

Der Versuch, unter dem Tarnman-
tel des europäischen Wettbewerbs 
das kompakte S-Bahn-Netz aufzu-
spalten, wurde abgewehrt. Der Ver-
kehrsvertrag zwischen dem Land 
Berlin und der Deutschen Bahn AG, 
für den sich die Linkspartei.PDS-
Fraktion engagiert einsetzte, eröff-
net mit seiner langen Laufzeit bis 
2017 der S-Bahn Berlin GmbH und 
ihren Beschäftigten eine gesicherte 
Perspektive.

Vor wenigen Tagen hat das Bun-
desverwaltungsgericht in Leipzig 
grünes Licht für den Bau des Flug-
hafens Berlin Brandenburg Interna-
tional (BBI) erteilt. Das schon ein-
geleitete Privatisierungsverfahren, 
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das alle Risiken bei der öffentlichen 
Hand abgeladen hätte, wurde auf 
unsere Initiative von der Koalition 
beendet. Damit wurde verhindert, 
dass privaten Investoren auf Kosten 
der Allgemeinheit eine Lizenz zum 
Gelddrucken erhalten. 

Die alte Flughafen-Holding wur-
de aufgelöst, das landeseigene Un-
ternehmen umstrukturiert und die 
Wirtschaftlichkeit der Flughafenge-
sellschaft erhöht. Seit August 2004 
existiert der Planfeststellungsbe-
schluss für den Ausbau Schönefelds, 
der mit dem Urteil in Leipzig nun mit 
deutlichen Aufl agen zum Lärmschutz 
und mit Nachtfl ugverboten ganz im 
Sinne der Anwohnerinnen und An-
wohner bestätigt wurde. 

Sanierung auf dem Weg

Auch die BVG ist ein Objekt der Be-
gierde. Bereits vor Rot-Rot gab es ei-
ne Option zur Privatisierung an die 
Deutsche Bahn AG. Solche Ambi-
tionen bestehen bis heute. In einer 
seltsam anmutenden Einheitsfront 
radikaler Marktwirtschaftler von CDU 
über FDP bis Bündnis 90/Die Grünen 
wird an Konzepten gebastelt, die 
auf Aufspaltung und Zerschlagung 
des kommunalen Verkehrsunterneh-
mens BVG zielen. Das Ergebnis wäre 
eine kraftlose öffentliche Hand, die 
nur noch den Vorgaben den priva-
ten Betreiber des Nahverkehrs folgen 
könnte und deren Vertragsvorgaben 
erfüllen müsste, einschließlich stei-
gender Fahrpreise und Kosten für 
den Steuerzahler.  

Die politische Strategie der Links-
partei.PDS-Fraktion sah und sieht 
anders aus. Wir wollen die Erhaltung 
der BVG als kommunalen Betrieb, ih-
re Sanierung und ihren Ausbau als 
leistungsfähiges Verkehrsunterneh-

men. Deshalb kam das Land kam 
seinen fi nanziellen Verpfl ichtungen 
gegenüber der BVG gemäß des aktu-
ellen Unternehmensvertrages nach, 
wie auch der Berliner Nahverkehrs-
markt während der Vertragslaufzeit 
für andere Nahverkehrsanbieter ge-
schlossen blieb. Den Erhalt des kom-
munalen, integrierten Verkehrsunter-
nehmens durch Direktbeauftragung 
ohne Ausschreibung bis 2020 haben 
auch die 12.000 Beschäftigten der 
BVG durch Verzicht auf Einkommen 
ermöglicht. 

Während jedoch die Masse der 
BVG-Beschäftigten mit ihrem Lohn-
verzicht Gemeinsinn demonstrierte 
und in der Links partei.PDS-Fraktion 
eine verlässliche Fürsprecherin hat, 
wurden in den Führungsetagen des 
Unternehmens Steuergelder lange 
leichtfertig ausgegeben.

 In einer »Gehälteraffäre« im Jahr 
2003 rügte der Landesrechnungshof 
die üppige Bezahlung in den höhe-
ren Managementetagen der BVG. 
Das wurde bereinigt. Auf Druck der 
Linkspartei.PDS-Fraktion und ver.di 
wurde schließlich auch auf der obe-
ren Führungsebene ein Lohnverzicht 
von 12 Prozent im neuen Tarifver-
trag durchgesetzt. Die Koa lition be-
schloss inzwischen »Leitlinien für 
die Vergütungsstruktur von Füh-
rungskräften« in landeseigenen Un-
ternehmen. 

Natürlich wissen wir, dass auf 
der BVG ein enormer Kostendruck 
lastet, nicht nur durch den Wettbe-
werb, sondern auch durch die unter 
CDU-Regie in den 1990er Jahren ent-
standene Schuldenlast. Das Defi zit 

– gegenwärtig rund eine Milliarde 
Euro – ist zwar nicht weiter ange-
wachsen, aber von schwarzen Zah-
len ist die BVG noch weit entfernt. 
Dafür braucht Verkehrspolitik einen 

langen Atem. Exemplarisch für die 
ungeeignete Strategie des BVG-Vor-
standes, kurzfristige Bilanzkosmetik 
auf Kosten eines guten öffentlichen 
Nahverkehrs zu betreiben, war 2004 
der Versuch, nagelneue Niederfl ur-
straßenbahnen wieder zu verkaufen. 
Er scheiterte am politischen Druck 
der PDS-Fraktion. 

Wir setzten uns auch dafür ein, 
dass es in Berlin nicht in jedem Jahr 
zu Fahrpreiserhöhungen kam und 
dass Anhebungen 2003 und 2004 im 
Vergleich zu anderen Großstädten 
der Bundesrepublik relativ niedrig 
blieben. Angesichts üppiger Bera-
terverträge und fragwürdiger Investi-
tionen des alten BVG-Managements 
galt es, nicht erneut die Fahrgäste al-
leine die Last unangemessener Aus-
gaben tragen zu lassen. Durch die In-
tervention der Links partei.PDS-Frak-
tion wurden zum Beispiel die Klein-
gruppenkarte wieder eingeführt, die 
Preise für Schüler- und Geschwister-
tickets blieben weitestgehend sta-
bil, auch die kostenlose Fahrrad-
mitnahme für personengebundene 
Zeitkarteninhaber konnte durchge-
setzt werden.

Leider gelang es uns nicht, einen 
sofortigen Ersatz der alten Sozial-
karte durchzusetzen. Im Jahr 2005 
konnte jedoch für alle Arbeitslosen-
geld II-Empfänger eine neue Rege-
lung durchgesetzt werden, die bei-
spielgebend für die gesamte Bun-
desrepublik ist, seitdem durch Hartz 
IV die Mobilitätssicherung auf der 
Strecke blieb. In Berlin fahren Ar-
beitslosengeld II-Empfangende und 
andere sozial Schwache zum halben 
Preis. ■



Vor fünf Jahren wurde ich in dem 
Wahlkreis Karow-Blankenburg-Hei-
nersdorf direkt als Abgeordneter 
gewählt. Er war der einzige Wahl-
kreis in Ostberlin, den die CDU von 
1990 bis 1999 immer wieder gewin-
nen konnte. So mischte sich mit der 
Freude über den großartigen Wahl-
sieg der PDS auch der persönliche 
Stolz über den Erfolg in der einsti-
gen CDU-Hochburg. Wenig später 
saß ich in der Verhandlungskom-
mission der PDS zu den Koalitions-
verhandlungen. Es war die Nachtsit-
zung, an deren Ende die Bildung ei-
ner Regierung von SPD und PDS ver-
kündet wurde. PDS und SPD tagten 
getrennt oder besser gesagt: Bei der 
SPD gingen einige schon zum Rot-
weintrinken über, während sich die 
einen Raum weiter sitzende PDS-De-
legation noch an den für sie offenen 
Fragen des Koalitionsvertrages ab-
mühte und ihre Kaffeevorräte merk-
lich zur Neige gingen.

Schließlich ließ Gregor Gysi ab-
stimmen. Ich stimmte als einziger 
gegen den Eintritt in die Koalition. 
Ich argumentierte vor allem damit, 
dass die Summe der haushaltspo-
litischen Entscheidungen für uns 
weder zu vermitteln noch zu tragen 
sei, also parteipolitisch. Gysi hielt 
dagegen, dass die Haushaltskonso-
lidierung aufgrund der Berliner Ver-
hältnisse der zentrale Maßstab für 
die künftige Regierung sein müsse 
und der Erfolg von Rot-Rot am Ende 
vor allem an der Sanierung der Lan-
desfi nanzen gemessen werde. Er ar-
gumentierte gesellschaftspolitisch. 
Letztlich eine theoretische Diskus-
sion, weil man sich die Bedingun-
gen, unter denen regiert wird, nicht 
aussuchen kann. 

Sparen war doch für viele einfach 
nur ein abstrakter Sachzwang. Da-

LEHRMEISTERIN WIRKLICHKEIT
Marian Krüger

für waren Haushälter verantwort-
lich, man selbst wollte damit mög-
lichst wenig zu tun haben. In einer 
Umfrage, in der die Berlinerinnen 
und Berliner gefragt wurden, wo sie 
im Landeshaushalt sparen würden, 
lautete die Antwort mehrheitlich: im 
Öffentlichen Dienst. Wo würden sie 
weniger sparen bzw. mehr ausge-
ben: Bei Bildung und Polizei. Ob sie 
sich darüber bewusst waren, dass 
mehr als die Hälfte des Öffentlichen 
Dienstes aus Lehrern und Polizisten 
bestand?

 Man kann individuell gegen die-
se Sachzwänge rebellieren. Die Po-
litik kann ihnen nicht ausweichen. 
Und wenn man mich heute nach ei-
nem Resümee der Regierungsbetei-
ligung fragen würde, dann hieße die 
Antwort: Die Wirklichkeit ist die bes-
te Lehrmeisterin. 

Was Abgeordnete 
ausrichten können 

Die Verteilung der Sparlasten im 
Öffentlichen Dienst gehörte zu den 
Themen, für die ich als Abgeordne-
ter verantwortlich war. Können Ab-
geordnete dort überhaupt in Ent-
scheidungen der Landesregierung 
eingreifen, wenn sie den Eindruck 
haben, dass an der falschen Stelle 
gespart wird? 

Im Sommer 2002 bat uns die 
Hauptjugend- und Auszubildenden-
vertretung um ein dringendes Ge-
spräch. Aufgrund der Personalein-
sparungen fehlten viele Stellen für 
die Übernahme von jungen Leu-
ten. Wenn der Haushalt ohne Über-
gangsregelungen für die jungen Leu-
te beschlossen werde, bliebe für vie-
le nur der Gang zum Sozialamt, hieß 
es. Die jungen Leute hatten schon 
viele Gespräche hinter sich. Nun 

saßen sie bei meiner sozialdemo-
kratischen Kollegin und mir. In der 
Koalitionsrunde bekamen wir dann 
von einigen zu hören: Wir müssten 
mal zur Kenntnis nehmen, dass es 
in der privaten Wirtschaft auch kei-
ne Übernahmegarantie gäbe und 
dass das, was wir wollten, doch nur 
eine Privilegierung des Öffentlichen 
Dienstes sei. Die Wahrnehmung von 
sozialer Verantwortung durch einen 
öffentlichen Arbeitgeber hat meiner 
Meinung nach jedoch nichts mit Pri-
vilegierung zu tun. Und schließlich 
konnten wir gemeinsam mit den 
sozialdemokratischen Kollegen er-
reichen, dass im Doppelhaushalt 
2000/2003 einige Übernahmemög-
lichkeiten für Auszubildende im Öf-
fentlichen Dienst erhalten blieben.

Das ist nicht das einzige Beispiel 
dafür, dass wir Kritik aus dem au-
ßerparlamentarischen Raum kon-
struktiv aufgreifen konnten. So ha-
ben wir nach entsprechenden GEW-
Kritiken die Oberstufenzentren von 
mehr als einer Millionen Euro Perso-
naleinsparungen befreit. 

Als Abgeordnete einer Regie-
rungsfraktion sind wir nicht nur ein-
mal unserer Pfl icht nachgekommen, 
unsere Regierung zu kritisieren und 
Alternativen zu Entscheidungen der 
Verwaltung aufzuzeigen. Die Debat-
ten, ob an der richtigen Stelle ge-
spart wird, sind und bleiben nötig. 
Doch Ersatz für politisches Handeln 
können sie nicht sein. 

Der Handlungsbedarf, wie es in 
der Sprache der Haushälter heißt, 
beträgt für 2002 bis 2006 mehr als 
drei Milliarden Euro. Das konnte nie-
mand wegdebattieren. Dies war das 
laufende Defi zit zu Beginn der Arbeit 
von Rot-Rot. Zum Ende der Legisla-
turperiode wird das Defi zit abgebaut 
sein, ist diese Arbeit getan. 

Öffentlicher Dienst & Haushalt



Die langsame Gesundung der 
Landesfi nanzen wird sich im Jahr 
2007 erstmals seit Anfang der 90er 
im Berliner Landeshaushalt Über-
schuss bemerkbar machen. Gerade 
jetzt fl ammen wieder Diskussionen 
darüber auf, ob denn die Sanierung 
von Landesfi nanzen ein politischer 
Inhalt sein könne, für den Sozia-
listinnen und Sozialisten eintreten 
sollten? 

Für uns war immer klar, wenn wie 
in Berlin, ein Haushaltsnotstand das 
öffentliche Gemeinwesen bedroht, 
dann ist das genau der Moment, wo 
sich eine linke Partei wie die PDS 
auch bewähren kann. Denn keine 
politische Kraft in Berlin kommt an 
den harten Zwängen des Haushalts 
vorbei. 

Die Differenz zwischen den Par-
teien wird dort deutlich, wo sie beim 
Sparen Grenzen ziehen, wie sie das 
wenige Vorhandene und für wen 
ausgeben. 

Privatisierungen stoppt man 
nicht aus der Opposition

Im Kern des Konfl iktes steht dabei 
der öffentliche Sektor in Berlin. FDP 
und Grüne plädieren für eine Ver-
schärfung des Personalabbaus. Vi-
vantes, BVG, Teile der Berliner Poli-
zeibehörde, die verbliebenen kom-
munalen Kitas, das Studentenwerk, 
die Wohnungsbausgesellschaften, 
das IT-Dienstleistungszentrum und 
selbst die BSR stehen auf dem Spei-
sezettel entweder der einen oder der 
anderen oder aller beider Opposi-
tionsparteien.

Während früher die Opposition 
von PDS und Grüne die Privatisie-
rungspolitik der großen Koalition 
kritisierte, ist es heute die grüne 
Opposition, die vom rot-roten Senat 

permanent den Rückzug des lokalen 
Staates fordert. Dass diese neolibe-
rale Privatisierungsoffensive nicht 
stattfi nden konnte, liegt daran, dass 
Rot-Rot regiert. Aus der Opposition 
heraus hätte die Linkspartei.PDS-
Fraktion keine Privatisierungen ver-
hindern können. Doch dies sind 
letztlich Entscheidungen auf Zeit. 
Welche Politik Berlin als Eigentümer, 
Unternehmer und Arbeitgeber macht, 
hängt nicht zuletzt vom Zustand der 
Unternehmen und den parlamentari-
schen Kräfteverhältnissen ab. 

Diese Erfahrungen in der Aus-
einandersetzung um den öffentli-
chen Sektor sind für mich ein Grund, 
für die Fortsetzung der Regierungs-
beteiligung zu plädieren.

Die Stadt an den Erfolgen der 
Konsolidierungspolitik beteiligen

Einen weiteren Grund sehe ich darin, 
dass nun die Möglichkeit besteht, 
die Berlinerinnen und Berliner stär-
ker an den Erfolgen des Konsolidie-
rungskurses zu beteiligen. Wir ha-
ben im vergangenen Jahr fi nanziell 
besser abgeschlossen als geplant. 
Und in diesem Jahr haben wir allein 
im Januar 140 Millionen Euro mehr 
an Steuern eingenommen.

Ich fi nde allerdings, dass es ei-
ner gesellschaftlichen Debatte darü-
ber bedarf, ob alle Mehreinnahmen 
auch in den Abbau des Defi zits bzw. 
der Verschuldung fl ießen sollen. 
Nach fünf Jahren harten Sparkurses 
müssen die neuen fi naziellen Spiel-
räume für die soziale Stadtentwick-
lung genutzt werden. 

Einer Verschärfung des Sparkur-
ses, wie ihn Finanzsenator Thilo 
Sarrazin vor allem für die Bezirke 
will, sollten wir klar entgegentre-
ten. Denn es gibt keinen Sachzwang, 

nochmals 8.000 Stellen in den Be-
zirken abzubauen. Meiner Meinung 
nach geht es vielmehr um etwas an-
deres, nämlich um die Erweiterung 
der Zahl der Neueinstellungen im 
Öffentlichen Dienst. 

Die Diskussion um die Zukunft 
und die Perspektive Berlins wird 
mit der Wahl am 17. September ent-
schieden. Die Linkspartei.PDS-Frak-
tion kann an vielen Punkten klar ma-
chen, dass vor allem ihr Einfl uss da-
für gesorgt hat, dass öffentliche Un-
ternehmen erhalten und Sparlasten 
gerecht verteilt wurden. Aber das 
reicht nicht. Ich denke, dass wir ei-
ne Politik der sozialen Stadtentwick-
lung nicht nur wieder stärker ins Zen-
trum stellen können, sondern, dass 
die materiellen Voraussetzungen 
dafür besser sind als vor fünf Jahren. 
Das ist ein Ergebnis unserer Regie-
rungspolitik. ■
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Seit der Einführung der Hartz-IV-
Gesetzes im Jahr 2005 kommen 
bundesweit die Kommunen für die 
Wohnkosten von Langzeitarbeits-
losen auf, sofern diese »angemes-
sen« sind. Unklar war bei Inkraft-
treten des Gesetzes allerdings, was 
unter Angemessenheit zu verstehen 
ist, denn die damalige rot-grüne 
Bundesregierung hatte auf eine De-
fi nition verzichtet. Damit überließ sie 
es den Kommunen, Kriterien für die 
Angemessenheit der Wohnungskos-
ten zu entwickeln. Viele Kommunen 
übernahmen die schon vorhandenen 
Regelungen der Sozialhilfe. Das führ-
te dazu, dass die Wohnungen vieler 
Betroffener als zu teuer erachtet wur-
den und sie umziehen mussten.

In Berlin haben wir einen ande-
ren Weg eingeschlagen: Wir wollten 
die Spielräume des Gesetzes so weit 
wie möglich ausnutzen und eine Re-
gelung im Sinne der Betroffenen fi n-
den. Unser wichtigstes Ziel dabei 
war, dass die Betroffenen nicht um-
ziehen müssen und damit aus ihrem 
sozialen Umfeld gerissen werden. 

Sozialsenatorin Heidi Knake-Wer-
ner erarbeitete einen entsprechen-
den Vorschlag. Anders als in den 
meisten anderen Kommunen wollte 
sie die tatsächlich gezahlte Miete 
und nicht die Größe der Wohnung 
zum Angemessenheitskriterium ma-
chen. Dies entspricht der Berliner Si-
tuation auf dem Wohnungsmarkt, wo 
es nach wie vor größere Wohnungen 
gibt, die günstiger als kleinere sein 
können. Darüber hinaus sah ihr Ent-
wurf weitreichende Ausnahme- und 
Härtefallregelungen zum Beispiel 
für Alleinerziehende, Ältere oder 
auch für langjährige Mieterinnen 
und Mieter vor. 

Finanzwirksame Ausführungs-
verordnungen wie die zur Übernah-

UMZÜGE VERMEIDEN
Elke Breitenbach

me der Wohnkosten von Langzeitar-
beitslosen müssen im Berliner Senat 
immer auch mit dem Finanzsenator 
abgestimmt werden. 

Dies war ein schwieriger Prozess, 
der auch in den öffentlichen Diskus-
sionen großen Raum einnahm. Se-
nator Sarrazin wollte wie anderen 
Orts auch lediglich die Sozialhilfe-
regelung übernehmen und die Woh-
nungsgröße unabhängig von der 
Miethöhe als den bestimmenden 
Faktor ansehen. Auch lehnte er die 
vielen Ausnahme- und Härtefallre-
gelungen ab. Gewerkschaften, Er-
werbslosen-Gruppen und Initiativen, 
die sich gegen das Hartz IV Gesetz 
engagierten, stützten die Position 
der Sozialsenatorin, äußerten sich 
dazu öffentlich und trugen damit 
auch dazu bei, ihre Position in der 
Auseinandersetzung zu stärken.

Brutto-Warmmiete 
ist entscheidend

Nach zähen Verhandlungen konnte 
ein Kompromiss gefunden werden, 
bei dem sich Heidi Knake-Werner in 
vielen Punkten durchsetzen konnte.

Bei der Berliner Regelung – der 
Ausführungsvorschrift (AV) Wohnen – 
gilt als einziges Kriterium für die An-
gemessenheit der Wohnkosten die 
Brutto-Warmmiete in Abhängigkeit 
von der Größe einer so genannten 
Bedarfsgemeinschaft, das heißt der 
Zahl der in einem Haushalt zusam-
men lebenden Menschen, in dem ei-
ne oder mehrere Personen Arbeitslo-
sengeld II (Alg II) beziehen.

Danach ändert sich im ersten 
Jahr des Alg II-Bezugs nichts – alle 
bekommen die realen Kosten für be-
stehende Wohnungen gezahlt. Erst 
danach werden die Kosten überprüft. 
Hierbei geht es in erster Linie um die 

Betriebskosten, die seit vielen Jah-
ren steigen und der Hauptgrund für 
überhöhte Mieten sind. 

Eine solche Überprüfung »von 
Amtswegen« kommt nicht nur den 
Betroffenen selbst sondern allen Mie-
terinnen und Mietern dieser Stadt zu-
gute, weil sie unberechtigte Betriebs-
kosten ausfi ndig machen können.

Sollten die Kosten dann trotzdem 
höher sein als die Richtwerte, heißt 
das nicht, dass damit automatisch 
ein Umzug ansteht. 

In begründeten Einzelfällen kön-
nen die festgelegten Richtwerte um 
bis zu zehn Prozent überschritten 
werden, dies gilt insbesondere für 
Alleinerziehende und Schwangere, 
bei mindestens 15jähriger Wohn-
dauer sowie bei wesentlichen sozia-
len Bezügen zum Beispiel für Kinder. 
Darüber hinaus existieren umfas-
sende Härtefallregelungen, die ins-
besondere für Familien mit Kindern, 
Menschen mit Behinderungen und 
über 60jährige gelten. 

Bevor es zu einer Aufforderung 
zum Umzug kommt, muss dem in 
jedem Fall eine Wirtschaftlichkeits-
berechnung vorausgehen. Dabei 
wird geprüft, ob die Aufwendungen 
für einen Umzug – darunter fallen 
zum Beispiel mögliche Umzugskos-
ten oder Kosten für eine Erstausstat-
tung der neuen Wohnung – geringer 
sind als die weitere Übernahme der 
höheren Wohnkosten für einen Zeit-
raum von zwei Jahren. 

Und wenn die Kosten trotzdem 
über den Richtwerten bleiben, kön-
nen die Betroffenen prüfen, ob es 
Möglichkeiten gibt, die Kosten zu 
senken, zum Beispiel durch Unter-
vermietung. 

Wer seine Wohnung trotz höhe-
rer Kosten nicht verlassen möchte, 
hat die Möglichkeit, die Differenz 
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selbst zu zahlen, zum Beispiel aus 
zusätzlichem Einkommen oder aus 
Vermögen.

Umzüge bleiben Einzelfälle

Die Ausführungsverordnung Wohnen 
wird seit ihrem Bestehen kontrovers 
diskutiert. Ausgangspunkt der De-
batte ist die Studie eines Stadtfor-
schungsinstitutes, die die Lebens-
verhältnisse von Hartz IV-Haushal-
ten in zwei Kreuzberger Kiezen un-
tersuchte. Die Autoren haben ihre 
Erkenntnisse erst für Kreuzberg und 
dann für ganz Berlin hochgerechnet 
und kamen zu dem Ergebnis, dass 
in Berlin 50.000 bis 70.000 Familien 
umziehen müssten. Obwohl bei der 
Untersuchung sowohl die Ausnahme- 
und Härtefallregelungen als auch die 
Wirtschaftlichkeitsprüfung und die 
Überprüfung der Betriebskosten au-
ßen vor blieben, war das Ergebnis in 
der Welt, sorgte für große Aufregung 
und heftige Debatten. 

Auf verschiedenen Diskussions-
veranstaltungen haben uns Betrof-
fene, Initiativen und andere Gruppen 
aufgefordert, konkrete Zahlen vorzu-
legen. Zu Recht erwarteten sie, dass 
wir die Wohnungsregelung anhand 
belastbarer Zahlen, das heißt der 
bestehenden Ist-Kosten verteidig-
ten. Aber auch uns lagen zunächst 
nur Durchschnittsberechnungen vor. 
Ursache dafür war die Software der 
Bundesagentur für Arbeit, die die 
Höhe der Unterkunftskosten nicht 
auswerten kann. 

Dies wäre nur manuell möglich 
gewesen, das hieß, die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Jobcenter 
hätten die Akten von rund 300.000 
Bedarfsgemeinschaften in Berlin 
per Hand bearbeiten müssen. In ei-
ner Zeit, in der es noch immer Pro-

bleme mit der Auszahlung der Leis-
tungen und der Bearbeitung der An-
träge gab – im übrigen auch wegen 
des fehlerhaften Programms – war 
dies nicht umsetzbar. Diese Proble-
me gab und gibt es bundesweit, aber 
verständlicherweise sahen die Be-
troffenen dies nicht als ihr Problem 
und verlangten Fakten.

Die öffentlichen Diskussionen 
verblieben damit lange auf der Ebe-
ne von Behauptungen, und die Fron-
ten verhärteten sich. Es gab und gibt 
jedoch auch Gespräche, mit dem Ziel 
Verunsicherung abzubauen und kon-
krete Hilfs- und Beratungsangebote 
für Betroffene zu entwickeln. 

Die se Gespräche und auch die 
Ideen stecken noch in den Kinder-
schuhen, aber sie geben auch An-
lass zur Hoffnung, wieder zu einem 
konstruktiven politischen Umgang 
zu kommen. 

Mittlerweile liegen die ersten be-
lastbaren Zahlen vor, die darauf hin-
deuten, dass nur wenige Menschen 
zum Umzug aufgefordert werden 
könnten. Im Bezirk Neukölln bei-

spielsweise gibt es mit über 41.500 
Bedarfsgemeinschaften eine sehr 
hohe Zahl von Alg-II-Empfangen-
den. Bis Ende Februar erhielten hier 
etwa 150 Bedarfsgemeinschaften ei-
ne Aufforderung, die Wohnkosten zu 
senken. Dieser Brief heißt für die Be-
troffenen erst einmal, dass das vorge-
gebene Procedere beginnt: Betriebs-
kosten werden geprüft, ebenso die 
Ausnahme- und Härtefallregelungen, 
eine Wirtschaftlichkeitsberechnung 
wird vorgenommen und vieles mehr. 
Ein Umzug ist damit nicht automa-
tisch verbunden. 

Ähnliche Zahlen liegen inzwischen 
aus Friedrichshain-Kreuzberg, Pan-
kow und Tempelhof-Schöneberg vor. 

Wir haben die wenigen Spielräu-
me zugunsten der Betroffenen ge-
nutzt und ihnen vernünftige Hilfe 
und Beratung ermöglicht. Die Woh-
nungsregelung ist in Berlin der rich-
tige Ansatz ist. ■
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Personen
pro BG 1 

Richtwert
Brutto-Warm 2 

Das sind
% der BG 

Ø Ist 12/043
(BSHG4) 

Ø Ist 03/055
(Alg II) 

Anzahl BG 

1 360 Euro 61,1 278 Euro 246 Euro 170.641   

2 444 Euro 18,3 403 Euro 337 Euro 51.158   

3 542 Euro 10,5 489 Euro 400 Euro 29.425   

4 619 Euro 
10,0 

563 Euro 467 Euro 
27.959   

5 705 Euro 632 Euro 573 Euro 

1) BG: Bedarfsgemeinschaft (Mitglieder eines Haushaltes)
2) Warm-Miete Brutto-warm: monatliche Kaltmiete + kalte Betriebskosten + Heizkosten
3) Ist 12/04: durchschnittliche (warme) Wohnkosten für Sozialhilfeempfangende
4) BSHG: Bundessozialhilfegesetz, regelte die bisherige Sozialhilfe
5) Ist 03/05: durchschnittliche (warme) Wohnkosten für Arbeitslosengeld-II-Empfangende

Als Richtwerte wurden folgende Brutto-Warmmieten vereinbart:

Für jede weitere Person im Haushalt erhöht sich der Richtwert um 50 Euro. Bei selbst genutztem 
Wohneigentum werden die tatsächlichen Aufwendungen – außer den Tilgungsraten – erstattet.



TEILHABEN UND MITENTSCHEIDEN

Vor allem auf Initiative der PDS wa-
ren in der rot-roten Koalitionsverein-
barung wichtige Schritte zur Ausprä-
gung direkter Demokratie und einer 
bürgernahen Dienstleistungsverwal-
tung vereinbart worden. Das Ergeb-
nis kann sich sehen lassen. 

 
Vom Entwicklungs- zum Modellfall

Lange Zeit war Berlin das einzige 
Bundesland, in dem es direkte De-
mokratie in den Bezirken nicht gab. 
Die PDS hatte schon zu Oppositions-
zeiten entsprechende Gesetzesent-
würfe eingebracht, aber erst nach 
Regierungsantritt von Rot-Rot konn-
te das Anliegen im Sommer 2005 
realisiert werden. Das Gesetzespa-
ket wurde neben der rot-roten Koa-
lition auch von FDP und Bündnis 90/ 
Die Grünen getragen. 

So wurde die erforderliche Zwei-
drittelmehrheit für die notwendige 
Verfassungsänderung erreicht. Vor 
allem aber gab es ein fraktionsüber-
greifendes Signal, dass wir – ganz 
im Sinne unserer langjährigen Posi-
tionen – nicht schlechthin ein »Mehr 
an Demokratie« wollen, sondern die 
Bevölkerung direkt auffordern, Ent-
scheidungen in die eigenen Hände 
zu nehmen. Berlin ist jetzt – so ei-
ne Studie des bundesweiten Vereins 
»Mehr Demokratie e. V.« – vom bis 
dahin letzten Platz eines Länderver-
gleiches an die Spitze vorgestoßen. 
Ja, es besteht sogar die Chance, die 
Bedingungen für Volksentscheide 
auf Landesebene ebenfalls in die-
ser Legislatur noch zu verbessern. 
Gelingt das, erlebt Berlin am Tag der 
nächsten Wahl, am 17. September 
2006, eine Volksabstimmung.

Von nun an können die Bürge-
rinnen und Bürger in einem hand-
habbaren zweistufi gen Verfahren 

Peter-Rudolf Zotl

über alles selbst entscheiden, wo-
zu die Bezirksverordnetenversamm-
lung (BVV) Beschlüsse fassen kann; 
Ausschlussgründe gibt es nicht. Im 
Gegenteil: Um die Entscheidungs-
möglichkeiten für die Bevölkerung 
auszubauen, wurden die Entschei-
dungskompetenzen der BVV noch 
deutlich erweitert. Festgelegt wur-
den sehr moderate Beteiligungsquo-
ren: Ein Bürgerbegehren auf Durch-
führung eines Bürgerentscheides ist 
gültig, wenn drei Prozent der Wahl-
berechtigten teilgenommen haben, 
und beim Bürgerentscheid müssen 
es nur 15 Prozent sein.

Ausschlaggebend ist dann die 
einfache Mehrheit der gültigen Stim-
men; gesonderten Zustimmungsquo-
ren – in fast allen anderen Bundes-
ländern üblich – gibt es nicht. 

In Berlin sind auch nicht wie an-
derswo Bürgerentscheide ausge-
schlossen bzw. mit der Pfl icht zu fi -
nanziellen Deckungsvorschlägen ge-
koppelt, wenn sie Auswirkungen auf 
den Haushalt haben. Es ist in Ber-
lin lediglich erforderlich, dass eine 
Kostenprognose vorgelegt werden 
muss, um das Bewusstsein zu vertie-
fen, dass diese Kosten im laufenden 
Haushalt umverteilt werden müssen. 

Transparenz und Information

Öffentliche Bürgerfragestunden sind 
jetzt fester Bestandteil der BVV-Sit-
zung, und die Mitglieder des Bezirks-
amtes müssen Rede und Antwort ste-
hen. Eingeführt wurde der Einwohner-
antrag, bei dem ein Prozent der im 
Bezirk lebenden Einwohnerinnen und 
Einwohner – nicht nur der Staatsbür-
gerinnen und Staatsbürger – ab dem 
16. Lebensjahr die Besprechung ei-
nes Problems in der BVV erzwingen 
kann. 

Die Bezirksämter wurden zur Ein-
berufung von Einwohnerversamm-
lungen verpfl ichtet, bevor eine An-
gelegenheit von grundsätzlicher Be-
deutung in den Entscheidungspro-
zess geht. Alle Rechte, die bislang 
nur den Fraktionen zustanden, gel-
ten jetzt für jedes einzelne Mitglied 
der BVV. Jedes Mitglied der BVV hat 
ein Akteneinsichtsrecht, ohne dass 
dieses an eine aktuelle Angelegen-
heit der BVV oder des Ausschusses 
gekoppelt sein muss.

Wahlalter 16

SPD, PDS, Bündnis 90/ Die Grünen 
und FDP haben auch die Absenkung 
des kommunalen Wahlalters auf 16 
Jahre – ebenfalls ein langjähriges 
Anliegen der Linkspartei.PDS – be-
schlossen und mit ihrer Zweidrittel-
mehrheit in der Landesverfassung 
verankert. 

Damit erweitert sich auch der 
für Bürgerentscheide berechtigte 
Personenkreis. In den fünf anderen 
Bundesländern, in denen das kom-
munale Wahlalter ab 16 Jahren be-
ginnt, ist dies lediglich durch das 
Landeswahlgesetz geregelt. Eine 
Verankerung in der Landesverfas-
sung jedoch hat zur Konsequenz, 
dass diese Regelung nicht mehr mit 
einfacher Mehrheit zu kippen ist, wie 
es die CDU in Hessen, nachdem sie 
die absolute Mehrheit errungen hat-
te, tat. Die Berliner Lösung ist so ein 
Garant für Dauerhaftigkeit und Un-
umkehrbarkeit.

 
Bürgerhaushalt

Im Bezirk Lichtenberg haben die 
Einwohnerinnen und Einwohner für 
2007 selbst über die Verwendung 
von 30 Millionen Euro entschieden, 
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deren Verteilung der Bezirk steu-
ern kann. Der Lichtenberger Bürger-
haushalt wurde als Pilotversuch für 
alle Berliner Bezirke durchgeführt, 
von Rot-Rot – und hier besonders 
von der Linkspartei.PDS – initiiert, 
gefördert und fi nanziert. 

Bereits jetzt werden in sechs 
weiteren Berliner Bezirken Schritte 
hin zu Bürgerhaushalten gegangen. 
Hier entwickelt sich – politisch von 
uns gewollt – eine neue und zutiefst 
demokratische politische Kultur. 

Bürgerschaftliches Engagement 

Wichtiges ist zur Förderung des 
bürgerschaftlichen Engagements 
getan worden. Gemeinsam mit der 
zentralen Freiwilligenagentur Ber-
lins wurde die Praxis thematischer 
und ergebnisorientierter Runder Ti-
sche mit den Beteiligten installiert. 
In Berlin gibt es einen Freiwilligen-
pass, der die ehrenamtliche Aktivi-
tät und Qualifi kation ausweist, so-
wie eine pauschale Haftpfl icht- und 
Unfallversicherung für das Ehrenamt, 
was ansonsten nur noch in Baden-
Württemberg existiert. Einschrän-
kende Regelungen wurden aufgeho-
ben. Im Rahmen von www.berlin.de 
wurde das Bürgerportal »Bürger ak-
tiv« geschaffen. 

Verwaltung als Dienstleister

Im engen Zusammenhang mit dieser 
Politikreform stand die Verwaltungs-
reform, also der Umbau der Verwal-
tung zu einer bürgernahen Dienstleis-
tungsverwaltung. 

Vor allem mit dem 4. Verwal-
tungsreformgesetz wurden sinnvol-
le Instrumente entwickelt, um Ver-
waltungsdienstleistungen bürgerge-
recht und kosteneffektiv erbringen 

zu können. Im Mittelpunkt standen 
die einheitliche Leistungsentwick-
lung der nunmehr 61 Berliner Bürger-
ämter, die Schaffung weiterer zentra-
ler Anlaufstellen in Ordnungs- und 
Wirtschaftsfragen sowie der Ausbau 
der elektronischen Angebote. 

Rot-Rot hat die Voraussetzungen 
geschaffen, dass Bürgerämter mobil 
werden und in entlegene Ortsteile, in 
Krankenhäuser und Seniorenheime 

– also hin zur Bevölkerung – kom-
men können. 

Interkulturelle Kompetenz und 
Entbürokratisierung

Die Aus- und Weiterbildung wurde 
qualifi ziert, um die Mehrsprachig-
keit und interkulturelle Kompetenz 
der Verwaltung zu stärken. Das Ein-
bürgerungsverfahren wurde spürbar 
entbürokratisiert und beschleunigt, 
aus der Vergangenheit stammende 
»Altbestände« aufgearbeitet und 
die Ausländerbehörde einer inten-
siven Reform unterzogen. 

Durch die zeitliche Befristung von 
Gesetzen und Rechtsvorschriften hat 
Rot-Rot erreicht, dass in Berlin – ein-
malig in der Bundesrepublik – nicht 
einmal mehr 400 Rechtsverordnun-
gen in Kraft sind. 

Dennoch gibt es vor allem aus 
der Wirtschaft nach wie vor die For-
derung nach weniger Bürokratie. 
Gemeint ist aber oft, Regelungen zur 
Gleichstellung, zur Mitsprache, zur 
Sicherung sozialer und ökologischer 
Aspekte außer Kraft zu setzen.

Bei allem Bestreben, bürokrati-
sche Prozeduren weiter einzudäm-
men, werden wir solchen Forderun-
gen auch weiterhin nicht folgen, weil 
sie eben nicht zu weniger Bürokra-
tie, wohl aber zu mehr Willkür und 
Eigennutz führen. 

Viel ist noch zu tun

So steht in der nächsten Legislatur-
periode die Entscheidung über einen 
Wechsel in der Bezirksamtsbildung 
nach dem Koalitionsprinzip (politi-
sche Bezirksämter) ebenso auf der 
Tagesordnung wie der experimentel-
le Verwaltungsumbau entsprechend 
der Bedürfnisse, die sich aus kom-
plexen Lebenslagen der Bevölkerung 
ergeben. 

Klären müssen wir, ob wir das 
kommunale Wahlrecht weiter de-
mokratisieren, das Wahlrecht für 
Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürger 
einführen, wie wir auf der Ebene der 
Hauptverwaltung konsequent das 
Kosten-Leistungs-Denken durchset-
zen und ein wirkungsvolles Anreiz- 
und Sanktionssystem für die Ver-
waltungsmodernisierung – natürlich 
immer unter aktiver Beteiligung der 
Beschäftigten – schaffen. ■
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Kein Zweifel – Berlin ist eine leben-
dige Stadt. Spannend für viele Men-
schen, die zum Leben und Arbeiten 
herziehen, attraktiv für Verbände 
und Unternehmen, die sich ansie-
deln, inspirierend für Kultur und Me-
dien. Ein großer Teil des Reizes von 
Berlin, leitet sich aus den Gegensät-
zen, Widersprüchen und Brüchen ab, 
die in der Stadt vereint sind. 

Im Jahr 2004 sind uns sehr er-
nüchternd die in Berlin existieren-
den Gegensätze vor Augen geführt 
worden. Der Sozialstrukturatlas und 
das Monitoring Soziale Stadt bilde-
ten detailliert die Lebenssituation 
der Berliner Bevölkerung ab. Alar-
mierend war und ist die in den Un-
tersuchungen belegte Entwicklungs-
richtung bestimmter Stadträume 
und die Lebenschancen der in ihnen 
wohnenden Menschen. 

Arbeitslosigkeit, Armut, gesund-
heitliche Belastungen sowie Bil-
dungsdefi zite verstärken sich ge-
genseitig und sie konzentrieren 
sich räumlich. Davon betroffen sind 
vor allem Altbauquartiere in westli-
chen Innenstadtbezirken, aber auch 
Großsiedlungen, zunehmend auch 
im Nord-Osten Berlins. Was außer-
dem auffi el: in allen so gekennzeich-
neten Gebieten gibt es einen hohen 
Anteil Bewohnerinnen und Bewoh-
ner nichtdeutscher Herkunft. 

Die in den Studien mit Tabellen 
und Karten plastisch illustrierten, 
negativen Entwicklungstendenzen 
in den genannten Stadträumen zo-
gen eine wenig produktive, oft reiße-
rische öffentliche Debatte nach sich. 
Von einer Verslumung der Stadt war 
die Rede, Neukölln wurde mit Rio 
gleichgesetzt und die Integration 
als gescheitert erklärt.

Der Linkspartei.PDS-Fraktion war 
wichtig, dieses zunehmende Ausein-

GEMEINSAM SIND WIR STADT
Vera Vordenbäumen

anderdriften der Stadtgesellschaft 
nicht einfach hinzunehmen, son-
dern nach Ansätzen und Lösungs-
wegen zu suchen, um der Segregati-
on etwas entgegen zu setzten. 

Ein Instrument zur Bearbeitung 
der Probleme ist das Quartiersma-
nagement. Wichtig war uns aller-
dings, dass dieses zeitlich befristete 
Verfahren nicht allein stehen bleibt, 
dass die Bezirke ein größeres Mit-
spracherecht bei der Durchführung 
des Programms erhalten und dass 
die Ausrichtung der Maßnahmen 
überprüft wird.

Im Mai 2005 beschloss der Senat 
die strategische Neuausrichtung des 
Berliner Quartiersmanagements. 
Neben der Ausweisung von 16 neu-
en Gebieten der sozialen Stadt wur-
de auch die Erweiterung von zwei be-
stehenden Gebieten beschlossen. 

Inhaltlicher Schwerpunkt sind 
künftig nicht mehr vorrangig bau-
lich-investive Maßnahmen zur Ge-
bietsaufwertung sondern vor allem 
Projekte und Maßnahmen in den 
Handlungsfeldern Bildung, Arbeit 
und Integration, die zur Verbesse-
rung der Lebensbedingungen und 
Lebenschancen der Bewohnerinnen 
und Bewohner dieser Stadträume 
beitragen.

Neue Rolle für Schulen im Kiez

Die Bildung stabiler Nachbarschaf-
ten, die lebendige soziale Gemein-
schaft, in der sich die verschiedens-
ten Bewohnergruppen akzeptiert 
und ernstgenommen fühlen, ist 
nichts, was administrativ verordnet 
werden kann. Deshalb ist dieser Pro-
zess auf eine größtmögliche Beteili-
gung der Menschen angewiesen, die 
in den Quartieren leben. Dafür wur-
den durch »Mehr direkte Demokra-

tie« wichtige Voraussetzungen ge-
schaffen.

Ein zweiter wichtiger Aspekt ist 
für uns die ressortübergreifende Ko-
operation der verschiedenen Politik-
bereiche und Verwaltungen. Für die 
Verwaltungen auf Landes- und Be-
zirksebene scheint es häufi g noch 
schwierig zu sein, diesen Anspruch 
der Kooperation und der abge-
stimmten Arbeit in die Praxis umzu-
setzen. Mit dem Stadteilzentrenver-
trag konnte die Arbeit von Nachbar-
schaftshäusern und Stadtteilzentren 
gesichert werden. Sind diese Häuser 
in den Gebieten der Sozialen Stadt 
angesiedelt, werden sie zukünftig 
stärker als bisher ihre Arbeit mit 
denen der Quartiersmanagement-
Teams vernetzen.

Auch Kindertagesstätten und 
Schulen kommt eine neue Rolle zu. 
Beide Einrichtungen sollen sich in 
den Kiez öffnen und sich zu einem 
Ort der Begegnung der an ihnen be-
teiligten Menschen entwickeln. Mit 
der Stärkung der Eigenständigkeit 
der Schulen im neuen Schulgesetz 
ist dafür der Rahmen geschaffen 
worden. Schülerinnen und Schüler, 
Eltern sowie Pädagoginnen und Pä-
dagogen sollen gemeinsam über 
Profi l und Konzept »ihrer« Schulen 
entscheiden. Eigenständigkeit heißt 
aber keinesfalls »Alleine sein«. Kitas 
und Schulen sollen und können mit 
Vereinen, Projekten und Institutio-
nen der Jugendarbeit oder Familien-
bildung kooperieren. Sie können An-
gebote von Sportvereinen und/oder 
Initiativen von Elterngruppen in ihre 
Arbeit integrieren. 

Aber auch stärkere Partner wie 
zum Beispiel Wohnungsbaugesell-
schaften oder die Industrie- und 
Handelskammer IHK sind gefordert 
und müssen in die Bemühungen zur 
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sozialen und ökonomischen Stabili-
sierung der benachteiligten Stadt-
räume eingebunden werden. 

Die Linkspartei geführte Senats-
verwaltung für Wirtschaft, Arbeit und 
Frauen hat die Handlungsmöglich-
keiten der in allen 12 Bezirken exis-
tierenden Bündnisse für Wirtschaft 
und Arbeit erweitert. Ihre Aufgabe 
ist es, durch die Beteiligung und 
Vernetzung der Akteure vor Ort, In-
itiativen und Ideen zu unterstützen, 
die Arbeitsplätze schaffen und da-
mit gleichzeitig die lokale Wirtschaft 
stärken. Das Engagement des Lan-
des Berlin bei der Förderung des so 
genannten Dritten Sektors, unter an-
derem durch die Unterstützung sozi-
aler Unternehmen, zeigt der Beitritt 
des Landes zum europäischen Netz-
werk Reves und die Durchführung 
des Projektes »Aufbau einer Ent-
wicklungsagentur für soziale Unter-
nehmen« (BEST) in drei Quartiers-
managementgebieten.

Finanzieller Ausgleich und 
Konzentration der Mittel

In Zeiten leerer Kassen kamen wir 
auch nicht umhin, über eine sinnvol-
le Konzentration der verbleibenden 
Ressourcen zu diskutieren.

Die Linkspartei.PDS hat auf ei-
nem Parteitag im Frühjahr 2005 
hierüber diskutiert und gestritten. 
Wir waren uns darüber einig, dass 
in den Gebieten der Sozialen Stadt 
zum Beispiel Schulen eine ande-
re Ausstattung brauchen, um ihren 
Schülerinnen und Schülern einen 
qualifi zierten Schulabschluss zu er-
möglichen als in Zehlendorf oder Kö-
penick. Wir waren uns auch darüber 
einig, dass sich künftig der Öffentli-
che Gesundheitsdienst mit gezielter 
Prävention und Gesundheitsförde-

rung da konzentrieren muss, wo die 
Gefährdungen und Gesundheitsdefi -
zite am größten sind. 

Um allerdings zu verhindern, dass 
die Konzentration von Ressourcen zu 
größeren Verlusten sozialer Substanz 
an anderen Stellen in der Stadt führt, 
setzt sich die Links partei.PDS-Frak-
tion für ein neues Finanzzumessungs-
modell für die Bezirke ein. Wir wollen, 
dass einer gerechten Basisausstat-
tung und sozialen Besonderheiten 
Rechnung getragen wird.

Eine zentrale Herausforderung bei 
der Überwindung von Ausgrenzung 
ist zweifellos auch, den Menschen 
nichtdeutscher Herkunft gleichbe-
rechtigte Möglichkeiten der Teilha-
be am gesellschaftlichen Leben und 
der Artikulation ihrer Interessen zu 
gewähren. Dabei stehen wir in Berlin 
vor einer Reihe ernstzunehmender 
Probleme. Der erste Arbeitsmarkt ist 
als Integrationsmotor für die meisten 
Migrantinnen und Migranten uner-
reichbar geworden. Heute sind mehr 
als doppelt so viele Ausländerinnen 
und Ausländer in Berlin arbeitslos als 
Deutsche. Die Folge ist eine wachsen-
de Verarmung, die Kluft zwischen den 
Bildungsabschlüssen von Kindern 
mit Migrationshintergrund und deut-
schen Kindern vergrößert sich. Die 
Migranten Communities reagieren in 
zunehmendem Maß mit Abgrenzung 
und Abschottungstendenzen. 

Integration durch mehr Teilhabe

»Vielfalt stärken – Zusammenhalt 
fördern« mit diesem Leitmotiv hat 
der Senat im Sommer 2005 unter 
der politischen Verantwortung von 
Heidi Knake-Werner ein Integra-
tionskonzept für die Stadt vorge-
legt. Mit diesem Konzept liegt zum 
ersten Mal eine zusammenfassende 

Darstellung der Aktivitäten, der Zie-
le und Perspektiven der Berliner In-
tegrationspolitik vor. Entscheidend 
ist hierbei die Defi nition des Gegen-
standes: »Integration ist keinesfalls 
als vollständige Anpassung oder As-
similation an bestehende Bedingun-
gen zu verstehen. Im Gegenteil ist In-
tegration ein konstitutives Element 
städtischen Lebens und damit ein 
Prozess, an dem Zugewanderte und 
die Aufnahmegesellschaft beteiligt 
sind. Integration ist ein Prozess, der 
über Generationen geht, alle Bevöl-
kerungsgruppen einbezieht und al-
le Felder gesellschaftlichen Lebens 
umfasst. Integration bleibt folglich 
Gestaltungsaufgabe von Politik und 
Bürgerschaft.« 

Wir werden uns in den nächsten 
Monaten im Gespräch mit Migran-
tinnen und Migranten aktiv an der 
Konkretisierung notwendiger poli-
tischer Schritte und der Umsetzung 
der Ziele des Integrationskonzeptes 
beteiligen.

Die Linkspartei.PDS-Fraktion hat 
in dieser Legislaturperiode die Fra-
ge der sozialen Stadtentwicklung 
auf die Tagesordnung gesetzt. Für 
uns gilt auch zukünftig – nur ge-
meinsam sind wir Stadt! ■
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Berlins Innenpolitik und Berliner 
Polizei waren bis 2001 bundesweit 
bekannt dafür, Vorreiter in Sachen 
Repression sein zu wollen. Berliner 
Innensenatoren waren bundesweit 
bekannt als Scharfmacher: Lummer, 
Heckelmann, Schönbohm. Härte 
galt mehr als Transparenz und Bür-
gerfreundlichkeit. Für die PDS war 
mit Beginn der Koalition klar, dass 
wir uns daran messen lassen müs-
sen, ob es gelingt, in der Politik 
der Öffentlichen Sicherheit einen 
Kurswechsel zu beginnen. Sowohl 
in der Arbeit der Sicherheitsbehör-
den als auch im öffentlichen Klima. 
Ein wichtiger und umkämpfter Punkt 
war hierbei die Sicherheitsgesetz-
gebung. 

Doch erinnern wir uns: Der Start 
der Koalition zwischen SPD und PDS 
in Berlin fand sicherheitspolitisch 
im Schatten der schrecklichen An-
schläge vom 11. September 2001 auf 
das World Trade Center in New York 
statt. Die Koalitionsverhandlungen 
wurden in einer Zeit größter Verun-
sicherung geführt. Die Möglichkeit 
solch monströser Anschläge wur-
de allen vor Augen geführt und die 
Politik suchte aufgeregt – oft genug 
symbolisch – nach Antworten dar-
auf. Sicherheitspolitisch schien in 
der hektisch geführten Debatte al-
les möglich und vieles wurde in den 
so genannten Otto-Katalogen von 
Ex-Innenminister Otto Schily umge-
setzt. Konservative und die rot-grü-
ne Bundesregierung überboten sich 
im Präsentieren von Vorschlägen 
aus der Kompetenzwunschliste der 
Sicherheitsbehörden. 

Ob die geforderten Sicherheits-
maßnahmen überhaupt einen Bei-
trag zur Terrorismusbekämpfung 
hätten leisten können, wurde kaum 
gefragt. Mahnende Worte über 
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Grundrechte und Rechtsstaatlich-
keit galten wenig. 

Trotzdem gelang es PDS und SPD 
in Berlin seinerzeit eine Koalitions-
vereinbarung zu verhandeln, die 
sich von dieser Hektik nicht anste-
cken ließ, die starke bürgerrechtli-
che Akzente setzte und eine Trend-
wende in der Politik der öffentlichen 
Sicherheit versprach. Die Reaktion 
von konservativer Seite blieb nicht 
aus: »Sicherheitsrisiko« wurde Rot-
Rot gescholten. Zumindest die Li-
beralen und Bürgerrechtler aus FDP 
und Grüne zollten überrascht Aner-
kennung.

Polizeibefugnisse nicht erweitert

Unser Anspruch bestand seine erste 
Bewährungsprobe bei der landesge-
setzlichen Umsetzung der »Otto-Ka-
taloge«. Hier ist es uns gelungen, 
nicht nur die eindeutig liberalste Re-
gelung aller Bundesländer durchzu-
setzen: Es gab nicht wie in anderen 
Bundesländern eine groß angelegte 
Erweiterung der Befugnisse des Ver-
fassungsschutzes auf neue Bereiche 
wie der Organisierten Kriminalität. 
Die bundesgesetzlichen Befugniser-
weiterungen wurden unter anderem 
durch die Einführung der Vorausset-
zung »Gefahr für Leib und Leben« 
sehr eingeschränkt umgesetzt, ei-
nen so genannten IMSI-Catcher wird 
es in Berlin nicht geben.

Und wir haben entsprechend ei-
ner alten Forderung der PDS erreicht, 
dass wenn schon eine Abschaffung 
der Geheimdienste nicht durchsetz-
bar ist, deren Befugnisse zum Ein-
satz bestimmter geheimdienstlicher 
Mittel durch die Einführung der so 
genannten Aggressionsklausel auf 
aggressiv kämpferische Bestrebun-
gen oder solche, die Gewalt billigen, 

beschränkt wurden. Das ist einmalig 
in der Bundesrepublik.

Auch im Bereich der polizeilichen 
Befugnisse wurde die bürgerrechtli-
che Handschrift der PDS sichtbar: 
■ Es gibt in Berlin keine Videoüber-
wachung öffentlicher Räume, son-
dern entsprechend der Koalitions-
vereinbarung die Möglichkeit der 
Videoüberwachung besonders ge-
fährdeter Objekte wie Synagogen 
oder jüdischer Friedhöfe in eng ge-
zogenen Grenzen.
■ Entsprechend des mehrheitlichen 
Willens der Fraktion wurde mit dem 
Mittel der »Wegweisung« die Mög-
lichkeit eröffnet, vor allem gewalt-
tätige Männer aus der ehelichen 
Wohnung zu weisen. Dies wurde 
verknüpft mit umfangreichen Fortbil-
dungsmaßnahmen für die Polizei und 
einem sehr erfolgreichen Programm 
zur Bekämpfung häuslicher Gewalt.
■ Wir haben im Berliner Polizeirecht 
die Defi nition der Straftaten von er-
heblicher Bedeutung von einer Gene-
ralklausel auf einen klar umgrenzten 
Straftatenkatalog umgestellt. Dies 
ist deshalb wichtig, weil sich an das 
Vorliegen oder Drohen von Strafta-
ten mit erheblicher Bedeutung viele 
Möglichkeiten für die Polizei knüp-
fen, in die Rechte von Bürgerinnen 
und Bürgern einzugreifen.
■ Der von konservativer Seite im-
mer wieder geforderte »Finale Ret-
tungsschuss« für die Polizei wurde 
nicht eingeführt.

Im Jahr 2004 ist etwas gelungen, 
was der damalige Innenexperte der 
Bündnisgrünen, der Oppositions-
politiker Wolfgang Wieland, zu recht 
als historisch bezeichnet hat: Ne-
ben einer Ergänzung des Kataloges 
der Straftaten von erheblicher Be-
deutung für die Bekämpfung insbe-
sondere von Sexualstraftaten, von 

Sicherheit & Bürgerrechte



rechtsextremer, Hooligan- und Tür-
steherkriminalität haben wir die 
Schleierfahndung abgeschafft und 
die Rasterfahndung eingeschränkt. 

Die Schleierfahndung erlaubt es, 
auch ohne das Vorliegen einer Ge-
fahr oder des Verdachts einer Straf-
tat Menschen zu kontrollieren und 
zu durchsuchen, die Unschuldsver-
mutung wird dabei auf den Kopf 
gestellt. Gegen die Einführung der 
Schleierfahndung haben wir Ende 
der 1990er Jahre zusammen mit den 
Grünen und Bürgerrechtsorganisati-
onen gekämpft. Dass wir sie nun ab-
geschafft haben, ist in der jüngeren 
Geschichte der Bundesrepublik bei-
spiellos: Es war das erste Mal, dass 
es gelang, statt Eingriffe in Bürger-
rechte weiter auszuweiten, eine Po-
lizeibefugnis, die bürgerrechtlich 
bedenklich oder schlicht unsinnig 
ist, wieder abzuschaffen. 

Bei der Rasterfahndung werden 
die Daten tausender unbescholte-
ner Bürgerinnen und Bürger durch-
forstet und zusammengefasst, um 
eventuell zufällig Verdächtige oder 
Menschen, von denen Gefahren aus-
gehen, herauszufi ltern. Eine Raster-
fahndung wurde in Berlin nach dem 
11. September 2001 noch unter dem 
rot-grünen Übergangssenat durch-
geführt. Sie erzielte erstens keine Er-
gebnisse und war zweitens aus bür-
gerrechtlicher Sicht eine Geschichte 
von Pannen und Absurditäten. Wir 
haben deshalb höhere Hürden für 
Rasterfahndungen aufgestellt und 
stärkere Kontrollmöglichkeiten ge-
setzlich verankert. 

Zur Veränderung des Klimas in 
Berlin zählt auch, dass der Berliner 
Senat und die ihn tragende Koali-
tion vernehmbar ausgestiegen sind 
aus dem verbreiteten Verhaltens-

muster, wann immer öffentlich neue 
oder auch nur altbekannte Bedro-
hungsszenarien diskutiert oder he-
raufbeschworen werden, refl exhaft 
nach neuen Kompetenzen für Si-
cherheitsbehörden und neuen Ein-
schränkungen der Freiheit von Bür-
gerinnen und Bürgern zu rufen. 

Klimawandel bei 
Sicherheitsbehörden

Statt dessen ist mehr und mehr Be-
sonnenheit eingekehrt und man 
nimmt sich den Raum für die Prü-
fung: Was hilft tatsächlich wogegen? 
Und welcher Eingriff in die Rechte 
von Bürgerinnen und Bürger ist ge-
rechtfertigt und welcher nicht?

Dass dies aber auch in der Koa-
lition nicht ohne Konfl ikte abgeht, 
zeigt die Debatte um die Videoauf-
zeichnung auf Bahnhöfen: Während 
wir im öffentlichen Raum gesetzlich 
der Videoüberwachung einen Riegel 
vorgeschoben haben, gilt bei der 
BVG deren Hausrecht und wir haben 
als Land gesetzlich keinen Zugriff. 
Hier ist es uns nicht gelungen, den 
Maßstab der nüchternen Analyse 
und der konkreten Begründung der 
Zweckmäßigkeit gegen die pauscha-
le Forderung nach mehr Videoüber-
wachung durchzusetzen.

Dennoch: Der Kurswechsel ist ge-
lungen. Die Maßstäbe in der Berliner 
Politik mit Blick auf die Öffentliche 
Sicherheit haben sich verändert.

Die Linkspartei.PDS hat es ge-
schafft, in der rot-roten Koalition 
als sozialistische Bürgerrechtspar-
tei bundesweit Maßstäbe zu set-
zen. In diesem Bereich jedenfalls ist 
ein Mentalitätswechsel gelungen, 
trotz Terrorangst und Sicherheits-
panik. ■
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Jedes Jahr müssen in Berlin etwa 
14.500 Schülerinnen und Schüler ei-
ne Klassenstufe wiederholen; viele 
von ihnen werden »nach unten« im 
Schulsystem bis zur Hauptschule 
»durchgereicht«, und jedes Jahr ver-
lassen mehr als 3.500 von ihnen die 
Schule ohne einen Abschluss.

Fast alle haben sie das »Pech«, 
in sozial schwachen Familien, zu-
dem noch in Familien mit Migrati-
onshintergrund zu leben. Der Miss-
erfolg beim Lernen ist deprimierend. 
Er erzeugt Null-Bock-Stimmung und 
Burn-out-Syndrom. Dabei setzt das 
Land Berlin erhebliche Mittel ein, 
die Auswirkungen fehlender Chan-
cengleichheit zu mildern. Der »Re-
paraturbetrieb« allein für die Wie-
derholer (»Sitzenbleiber«) kostet je-
des Jahr mehr als 92 Millionen Euro 
(ohne Sonderschüler). Vom Aufwand 
für das Nachholen von Abschlüssen 
oder das Erreichen von Ausbildungs-
fähigkeit gar nicht zu reden. 

Schulgesetz bringt positive 
Veränderungen

Dass die Berliner Schule ein anderes 
Verständnis vom Lehren und Lernen 
braucht, von Schule überhaupt – das 
haben wir im Januar 2002 mit der SPD 
im Koalitionsvertrag vereinbart. Ent-
standen ist daraufhin in schwierigen 
Verhandlungen ein neues Schulge-
setz für Berlin, an dem Koa litionen 
vor uns immer gescheitert waren. 
Obwohl mir und vielen meiner Ge-
nossen das Schulgesetz noch nicht 
weit genug geht, zeigt es seit seinem 
Inkrafttreten vor zwei Jahren Möglich-
keiten für positive Veränderungen an 
den Schulen. Es ist zu einer beson-
deren Herausforderung für Schullei-
tungen, für Lehrerinnen und Lehrer 
geworden. 

Siglinde Schaub
VERÄNDERUNG GEHT WEITER

Was wird sich bis zum Beginn 
des Schuljahres 2006/07 verändert 
haben?
■ Schulen haben mehr Eigenverant-
wortung, insbesondere die Schul-
konferenz hat wesentliche Rechte 
für die Schulentwicklung und Ge-
staltung des schulischen Lebens er-
halten; die Schule hat Einfl uss auf 
Stellenbesetzungen, auf den Um-
gang mit den variablen Teilen der 
Rahmenlehrpläne.
■ Alle Grundschulen sind verläss-
liche Halbtagsgrundschulen, das 
heißt, Schüler werden bis 13.30 Uhr 
in der Schule beitragsfrei betreut 
und gefördert, wenn ihre Eltern es 
wünschen. Darüber hinaus wird die 
Ganztagsbetreuung in offener und 
gebundener Form weiter ausgebaut. 
Die Schule trägt Verantwortung für 
die pädagogisch-inhaltliche Gestal-
tung des Ganztagsbetriebes (Horte 
an die Schulen).
■ Seit dem Schuljahr 2005/06 
kommen alle Kinder, die im jewei-
ligen Kalenderjahr sechs Jahre alt 
werden, gemeinsam zur Schule (das 
heißt die jüngsten sind dann erst 
fünfeinhalb Jahre alt) und können 
die Flexible Schulanfangsphase je 
nach ihrem Lerntempo in bis zu drei 
Jahren durchlaufen, ohne negati-
ve Anrechnung auf ihre Schulzeit. 
Zurückstellungen gibt es nur noch 
ganz selten. Ab 2006/07 werden die 
Gruppen bzw. Klassen dann mit den 
neuen Anfängern gemischt; es wird 
jahrgangsübergreifend gelernt, was 
erfordert, individuelles Lernen für je-
des Kind zu organisieren. 
■ In den Klassen 5 und 6 gibt es 
ein Fach Naturwissenschaften, das 
die Erfahrungen der Kinder aufneh-
mend auf die späteren Fächer Bio-
logie, Physik und Chemie vorberei-
ten soll. 

■ Das Sitzenbleiben ist nur noch 
die letzte Möglichkeit. Wir hätten es 
gern »abgeschafft« ebenso das Pro-
behalbjahr zu Beginn der 7. Klasse. 
Schulen sollten für ihre Schüler ver-
antwortlich sein und sie auch zum 
Abschluss führen, statt sie nach un-
ten durchzureichen. Lehrer müsen 
jetzt für ihre Schüler mit Lernschwie-
rigkeiten Förderpläne zum Erreichen 
des Klassenziels aufstellen. 
■ Neue Rahmenlehrpläne gelten für 
die Grundschule schon seit zwei Jah-
ren, für die Sekundarstufe I (Klasse 
7 bis 10) ab kommendem Schuljahr. 
Sie folgen den Erfahrungen der PI-
SA-Studien und formulieren zu errei-
chende Kompetenzstufen, anstatt zu 
behandelnden Stoff vorzugeben. Sie 
sind zu 60 Prozent verbindlich und 
räumen mit 40 Prozent der jeweili-
gen Schule in eigener Verantwortung 
Gestaltungsspielräume ein.
■ Am Ende der 10. Klasse kann in 
allen Schulformen (Hauptschule bis 
Gymnasium) der Mittlere Schulab-
schluss erworben werden. Er ersetzt 
zum Beispiel den Realschulabschluss. 
Für den Übergang zur Sekundarstufe 
II ist er Bedingung. Die schriftlichen 
Prüfungen (Deutsch, Mathe, erste 
Fremdsprache) sind zentrale Aufga-
ben; neu als Prüfungskomponente 
ist die Präsentation eines vom Schü-
ler in Abstimmung mit dem entspre-
chenden Fachlehrer selbst gewähl-
ten Themas. 
■ Das Abitur kann künftig in 12 Jah-
ren erworben werden (beginnend 
mit der jetzigen Jahrgangsstufe 7). 
Auch 11 und 13 Jahre sind unter be-
stimmten Bedingungen möglich.
■ In den Klassen 7 bis 10 gibt es 
ab 2006/07 pro Woche zwei Unter-
richtsstunden mehr. Das ergibt sich 
aus der von der Kulturministerkonfe-
renz vorgegebenen Stundenzahl bis 
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zum Abitur. Diese Verstärkung lässt 
Berlin allen Schülern dieser Jahrgän-
ge zu Gute kommen, nicht nur den 
Abiturienten. Sie wird für das neue 
in der Bundesrepublik einmalige Un-
terrichtsfach zur interkulturellen und 
ethischen Bildung, das fortan unter 
dem Namen »Ethik« angeboten wird, 
eingesetzt. 

Neue Herausforderungen 
für Lehrerinnen und Lehrer

Oft höre ich auf Veranstaltungen, 
dass weitere Veränderungen nötig 
seien, aber »bitte nicht wieder alles 
auf einmal«. Anderen gehen unsere 
Maßnahmen wiederum nicht schnell 
und nicht weit genug. Fünf Jahre Re-
gierungsbeteiligung, noch dazu in 
einem Haushaltsnotlageland, kön-
nen nicht ausräumen, was in der 
ganzen Bundesrepublik mehr als 
fünfzehn Jahre lang versäumt wur-
de. Bildung ist einer der wichtigsten 
Faktoren für die weitere Entwicklung 
und Zukunftsfähigkeit Berlins. 

Bildung hat für die Linkspar-
tei.PDS-Fraktion auch künftig Pri-
orität. Wir wollen, dass alle Kinder, 
die jetzt eine reformierte, bessere 
Schule in Berlin besuchen können, 
nach der Grundschule, also ab 2011/
2012, auch eine veränderte weiter-
führenden Schule vorfi nden. Wir 
werden deshalb in den Wahlkampf 
mit dem Ziel gehen, das geglieder-
te Schulsystem zu überwinden. Wir 
wollen eine integrative Schule nach 
skandinavischem Vorbild. Wir wollen 
eine Schule, in der Kinder länger ge-
meinsam lernen und in der sie bes-
ser und individueller gefördert wer-
den als dies bislang der Fall ist. Wir 
halten das für machbar, wenn trotz 
zurückgehender Schülerzahlen in 
den kommenden Jahren genauso-

viel Geld und Personal für die Ber-
liner Schulen wie bislang eingesetzt 
werden können. Dafür werden wir 
streiten.

Ein wichtiger Schlüssel für die so 
dringend erforderlichen Qualitäts-
verbesserung in der Schule wird da-
bei ein neues Rollenverständnis ih-
rer Akteure sein. Es wird vor allem 
Lehrerinnen und Lehrern abverlangt 
werden, die heute mit wachsenden 
bürokratischen Aufgaben und gestie-
gener Unterrichtsverpfl ichtung be-
lastet sind, deren Ausbildung durch-
schnittlich 25 Jahre zurück liegt, die 
bislang gehalten sind, Schüler in die 
»passende« Schule zu sortieren und 
gleichzeitig die Arbeit von Sozialpä-
dagogen oder Psychologen mit erle-
digen sollen. 

Mit der von der Linkspartei.PDS-
Fraktion angestrebten Strukturver-
änderung müssen also auch weite-
re Veränderungen bei der Lehrer-
bildung einhergehen. Die schon in 
Kraft getretene Reform der Lehrer-
bildung beinhaltet ja nicht nur Struk-
turänderungen in Form der Bachelor- 
und Masterstudiengänge, sondern 
hat pädagogisch-didaktische und 
schulpraktische Anteile von Anfang 
an. Das reicht noch nicht aus. 

Die einfache Erkenntnis, eine 
Lehrerin bzw. ein Lehrer müsse vor 
allem auch Fachfrau bzw. Fachmann 
für Lernen und Bildung sein und 
nicht nur ihr/sein Fach beherrschen, 
hat sich noch immer nicht durchge-
setzt, weshalb es in absehbarer Zeit 
keine Pädagogische Fakultät oder 
wenigstens ein Lehrerbildungszen-
trum für die vier Berliner Universi-
täten geben wird. Wir werden weiter 
daran arbeiten. 

Schließlich ist nicht ausgeschlos-
sen, dass nicht nur Schülerinnen 
und Schüler in Berlin »skandinavisch 

schlau« werden. Ich fände es jeden-
falls großartig, wenn jene Visionen, 
die junge Autoren im Auftrag des 
Deutschen Industrie- und Handels-
kammertags mit Blick auf das Jahr 
2015 unter dem Titel »Lehrer sein 
heißt, Kindern Flügel zu verleihen« 
formuliert haben, in Berlin durch die 
Politik der Linkspartei.PDS maßgeb-
lich Realität werden würden. ■
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Nach den letzten Berliner Wahlen 
2001 war Rot-Rot bereit, jenes Erbe 
anzutreten, das die Politik der Gro-
ßen Koalition aus den Neunziger 
Jahren der Stadt hinterlassen hatte. 
Insbesondere die »Berliner Bank-
gesellschaft« gilt als Synonym für 
eine verheerende öffentliche Unter-
nehmenspolitik. Doch die Bank war 
nur die Spitze des Eisberges. Nicht 
weniger katastrophal sah es in an-
deren städtischen Betrieben aus. 
Die größenwahnsinnige langjährige 
Berliner Praxis hatte nahezu überall 
Trümmer hinterlassen. 

Die Aufklärung von Ursachen 
und Verantwortlichkeiten nimmt uns 
auch fünf Jahre später noch immer in 
Anspruch. Viel Arbeit galt der Analy-
se und Untersuchung von Unterlagen 
und Dokumenten, der Befragung von 
Zeugen, der Aufarbeitung von Vor-
gängen. Zuallererst der Banken-Un-
tersuchungsausschuss und später 
auch der zum Tempodrom waren die 
wohl wichtigsten und bekanntesten 
Parlamentsgremien, in denen unse-
re Fraktionsmitglieder an der Auf-
deckung fehlerhafter Stadtpolitik 
gearbeitet haben. Dieser Blick zu-
rück war kein Selbstzweck sondern 
Quelle von Initiativen für eine ver-
nünftige Politik zur Zukunftsgestal-
tung Berlins. 

Klares Bekenntnis zu BSR, BVG, 
Vivantes und Charité

Die PDS, heute Linksfraktion, war Mo-
tor für den neuen rot-roten Umgang 
mit dem öffentlichen Sektor. Andere 
Parteien im Abgeordnetenhaus wie 
die FDP, die CDU und auch Teile der 
Grünen fanden es naheliegend, die 
fehlgesteuerten, defi zitären und vor 
allem intransparenten Anstalten, Ak-
tiengesellschaften, GmbHs oder Be-

Klaus Lederer
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triebe einfach zu verkaufen. Auch in 
der SPD gab es hierfür einige Schwä-
chen. Schließlich war sie in der Ver-
gangenheit Teil der Großen Koalition. 
Und Privatisierung war bei Problemen 
jahrelang die Antwort der herrschen-
den Berliner Politik. 

Die Linke hat es sich zur Auf-
gabe gemacht, für den Erhalt der 
wichtigen Unternehmen einzutre-
ten, auf die die Berlinerinnen und 
Berliner angewiesen sind. Öffentli-
che Leistungen machen eine Stadt 
erst aus. Die Stadtpolitik muss hier 
mitbestimmen können, wo es lang-
geht. Sonst verliert Demokratie ih-
ren Sinn.

An erster Stelle standen deshalb 
der Kampf um ökonomische Stabili-
tät, öffentliche Einfl ussnahme und 
damit gegen eine Privatisierung der 
lebenswichtigen Leistungen. Die 
Krankenhäuser von Vivantes und 
der Charité sind genauso wie unse-
re städtischen Wohnungsunterneh-
men »erstklassige Privatisierungs-
kandidaten«. Denn für sie gibt es 
einen Markt. Das bedeutet, es ste-
hen einige private Konzerne an der 
Türschwelle, die sich eine Übernah-
me lieber heute als morgen einiges 
kosten lassen würden. Dass es da-
zu – mit Ausnahme des zur Abwen-
dung einer Notlage verabredeten 
GSW-Verkaufs – nicht kam, musste 
erkämpft werden. Nicht nur gegen 
andere politische Vorstellungen und 
Triebkräfte. 

Es war nötig, etwas für das Über-
leben der Unternehmen zu tun. Denn 
ist die Lage schwierig, heißt die Al-
ternative oftmals nicht »Privatisie-
rung oder öffentliche Trägerschaft«, 
sondern »Privatisierung oder Insol-
venz« – mit der Folge der Zerschla-
gung oder Filetierung und Veräuße-
rung an Private. Vivantes konnten 

wir unter anderem erhalten, weil wir 
mit den Beschäftigten gemeinsam 
über die Erhaltung des Konzerns 
nachgedacht und einen Notlagenta-
rif vereinbart haben. In der Charité 
steht dies noch aus. Die Opern Ber-
lins konnten gesichert werden, weil 
sie in neuer Struktur zusammenge-
führt wurden. Hier haben sich mit 
Heidi Knake-Werner und Thomas 
Flierl, eine Senatorin und ein Sena-
tor mit unserem Mandat, unterstützt 
durch die linke Fraktion, erfolgreich 
geschlagen.

Es gibt auch zukünftig keine Ga-
rantie für die Erhaltung unserer öf-
fentlichen Unternehmen. Wie sol-
len zwei große Krankenhausunter-
nehmen in der Berliner Landschaft 
nebeneinander existieren, ohne 
sich auf Kosten des jeweils anderen 
über Wasser zu halten? Wie kann 
die Wohnungsinfrastruktur erhal-
ten werden, ohne von ihren Zinslas-
ten aufgefressen zu werden? Solche 
Fragen stehen im Raum. Sie ergeben 
sich aus der öffentlichen Verantwor-
tung für die Leistungen Berlins und 
werden in den kommenden Mona-
ten und Jahren beantwortet werden 
müssen. Aber – wir können sie noch 
beantworten! Das war angesichts 
der Berliner Lage alles andere als 
selbstverständlich. Es ist ein Ergeb-
nis unserer Politik.

Auch andere Unternehmen ka-
men nicht aus den Negativschlag-
zeilen: Messe Berlin, Berliner 
Stadtreinigung – hier war die Un-
ternehmenspolitik undurchsichtig, 
gewagt und nicht tragfähig, stand 
der Umgang mit öffentlichen Mit-
teln oder Gebühren in trübem Licht. 
Wirtschaftssenator Harald Wolf und 
die Fraktion haben dafür gesorgt, 
dass der BSR-Gebührenskandal 
und die Geschäftspolitik der Mes-
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se Anlass für ein Umsteuern waren: 
personelle Konsequenzen wurden 
gezogen, belastbare Konzepte erar-
beitet. Die falsch berechneten BSR-
Gebühren sind zurückgezahlt. Der 
BSR-Chef wurde, weil er den neu-
en Anforderungen nicht entsprach, 
fristlos entlassen. Auch das ist neu, 
dass man sich von unfähigen Ma-
nagern eines Landesunternehmens 
trennt, anstatt sie auf Kosten und 
zu Lasten der Steuerzahler auf dem 
Posten zu lassen. Auch die Investi-
tionsbank IBB, vor fünf Jahren noch 
Teil des Skandalbankenkonsortiums, 
wurde erhalten. Nun ist sie aus der 
Bankgesellschaft herausgelöst und 
erfüllt, anstatt abenteuerliche Groß-
projekte abzuwickeln, öffentliche 
Wirtschaftsförderaufgaben für die 
Region Berlin. 

Mehr Transparenz und 
Kontrolle ermöglicht

Eine Politik für leistungsfähige öffent-
liche Dienstleistungen ist auf Trans-
parenz und Kontrolle dringend an-
gewiesen. Die Beschäftigten wie die 
Menschen in der Stadt müssen wis-
sen, welches Geld für welchen Zweck 
gebraucht und eingesetzt wird. Sonst 
lässt sich gerade in schwierigen Zei-
ten nicht über die Unternehmens-
perspektiven diskutieren. Früher 
war das allein Sache der Verwaltun-
gen. Wir aber standen und stehen 
für eine wirksame parlamentarische 
Kontrolle des städtischen Unterneh-
menssektors. 

Deshalb gibt es seit 2004 in Ber-
lin einen schriftlichen qualifi zierten 
Beteiligungsbericht für alle Unter-
nehmen. Er bietet Übersicht über 
die Eigentümerstrategie, Kennzif-
fern und die wirtschaftliche Lage 
sowie die Unternehmensstrukturen. 

Ein neuer Ausschuss des Abgeord-
netenhauses, der Beteiligungsaus-
schuss, beschäftigt sich sachkun-
dig, detailliert und kontinuierlich mit 
der Situation der großen städtischen 
Unternehmen von den Bäder-Betrie-
ben bis zu den Wohnungsbaugesell-
schaften. Die vom Berliner Senat im 
gleichen Jahr verabschiedeten Betei-
ligungshinweise sichern ausdrück-
lich auch die Einfl ussnahme der Re-
gierung und des Parlaments, indem 
sie neue Instrumente der Steuerung 
und Pfl ichten für Transparenz in der 
Unternehmensleitung verankern. Di-
verse Aufsichtsrats- und Vorstands-
positionen wurden neu besetzt. 
Nicht zuletzt haben statt ursprüng-
lich vier Prozent jetzt 28 Prozent 
aller Aufsichtsratssitze Frauen inne. 
Unsere Fraktion hat bei diesen Initi-
ativen den Rat von Transparency In-
ternational eingeholt, einer Vereini-
gung, die weltweit gegen Korruption 
und Filz engagiert ist. 

Der Verquickung von öffentli-
chen und privaten Interessen wird 
inzwischen mit Offenlegungs- und 
Informationspfl ichten für politische 
Entscheidungsträger und Bewerber 
um Führungspositionen in Berlins 
Unternehmen vorgebeugt. Das Land 
kann gegen derartige Entscheidun-
gen der Aufsichtsräte Veto einlegen, 
bevor sie gefallen sind. Die Mitglie-
der der Aufsichtsräte sind zwar un-
abhängig, müssen aber nun als Lan-
desvertreter auch Berichte über ihre 
Tätigkeit erstatten und Leitlinien der 
Unternehmenspolitik beachten. Dies 
ist neu, man mag es nicht glauben! 
Einstmals erschien das Aufsichts-
ratsmandat als Auszeichnung für pri-
vilegierte städtische Klientel oder für 
ausgediente Berufspolitiker. 

Schwierige ökonomische Prozes-
se lassen sich nicht ohne öffentliche 

Sachkunde überwachen. Dies ist 
auch eine Lehre der jüngeren Ber-
liner Vergangenheit. Seit 2001 ha-
ben wir im Parlament den Aufbau 
eines Beteiligungsmanagements 
in der städtischen Verwaltung be-
fördert und begleitet. Es ist sowohl 
Instrument der öffentlichen Kontrol-
le als auch ein Frühwarnsystem für 
Schiefl agen und Probleme der Unter-
nehmen. Turnusmäßige Wechsel der 
Wirtschaftsprüfung und erweiterte 
Rechnungshofkontrolle ergänzen 
den Kanon der Steuerung unserer 
Unternehmen. 

Schließlich haben wir noch im 
Jahr 2006 ein Gesetz zur Einführung 
eines Korruptionsregisters verab-
schiedet. Es ist eine Sammelstelle, 
die verhindern soll, dass bei der 
öffentlichen Auftragsvergabe durch 
Verwaltung und Landesunterneh-
men solche Firmen den Zuschlag er-
halten, die in der Vergangenheit kor-
ruptiv aufgefallen sind. Diese priva-
ten Firmen können dann gelöscht 
werden, wenn sie Vorkehrungen ge-
gen Korruption im Geschäftsbetrieb 
nachweisen. So macht Berlins öf-
fentliche Politik möglicherweise so-
gar im privaten Sektor Schule. 

Eine solche Bilanz spricht jeden-
falls für sich. Damit ist nicht gesagt, 
dass alles getan wäre. Fortsetzung 
folgt? ■
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Carola Bluhm
EIN FACH FÜR ALLE

Seit Jahren wird in Berlin um einen so 
genannten »Werte vermittelnden Un-
terricht« gestritten. So auch in dieser 
Legislaturperiode. Ereignisse von 
der »Kopftuch-Debatte« bis zu den 
eindeutig zu verurteilenden »Ehren-
morden« lösten Diskussionen um die 
»Wertevermittlung« insbesondere in 
der und durch die Schule aus.

In diesem Zusammenhang wur-
de dann auch beständig die Stel-
lung des Religionsunterrichts in der 
Berliner Schule zum Thema. Insbe-
sondere Vertreter der evangelischen 
und katholischen Kirche, aber auch 
konservative Bildungspolitikerinnen 
und -politiker erhoben dabei immer 
wieder – meist um die Weihnachts-
feiertage herum – die Forderung, den 
»bekenntnisorientierten Religions-
unterricht«, der in Berlin freiwillig 
ist und in Verantwortung der Kirchen, 
Religions- und Weltanschauungsge-
meinschaften stattfi ndet, zu einem 
regulären und staatlich verantworte-
ten Fach zu machen. Diese Forderung 
haben wir immer abgelehnt und da-
bei sind wir auch geblieben.

Trotzdem blieb die Frage: Mangelt 
es der Gesellschaft an Werten, an 
solidarischen, kulturellen, mensch-
lichen? Und: Sollten die Schulen 
mehr Wert auf die Vermittlung sol-
cher Werte legen? 

Von den 320.000 Schülerinnen 
und Schülern haben schließlich bis-
lang knapp 200.000 überhaupt kei-
nen Werteunterricht aus dem frei-
willigen Angebot an den Schulen in 
Anspruch genommen. In den Klas-
sen 7 bis 10 besuchen nur 26 Pro-
zent der religionsmündigen Schü-
lerinnen und Schüler einen Weltan-
schauungs- oder Religionsunterricht. 
Und ab Klasse 11 sind es nur noch 
sechs Prozent. Das heißt, 74 Pro-
zent der Schülerinnen und Schüler 

erfahren bisher außerhalb des Fach-
unterrichts nichts Systematisches 
und Altersangemessenes über die 
Grundlagen unserer pluralistischen 
Gesellschaft aus ethischer Sicht und 
über das Miteinander unterschied-
licher Religionen und Kulturen. Es 
musste also mehr passieren. Alle-
mal in Berlin, einer multikulturellen 
Stadt mit internationalem Flair und 
nationaler Vielfalt. Gerade der All-
tag zeigte immer wieder: Multikulti 
ist nicht nur Folklore und Toleranz 
kein Sonntagsgebot. Damit verbin-
den sich Ansprüche und Herausfor-
derungen. 

Die Linkspartei.PDS-Fraktion hat-
te deshalb für ein neues Unterrichts-
fach an den Berliner Schulen, in dem 
es um »Lebensgestaltung, Ethik und 
Kulturen« gehen sollte, plädiert und 
dafür im Frühjahr 2005 einen eige-
nen Vorschlag vorgelegt.

Ein solches Fach sollte Wissen 
vermitteln und keine Bekenntnisse 
fordern. Das unterschied unseren 
Vorschlag übrigens vom herkömmli-
chen Religions-Unterricht – egal, mit 
welcher Glaubens-Lehre ein solcher 
verbunden einhergeht.

Genau wie »Mathe« oder »Ge-
schichte« sollte unser Angebot ein 
Fach sein, das Pfl icht für alle Schüle-
rinnen und Schüler sein müsste. Es 
wurde der Anspruch erhoben, Wis-
sen zu vermitteln über Lebenswei-
sen, über Kulturen, über die großen 
Weltreligionen sowie über Grund-
werte unserer Gesellschaft.

Ihre Vorstellungen für das neue 
Fach hat die Linkspartei.PDS-Frakti-
on intensiv diskutiert und in folgen-
den Eckpunkte festgehalten:
■ In einer multikulturellen Stadt wie 
Berlin mit dreieinhalb Millionen Ein-
wohnerinnen und Einwohnern aus 
über hundert Nationen muss auch 

die Schule einen eigenständigen 
Beitrag für die Grundlagen eines 
friedlichen und solidarischen Zu-
sammenlebens leisten. 
■ Interkulturelle Dialogfähigkeit 
zählt in einer globalisierten Welt 
zu den wichtigsten Kompetenzen. 
Als Anfang des Jahres eine Projekt-
gruppe der Berliner Linkspartei.PDS-
Fraktion das Konzept für ein neues 
Unterrichtsfach entwarf, erhielt es 
deshalb auch den Arbeitstitel »in-
terkulturelle Bildung«.
■ Das neue Fach sollte Raum geben, 
sich mit verschiedenen Lebenswei-
sen und -vorstellungen bekannt zu 
machen und auseinander zu set-
zen. Es sollte für gemeinsame Werte, 
aber auch für Unterschiede sensibi-
lisieren. Es sollte zum Verstehen des 
Fremden, zum Dialog und zur friedli-
chen Konfl iktlösung befähigen.
■ Das neue Fach sollte kein Alterna-
tiv- oder Ersatzangebot des Staates 
zum »klassischen« Religions- und 
Lebenskundeunterricht sein. Es folgt 
dem bildungspolitischen Auftrag der 
Schule folgen wie er im Paragraf 1 
des Schulgesetzes formuliert ist. Für 
den Religions- und Lebenskundeun-
terricht an den Schulen sollte sich 
deshalb nichts ändern.

Religionsunterricht bleibt
in Berlin freiwillig 

Ein solcher Vorschlag für ein neu-
es Unterrichtsfach löste in der Öf-
fentlichkeit über Berlin hinaus hef-
tigen Streit aus. ie einen bekämpf-
ten das  Fach als Affront gegen die 
christlichen Kirchen und starteten 
medienwirksam zahlreiche Kampa-
gnen. Andere bemängelten, dass 
der Linkspartei.PDS-Vorschlag die 
Trennung von Kirche und Staat nicht 
gründlich vollziehe. 

Werte & Religionen
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In unserem Vorschlag blieb die 
Stellung des Religions- und Lebens-
kundeunterrichts in der Berliner 
Schule unverändert: Er sollte auch 
weiterhin kein reguläres Pfl ichtfach 
werden. Vielmehr sollte er auch 
weiterhin in Verantwortung der Kir-
chen, Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften erteilt werden. 
Die Schulen würden auch weiterhin 
dafür offen stehen, das Land Ber-
lin dieses Angebot weiterhin mitfi -
nanzieren. Die Teilnahme würde für 
Schülerinnen und Schüler auch wei-
ter freiwillig bleiben.

Das dem im Unterschied zu fast 
allen anderen Bundesländern über-
haupt so ist, geht auf das Berliner 
Schulgesetz von 1948 zurück, mit 
dem eine Trennung von Staat und 
Kirche vollzogen wurde. Diese Ber-
liner Regelung ist im Grundgesetz 
gesichert durch die so genannte 
Bremer Klausel (Artikel 141). Sie be-
sagt, dass der Grundgesetzespas-
sus, nach dem »Religion« an den 
öffentlichen Schulen ein »ordentli-
ches Lehrfach« ist (Artikel 7 (3)), in 
den Bundesländern nicht gilt, in de-
nen am 1. Januar 1949 eine andere 
landesrechtliche Regelung bestand.

Es war unser Koalitionspartner, 
der den öffentlichen Streit mit einem 
Landesparteitagsbeschluss im April 
2005 für ein verbindliches Wertefach 
unter dem Titel »Lebensgestaltung, 
Ethik, Religionskunde« in Anlehnung 
an das Brandenburger Fach »LER« 
wieder forcierte. Damit machte die 
SPD zum einen den Weg frei für ein 
gemeinsames Vorgehen der Koaliti-
onsfraktionen. Zum anderen vereng-
ten SPD-Fraktion und SPD-geführte 
Schulverwaltung das Fach inhaltlich 
auf »Ethik«.

 Jenseits des Namens konnte die-
se Einseitigkeit in weiteren Gesprä-

chen zwischen den Koalitionsfrakti-
onen allerdings wieder ausgeräumt 
werden. Und nicht nur das.

Im März 2006 haben wir im Par-
lament die Änderung des Schul-
gesetzes beschlossen. Damit wird 
das neue Unterrichtsfach »Ethik« ab 
2006/07, beginnend in den 7. Klas-
sen, an allen Berliner Schulen einge-
führt. Die Schulen können dank der 
Initiative der Linkspartei.PDS-Frak-
tion selbst darüber entscheiden, in 
welcher Form sie bei der Gestaltung 
des Fachs mit weltanschaulichen 
und Religionsgemeinschaften ko-
operieren. 

Die Kritik der Kirchen hält nach 
wie vor an. Wir aber sind sicher, die 
richtige Antwort auf die besonderen 
multikulturellen und multireligiösen 
Erfordernisse unserer Stadt, in der 
zwei Drittel ihrer Bürgerinnen und 
Bürger konfessionsfrei leben, ge-
geben zu haben. Dabei gehen wir 
von den Realitäten in der multikul-
turell und multireligiös geprägten 
Stadt aus. 

 Natürlich sind Wertevermittlung, 
die Herausbildung interkultureller 
Dialogfähigkeit oder ethischer Ur-
teilsfähigkeit nach wie vor Aufgabe 
aller Fächer und der Schule insge-
samt. Mit dem Fach Ethik aber erhält 
die Berliner Schule noch einmal Ort 
und Zeit dafür. Es wird die Bereit-
schaft und Fähigkeit der Schülerin-
nen und Schüler unabhängig von 
ihrer kulturellen, ethnischen, reli-
giösen und weltanschaulichen Her-
kunft gefördert, sich gemeinsam 
mit grundlegenden kulturellen und 
ethischen Problemen des indivi-
duellen Lebens, des gesellschaft-
lichen Zusammenlebens sowie mit 
unterschiedlichen Wert- und Sinn-
angeboten konstruktiv auseinander 
zu setzen. 

Es besteht die Chance, über das 
neue Fach Grundlagen für ein selbst-
bestimmtes und verantwortungsbe-
wusstes Leben zu gewinnen und so-
ziale Kompetenz, interkulturelle Dia-
logfähigkeit und ethische Urteilsfä-
higkeit zu erwerben. – Dafür hat es 
sich gelohnt zu streiten. ■



Berlin wieder fl ott und überlebens-
fähig zu machen, bedeutete für die 
PDS und jetzige Linkspartei.PDS in 
den vergangenen fünf Jahren immer 
auch, Strukturen der Stadt auf den 
Prüfstand zu stellen. Geschichtlich 
bedingt und gewachsen existieren 
viele Institutionen und Einrichtun-
gen im Ost- wie im Westteil der Stadt. 
Manches schien auf Dauer nicht be-
zahlbar und auch nicht zukunftsfä-
hig. Der Großen Koalition fehlte in 
den Jahren zuvor der Mut, sich den 
Problemen zu stellen.

Einer dieser Bereiche war die Ber-
liner Landschaft der Universitätsme-
dizin. Doch die mit dem Koalitions-
vertrag von SPD und PDS ursprüng-
lich beabsichtigte Schließung des 
»Universitätsklinikums Benjamin 
Franklin«, UKBF, im südwestlichen 
Steglitz-Zehlendorf gehörte zu den 
ersten Entscheidungen, die 2001, 
kurz nach den letzten Abgeordne-
tenhauswahlen, bei Betroffenen und 
quer durch die verschiedenen politi-
schen Lager auf breite Ablehnung 
stieß. So mussten die Delegierten 
des Landesparteitages der PDS, der 
damals die Koalitionsvereinbarung 
mit der SPD bestätigen sollte, vor-
beiziehen an demonstrierenden Be-
schäftigten des UKBF. 

Kaum in der Regierung, schon 
wird gegen einen demonstriert – das 
war für viele eine schmerzliche und 
ungewohnte Erfahrung. Hinzu kam, 
dass verabredet worden war, den 
Landeszuschuss für die Unimedizin 
um 98 Millionen Euro bis zum Jahr 
2010 zu kürzen. Denn angesichts des 
Kassensturzes, den die rot-rote Koa-
lition vorgenommen hatte, war klar 
geworden, dass nur mit einem Sa-
nierungskurs politische Spielräume 
wieder zu gewinnen wären. Wobei 
die Potenziale der beiden medizini-

schen Fakultäten der Humboldt-Uni-
versität und der Freien Universität 
dabei jedoch nicht beschädigt, son-
dern gebündelt werden sollten.

Konzept zur Rettung des UKBF

Schnell war klar, dass die PDS mit 
der im Koalitionsvertrag getroffe-
nen Entscheidung nicht zufrieden 
sein konnte. Es wurde überlegt, ob 
die Verabredung durch einen neuen 
Vorschlag, für den natürlich auch der 
Koalitionspartner gewonnen werden 
musste, modifi ziert oder sogar revi-
diert werden konnte.

Unser Wissenschaftssenator Tho-
mas Flierl schlug die Einsetzung ei-
ner Expertenkommission vor. Ein 
Vorschlag, für den er im Berliner Se-
nat und in der rot-roten Koalition Un-
terstützung fand. 

Das neue Konzept, das durch den 
Wissenschaftsrat bestätigt und er-
gänzt wurde, beinhaltete die Bildung 
einer medizinischen Fakultät und ei-
nes gemeinsamen Berliner Universi-
tätsklinikums und die Organisation 
der Berliner Hochschulmedizin als 
eine gemeinsame Gliedkörperschaft 
von Freier Universität und Humboldt-
Universität. 

Damit waren die Optionen zur 
Schließung des Klinikums Benjamin 
Franklin, die Bildung einer Medizini-
schen Hochschule bzw. die Verlage-
rung der Hochschulmedizin an eine 
einzige Universität vom Tisch.

Die Expertinnen und Experten 
konnten auch schlüssig darlegen, 
dass die erforderliche Einsparsum-
me von 98 Millionen Euro erbracht 
werden konnte, wenn die Berliner 
Universitätsmedizin unter dem tra-
ditionsreichen Namen Charité zu ei-
ner modernen und leistungsfähigen 
Wissenschafts- und Gesundheits-

einrichtung fusioniert. Sie zeigten, 
dass dies gelingen konnte, ohne 
einen der Kernstandorte in Mitte, 
Steglitz, Wedding und Buch aufzu-
gegeben. Dieses Ziel vor Augen wur-
den alle Maßnahmen zur Restruk-
turierung der Berliner Universitäts-
medizin in Angriff genommen. Die 
Linkspartei.PDS-Fraktion, allen vor-
an ihr langjähriger wissenschafts-
politischer Sprecher Benjamin-Im-
manuel Hoff, und unser Wissen-
schaftssenator Thomas Flierl haben 
sich dieser schwierigen Herausfor-
derung gestellt, und sie sind dabei 
erfolgreich.

Neuer Vorstand, 
neue Konstruktion

Die Umgestaltung der Unimed-
Landschaft Berlins erfolgte in meh-
reren Schritten. Zunächst wurde 
im Jahr 2003 das so genannte Vor-
schaltgesetz verabschiedet, in dem 
die Fusion der beiden Fakultäten 
rechtlich geregelt wurde. Ein neu-
er Vorstand wurde eingesetzt und 
der Aufsichtsrat nahm seine Arbeit 
auf. Er sah sich vor große Aufga-
ben gestellt, die nicht nur mit der 
besonderen Berliner Lage sondern 
vor allem mit der Verschlechterung 
der Rahmenbedingungen durch die 
Einführung der Diagnosis Related 
Groups (DRG) zu tun hatten, für die 
der Bundesgesetzgeber die Verant-
wortung trägt. Bei den DRGs geht es 
um ein 2003 bundesweit eingeführ-
tes neues Finanzierungskonzept in 
Krankenhäusern. Diese erhalten 
jetzt eine bestimmte Vergütung pau-
schal nach dem Schweregrad einer 
Behandlung, was sie untereinander 
vergleichbarer machen soll.

Die primäre Aufgabe des neuen 
Vorstandes war es zudem, ein Un-

Stefan Liebich
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ternehmenskonzept zu entwickeln, 
dessen Kern die Neuordnung der 
Charité mit ihren 120 Instituten zu 
17 Zentren für Forschung, Lehre und 
Krankenversorgung war. 

Hierzu hat die Koalition in ei-
nem schwierigen Verhandlungspro-
zess ein Universitätsmedizingesetz 
erarbeitet und im Dezember letz-
ten Jahres verabschiedet. Das Land 
schließt nunmehr regelmäßig mehr-
jährige Verträge mit der Charité über 
die Entwicklung der Universitätsme-
dizin, die auch die Höhe des Staats-
zuschusses für Forschung, Lehre 
und Studium umfassen. Wichtig war 
uns, dass die Charité sich in ihrer 
Tätigkeit am Deutschen Corporate 
Governance Kodex ausrichten wird. 
Die Charité wird sich in Zentren glie-

dern und Zentrumskonferenzen ein-
richten, die die Zentrumsleitung in 
grundsätzlichen Angelegenheiten 
beraten. 

Tarifvertrag für Charité muss 
kommen

Das Gesetz, nach hartem Ringen in 
der Koalition entstanden und gegen 
die Opposition verabschiedet, ist ei-
ne gute Basis für die Arbeit der Uni-
versitätsmedizin Charité. Mit ihm 
wird auch die Botschaft ausgesandt, 
dass die rot-rote Koalition allen Be-
strebungen eine Absage erteilt, die 
Berliner Universitätsmedizin zu pri-
vatisieren. Hierfür müssen jedoch 
auch die ökonomischen Vorausset-
zungen stimmen. 
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Deshalb muss nun der letzte 
Stein im neuen Bauwerk seinen Platz 
fi nden. Vorstand und Gewerkschaf-
ten müssen sich endlich auf einen 
Tarifvertrag verständigen. Kündigun-
gen einerseits und Streikdrohungen 
andererseits stehen im Raum. Wie 
bei so vielen schwierigen Situatio-
nen in der Stadt sind es immer wie-
der Vertreterinnen und Vertreter der 
Linkspartei.PDS, die das Gespräch 
mit den Betroffenen suchen. 

Wir sind zuversichtlich, dass es 
wie in anderen Berliner Betrieben 
(Vivantes, BVG) oder im Öffentlichen 
Dienst der Stadt auch für die Chari-
té gelingt, einen Kompromiss zu 
fi nden, der letztlich den Interessen 
Berlins und denen der Beschäftigten 
gerecht wird. Denn die Universitäts-
medizin mit ihren Standorten, ihrer 
Ost- und Westgeschichte ist einer-
seits ein gutes Beispiel für unsere 
Politik, die nicht als Allheilmittel in 
schwierigen Finanzlagen auf Priva-
tisierung setzt, insbesondere dann 
nicht, wenn es um Daseinsvorsorge, 
um Arbeitsplätze und die Zukunfts-
chancen Berlins geht. Andererseits 
hat gerade das Beispiel der Unime-
dizin der Stadt gezeigt, dass unsere 
Politik es ist, die die unterschiedli-
chen Erfahrungen von Ost und West 
auch produktiv macht. Wie viel einfa-
cher wäre es letztlich gewesen, den 
Standort des UKBF zu schließen? 
Doch wir haben unideologisch nach 
der besten Lösung für ein Problem 
gesucht, auf einem Politikfeld, das 
bei uns Priorität genießt. ■



Die Seniorenpolitik gehört in aller 
Regel nicht zu den Bereichen, die im 
Mittelpunkt parteipolitischer Aktivi-
täten stehen. Ganz zu Unrecht wie 
ich fi nde. Die ältere Generation stellt 
nicht nur einen wachsenden Teil der 
Bevölkerung dar, ihre Ansprüche 
nach Teilhabe an gesellschaftspoliti-
schen Veränderungen werden immer 
häufi ger und entschlossener vor al-
lem durch sie selbst artikuliert.

Die steigende Lebenserwartung 
in der Bundesrepublik, die je nach 
Interessenlage einmal als Ergeb-
nis und Zeugnis des medizinischen 
Fortschritts bejubelt und ein ande-
res Mal als wachsende Bedrohung 
für die Zahlungs- und Leistungsfä-
higkeit unserer sozialen Sicherungs-
systeme diffamiert wird, erfordert ei-
nen sehr viel differenzierteren Blick 
auf die ältere Generation. Zwischen 
den so genannten jungen Alten und 
den Hochbetagten liegen heute Jahr-
zehnte. In diesem breiter geworde-
nen Altersspektrum fi nden wir sehr 
unterschiedliche Bedürfnisse und 
Erwartungen an die Gesellschaft, 
mit denen sich die politischen Ver-
antwortungsträger auseinanderset-
zen müssen. 

Ausdruck dieser neuen Vielfalt 
sind zum Beispiel Bedürfnisse nach 
neuen Wohnformen für die ältere 
Generation, die Forderung von spe-
zifi schen Bildungsangeboten nach 
der Beendigung berufl icher Tätig-
keit und die Aufwertung und Aner-
kennung bürgerschaftlichen Enga-
gements, das gerade im Alter eine 
wachsende Bedeutung gewinnt. Eng 
damit verbunden sind auch Forde-
rungen nach mehr Mitsprachemög-
lichkeiten und Entscheidungskom-
petenz, vor allem da, wo es unmit-
telbar um die Interessen der älteren 
Generation geht. 

Ingeborg Simon
DABEISEIN IM ALTER

Wir als Fraktion der Linkspar-
tei.PDS haben in enger Zusammen-
arbeit mit unserer auch für Senioren-
politik zuständigen Senatorin Heidi 
Knake-Werner dazu in dieser Legisla-
turperiode einen eigenen und nach-
haltig wirksamen Beitrag geleistet. 
Ich möchte das an zwei Beispielen 
verdeutlichen:

Leitlinien für Seniorenpolitik

Die Leitlinien der Politik für Seniorin-
nen und Senioren sind das Ergebnis 
einer ausführlichen Debatte im Ber-
liner Senat. Eine ressortübergreifen-
de Arbeitsgruppe hat sie zusammen 
mit Bezirksvertretern und dem Berli-
ner Landesseniorenbeirat erarbeitet. 
Sie sollen zum Auslöser einer inten-
siven öffentlichen Debatte vor allem 
über die gewandelten Ansprüche 
und Bedürfnisse der älteren Genera-
tion in unserer Stadt werden.

Durch die gestiegene Lebens-
erwartung können auch in Berlin 
immer mehr ältere Menschen ge-
sund und aktiv ihren Lebensabend 
bestreiten. Das öffentlich gern kol-
portierte Bild vom Alter nach der 
trivialen Formel »alt = krank = pfl e-
ge- und hilfsbedürftig« trifft auf die 
große Mehrheit älterer Bürger eben-
so wenig zu wie das Bild vom gutbe-
tuchten Rentner, der seinen Lebens-
abend bevorzugt unter der südlichen 
Sonne genießt.

Die Leitlinien treten diesen Vor-
urteilen entgegen. Sie vermitteln 
ein sehr differenziertes Bild vom Al-
ter, in dem neben den »klassischen« 
fürsorgerischen Aufgabenfeldern 
wichtige Bereiche seniorenpoliti-
scher Handlungsfelder in Bildung, 
Wissenschaft, Kultur, Sport und 
Medien in den Vordergrund gerückt 
werden. 

Mit den Leitlinien von 2005 ha-
ben wir unsere Vorstellungen ge-
sellschaftlicher Teilhabe der älteren 
Generation dargelegt. Die Senatorin 
weist in einem Vorwort auf den Cha-
rakter der Leitlinien als Handlungs-
leitfaden hin. 

Alle gesellschaftlichen Gruppen 
und politischen Verantwortungs-
träger in der Stadt sind damit auf-
gefordert, zu den zahlreich vorge-
stellten Handlungsfeldern einen 
spezifi schen Beitrag zu leisten zum 
Beispiel in der Wohnungswirtschaft, 
beim gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz, in der Freizeitgestaltung 
oder im Bildungsbereich. Wir sehen 
in den Leitlinien auch einen Beitrag 
zur Bekämpfung einer zunehmenden 
Altersdiskriminierung.

Senioren wirken mit

Seit 2004 gibt es in Berlin eine an-
haltende Diskussion über Sinn und 
Notwendigkeit eines Seniorenmit-
wirkungsgesetzes auf Landesebe-
ne. Beim alljährlichen Seniorenpar-
lament gab es 2004 und 2005 dazu 
ausführliche Debatten auf Ini tiative 
aller Seniorenvertretungen. Damals 
richtete sich die Aufmerksamkeit 
noch verstärkt auf ein entsprechen-
des Gesetz auf Bundesebene. Mit 
Verweis auf ein wirksames Bun-
desgesetz in Österreich hatten die 
»Volkssolidarität« und ver.di ent-
sprechende Vorschläge entwickelt, 
die unsere Unterstützung hatten. 

Nachdem die Aussicht auf ein 
Bundesgesetz durch eine klare Ab-
lehnung der Bundesregierung nicht 
mehr bestand, konzentrierten sich 
jetzt alle Bemühungen unserer Frak-
tion auf die Entwicklung eines Lan-
desgesetzes. Die Senatorin bat den 
Beirat um einen entsprechenden 
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Vor schlag, den dieser im Septem-
ber 2004 vorlegte. Eng angelehnt an 
dieses Papier begannen in der Se-
natsverwaltung die entsprechenden 
Vorarbeiten, die sich allerdings auf-
grund der gleichzeitigen Vorberei-
tung der Leitlinien länger hinzogen 
als angenommen. 

Im Seniorenparlament 2005 er-
hielt das Vorhaben von allen Frakti-
onen eine klare Unterstützung, die 
es bisher in dieser Deutlichkeit noch 
nicht gegeben hatte. Obgleich die 
Senatorin auf die vorbereitenden 
Aktivitäten in ihrer Verwaltung ver-
weisen konnte, zog sich die Fertig-
stellung des Entwurfs hin. Ziel war 
von Anfang an, ein solches Gesetz 
noch in dieser Legislaturperiode zu 
verabschieden, so wie es die Koali-
tionsvereinbarung vorsah. 

Um den Prozess zu beschleuni-
gen, übernahm eine Arbeitsgruppe 
von Abgeordneten der Koalition den 
in der Senatverwaltung inzwischen 
erarbeiteten Vorschlag, um ihn als 
Entwurf endlich einbringen und 
dann auch beschließen zu können. 
Das ist im März 2006 geschehen. 

Der Gesetzentwurf enthält in sei-
nem Kern Regelungen zur institutio-
nalisierten Interessenvertretung der 
älteren Generation. Damit sollen die 
bestehenden Strukturen der Senio-
renvertretungen auf Landes- und Be-
zirksebene auf eine neue rechtliche 
Grundlage gestellt und die Finanzie-
rung der Arbeit dauerhaft geregelt 
werden. Hier sind auch die Bezirke 
verbindlich einbezogen. In der Ge-
setzesbegründung verweisen wir 
darauf, dass die ältere Generation 
in Berlin in beträchtlichem Umfang 
zum Funktionieren und Wohlerge-
hen der Gesellschaft beiträgt. Für 
die Absicherung ihres wachsenden 
bürgerschaftlichen und ehrenamtli-

chen Engagements wollen wir eine 
rechtliche Basis schaffen, um den 
gewählten Seniorenvertretungen 
unter gesicherten Rahmenbedin-
gungen zu ermöglichen, ihren Bei-
trag zur Überwindung anstehender 
Probleme zu leisten. Mit der Verab-
schiedung dieses Landesgesetzes 
sind wir das erste Bundesland, das 
dieses alte Anliegen der älteren Ge-
neration realisiert.

In eigener Sache

Mit dem Ende dieser Legislatur-
periode werde ich mein Mandat als 
Abgeordnete nach 11jähriger Tätig-
keit zurückgeben. Als seniorenpoliti-
sche Sprecherin unserer Fraktion traf 
ich auf sehr engagierte und aktive 
Mitstreiter und Mitstreiterinnen auf 
der Seniorenseite. Sehr gut organi-
siert, verlässlich und diszipliniert ge-
staltete sich unsere Zusammenarbeit, 
die sich besonders in regelmäßig von 
mir veranstalteten Seniorenforen be-
währte. Sie erfreuten sich immer ei-
ner großen Beliebtheit, wurden von 
bezirklichen und Landesgremien, 
aber auch Vertretern der Wohlfahrts-
verbände und der Gewerkschaften 
genutzt, um gemeinsam – oft unter 
Hinzuziehung von Experten und un-
ter Beteiligung der Senatorin – lan-
desrelevante Themen der Senioren-
arbeit ausführlich zu debattieren. 

Ganz besonders freut es mich, 
dass sich jetzt auch nichtdeutsche 
Gruppen daran beteiligen. Erfolg-
reiche politische Arbeit setzt immer 
eine gute Zusammenarbeit zwischen 
den gewählten Abgeordneten und 
außerparlamentarischen Gruppen 
voraus. Nur so lassen sich die Hand-
lungsmöglichkeiten der Politik mit 
dem Fachwissen aus der Erfahrung 
der Betroffenen wirksam zusammen-

führen. Eine verlässliche organisato-
risch gesicherte Gremienarbeit – das 
zeigen die Senioren und Seniorinnen 
dieser Stadt – können parlamentari-
sche Bemühungen anstoßen, beför-
dern und erfolgreich mitgestalten. 
Gefreut hat es mich auch, dass un-
sere Fraktion hier Anerkennung in 
Ost und West gefunden hat. 

Parteipolitisches Denken und 
entsprechende Voreingenommen-
heit spielten nie eine Rolle. Ich 
wünsche mir, dass eine künftige 
Linkspartei.PDS-Fraktion diese Zu-
sammenarbeit pfl egen und fortset-
zen wird – denn ohne die ältere Ge-
neration geht es nicht und darf es 
auch nicht gehen. ■
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Die Schlussbilanz rot-roter Bau- und 
Wohnungspolitik dieser Legislatur-
periode weist erkennbar mehr Defi -
zite als Erfolge auf. Auf der Haben-
seite in der Bau- und Wohnungs-
politik kann die SPD-PDS-Koalition 
vor allem den Bruch mit Fehlent-
wicklungen der Vorjahre verbuchen. 
Der Ausstieg aus der ruinösen Woh-
nungsbauförderung (Kappung der 
Anschlussförderung) war hier von 
herausragender Bedeutung. Auch 
im Bereich der Altbau- und Platten-
sanierung gab es Fördersysteme, 
deren Beendigung zwingend und 
verdienstvoll war. 

Allerdings wurde das Vorhaben 
der Koalitionsparteien, die Förde-
rung neu auszurichten und den 
aktuellen Erfordernissen anzupas-
sen, nicht umgesetzt. Im Gegenteil, 
der Abbau und die Einstellung aller 
Förderprogramme wurde zum Pro-
gramm erhoben: Angesichts des 
angeblich entspannten Wohnungs-
marktes und des Wohnungsleer-
standes wurde von Seiten der SPD-
geführten Senatsbauverwaltung 
jegliche Förderung des Wohnungs-
neubaus und der Wohnungssanie-
rung für obsolet erklärt: öffentliche 
Gelder sollen nur noch in öffentliche 
Infrastruktur fl ießen. 

In diesem Zuge wurde auch die 
Genossenschaftsförderung einge-
stellt. Einige Genossenschaftspro-
jekte sind wegen mangelnder Unter-
stützung des Senats gescheitert und 
andere akut gefährdet. Die Platten-
bausanierungsförderung wurde in 
umstrittene und teuere Rückbaupro-
jekte in Marzahn umgelenkt. 

Während die Einstellung der För-
derung der Mieten mit Wohnberech-
tigungsschein im Plattenbaubereich 
auf Grund des Missbrauchs durch 
die städtischen Wohnungsbauge-

sellschaften vertretbar war, zählte 
der Sonderförderabbau im sozialen 
Wohnungsbau in den Jahren 2004 
und 2005 in Verbindung mit der Ein-
führung von so genannten Kappungs-
grenzen zu den sozialen Fehlleistun-
gen rot-roter Wohnungspolitik, da 
dies eine Nachsubvention der Immo-
bilienwirtschaft zu Lasten der Sozial-
mieter darstellte. Am Widerstand der 
Linkspartei.PDS ist bei den letzten 
Haushaltsberatungen die Fortfüh-
rung dieser Form der Nachsubventi-
on auf Kosten von Sozialmietern ge-
scheitert. Ebenfalls der PDS ist es zu 
verdanken, dass das kleine Förder-
programm für wohnungspolitische 
bedeutsame Einzelmaßnahmen im 
letzten Augenblick vor der Streichung 
bewahrt werden konnte. 

Erstmals qualifi zierten 
Mietspiegel vorgelegt

Die Aktualisierung des Berliner Miet-
spiegels 2003 und 2005 zählt trotz 
der Konfl ikte mit den Mieterorgani-
sationen und kritikwürdigen Details 
zu den positiven Ergebnissen rot-ro-
ter Wohnungspolitik. Denn dass das 
hoch verschuldete Berlin sich eine 
solch aufwendige und kosteninten-
sive Qualifi zierung des Mietspiegels 
leistet, ist nicht selbstverständlich. 
Andere fi nanzschwache Kommunen 
haben einfach zur linearen Erhöhung 
der Werte des Mietspiegels gegriffen. 
Der 2005 erstmals erstellte Betriebs-
kostenspiegel gehört zu den positi-
ven Ergebnissen der Mietenpolitik 
der Koalition. 

Im Bereich der »behutsamen 
Stadterneuerung« mittels des In-
struments der Sanierungs- und Er-
haltungsgebiete dominiert staat-
licher Rückzug. Die Sanierungsge-
biete werden in der gesamten Stadt 

schrittweise aufgehoben, neue wer-
den nicht geplant. 

Für die Erhaltungsgebiete gibt 
es zwar keine vergleichbare Abwick-
lungsstrategie, aber in der Anwen-
dungen des Instruments sind die Be-
zirksverwaltungen sehr viel zurück-
haltender und defensiver geworden. 
Eine dämpfende Wirkung auf soziale 
Segregationsprozesse ist kaum noch 
wahrzunehmen. Die Bemühungen 
der PDS-Fraktion durch die Einfüh-
rung einer Umwandlungsverordnung, 
mit der die Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen in den Erhal-
tungsgebieten der Stadt unter Ge-
nehmigungsvorbehalt gestellt wird, 
sind am Widerstand des Koalitions-
partners gescheitert. Ein verlängerter 
Kündigungsschutz bei der Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnun-
gen wurde durch Rot-Rot zwar in Ber-
lin 2005 eingeführt, aber nicht wie 
von der PDS gefordert für die gan-
ze Stadt und für zehn Jahre nach der 
Umwandlung, sondern nur für vier 
Bezirke und für sieben Jahre. 

Diesem umfassendem Rückzug 
aus der aktiven Wohnungs- und Mie-
tenpolitik liegt bei der SPD und der 
von ihr geführten Senatsverwaltung 
für Bauen und Wohnen die politische 
Überzeugung zu Grunde, dass staat-
liche Intervention wegen des angeb-
lich entspannten Wohnungsmarktes 
zur sozialen Sicherung des Wohnens 
nicht mehr erforderlich sei. 

Die PDS hat dagegen stets betont, 
dass diese »entspannte Situation« 
keineswegs in allen Segmenten des 
Wohnungsmarktes gleichermaßen 
gegeben ist und insbesondere bei 
preiswerten Wohnungen die Nach-
frage das Angebot um ein vielfaches 
übersteigt, so dass die sozial Schwa-
chen heute relativ die höchsten Mie-
ten zahlen. 

MEHR DEFIZITE ALS ERFOLGE
Michail Nelken
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 Auf den sektoralen Wohnungs-
leerstand wurde mit staatlicher Ab-
rissförderung reagiert. Insbeson-
dere in den Großsiedlungen des 
Berliner Nordostens folgte die Ab-
risspolitik vordergründig den Kapi-
talverwertungsinteressen der Immo-
bilienunternehmen statt den Anfor-
derungen einer sozialen stadträum-
lichen Entwicklungsperspektive.  

Neuordnung kommunaler 
Wohnungsunternehmen steht aus

Das folgenschwerste Defi zit der rot-
roten Wohnungspolitik der letzten 
fünf Jahre ist das Ausbleiben der 
Konsolidierung und Neuorientie-
rung der kommunalen Wohnungs-
unternehmen, die die Koalition sich 
für diese Legislaturperiode auf die 
Agenda gesetzt hatte. Die Probleme 

und deren absehbare Zuspitzung 
waren den Koalitionspartnern dem 
Grunde nach bekannt und Anlass für 
die Zielstellung der Koalitionsverein-
barung. Maßgeblich ist nicht, dass 
das von der PDS angeregte Holding-
modell nicht zur Umsetzung gelangt 
ist, sondern dass keine alternativen, 
den substanziellen Problemen der 
kommunalen Wohnungsunterneh-
men angemessene Lösungswege in 
Angriff genommen wurden. Die vom 
Senat zur Neuordnung und Steue-
rung der Wohnungswirtschaft ein-
geleiteten Maßnahmen waren nicht 
geeignet, die »milliardenschwe-
ren Probleme der städtischen Woh-
nungsbaugesellschaften in den Griff 
zu bekommen«. Die in den letzten 
Monaten sich zuspitzende Lage der 
Wohnungsbaugesellschaft WBM ist 
nur der sichtbarste Ausdruck für die-

ses Defi zit. Das von der Geschäfts-
führung für die WBM vorgelegte und 
vom Aufsichtsrat beschlossene Sa-
nierungskonzept ist auf Druck der 
Linkspartei vom Senat nicht in Gän-
ze bestätigt worden, statt 12.500 
Wohnungen dürfen zunächst nur 
3.000 verkauft werden. Das ist aber 
noch kein alternativer Sanierungs-
weg sondern vorerst noch der alte in 
Teilschritten. Eine alternative Sanie-
rungsstrategie ist in ein Gesamtkon-
zept für die städtischen Wohnungs-
baugesellschaften einzubinden. 

Ohne eine schlüssige Gesamt-
strategie des Eigentümers Berlin 
haben bislang alle Gesellschaften 
für sich versucht, ihre Probleme in 
den Griff zu bekommen. Der Ver-
kauf von zirka 42.000 Wohnungen 
durch die Gesellschaften seit 2002 
hat nicht zur ihrer nachhaltigen wirt-
schaftlichen Stabilisierung geführt. 
Die Privatisierung hat sich als woh-
nungspolitische wie betriebswirt-
schaftliche Sackgasse erwiesen. Der 
Verkauf der GSW (zirka 65.000 Woh-
nungen) hat zwar eine Entlastung 
für den Landeshaushalt gebracht, 
aber auf die Stabilisierung der städ-
tischen Wohnungswirtschaft kontra-
produktiv gewirkt. Heute stellen im 
Gegensatz zur Linkspartei.PDS Poli-
tiker nicht nur der FDP, sondern auch 
von SPD, CDU und Grünen, das Er-
fordernis von kommunalem Wohnei-
gentum in Frage.

Für eine soziale Wohnungs- und 
Mietenpolitik waren die letzten fünf 
Jahre überwiegend verlorene Jahre. 
Die Linkspartei.PDS steht vor der 
Aufgabe, ihren Zielen einer stabilen 
kommunalen Wohnungswirtschaft 
und einer sozialen Wohnungs- und 
Stadtentwicklungspolitik noch mehr 
Kompetenz und politische Durchset-
zungskraft zu verleihen. ■



Gabi Hiller
BERLIN BEGEISTERT KREATIVE

»Berlin, wie haste dir verändert«, 
möchte man ausrufen – von einer 
der größten Industriemetropolen Eu-
ropas zur Dienstleistungsstadt, von 
der Stadt des produzierenden Ge-
werbes zur Stadt der Medien, Kultur, 
der Wissenschaft und des Designs. 
Wie keine andere Stadt Deutsch-
lands zieht Berlin in kreativen Berei-
chen tätige Menschen an. 

Kunst und Kultur, Medien und 
Design, Musik und Filmwirtschaft 

– das sind nur einige der Zweige ei-
ner vielfältigen und weit verzweigten 
Kulturwirtschaft, die wie kein ande-
rer Wirtschaftszweig Berlins boomt. 
Die Stadt identifi ziert sich nach in-
nen wie nach außen durch eine au-
ßergewöhnliche Vielfalt und Quali-
tät kultureller Angebote und Unter-
nehmungen. Sie zeichnet sich damit 
gegenüber allen anderen Städten 
Deutschlands aber auch als europä-
ische und Weltmetropole aus.

Die rot-rote Koalition hat dieses 
große Potenzial erkannt und von 
Beginn ihres Wirkens an als Wachs-
tumsbranche gefördert. Nicht zuletzt 
der engen Zusammenarbeit von Kul-
tur- und Wirtschaftsverwaltung ist es 
zu verdanken, dass nach Jahren des 
ziellosen Nebeneinanders beider 
Verwaltungen mit der neuen Regie-
rung endlich Kräfte gebündelt wur-
den und mit- statt nebeneinander 
gearbeitet wurde. 

Ein äußeres Zeichen dieser Zu-
sammenarbeit ist die Veröffentli-
chung des ersten Kulturwirtschafts-
berichtes Berlins, der im Mai 2004 
vorgestellt wurde und den Beginn 
einer zielstrebigen, kontinuierlichen 
Schaffensperiode markiert.

Endlich wurde damit auch im po-
litischen Berlin das Thema »Kultur-
wirtschaft« aufgegriffen, und – was 
noch wichtiger ist – in die öffentli-

che Diskussion gebracht. Allein im 
Berliner Parlament wurde, initiiert 
durch die Linkspartei.PDS-Fraktion, 
das Thema sowohl im Kultur- als 
auch im Wirtschafts- und Medien-
ausschuss aufgerufen. Es wurden 
Kreative dieser Stadt befragt, ihre 
Meinung und ihr Wissen zum Thema 
wurden erkundet. Ihre Erfahrungen 
fl ießen ein in die politische Arbeit 
unserer Fraktion und des Senats. 
Denn nur mit den Protagonisten die-
ser Branche gemeinsam wird es ge-
lingen, die Kulturwirtschaft weiter 
zu entwickeln und ihre Potenziale 
für die Stadt auch zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen auszuschöpfen. 

Denn die Entwicklung der Kultur-
wirtschaft in den vergangenen acht 
bis zehn Jahren ist beeindruckend:
■ 22 Prozent der in der Künstler-
kasse Deutschlands versicherten 
Künstler leben in Berlin. Insgesamt 
sind das mehr als 92.000 sozialver-
sicherungspfl ichtige Beschäftigte. 
Da ein Teil der Künstler anderweitig 
versichert ist, muss man von einer 
deutlich höheren Zahl von Kunst-
schaffenden ausgehen, die hier le-
ben und arbeiten.
■ Über 18.000, zumeist kleine und 
mittelständische Unternehmen er-
wirtschafteten einen Umsatz von 
über acht Milliarden Euro und er-
reichen damit einen Anteil von rund 
11 Prozent am Bruttoinlandsprodukt 
der Berliner Wirtschaft. 

Es sind gerade diese kleinen Fir-
men, die manchen Kiezen ihr cha-
rakteristisches Gepräge geben: ob 
die Druckereien und Designunter-
nehmen an der Invalidenstraße, die 
Musikstudios an der Oberbaumbrü-
cke oder die Modeschneidereien 
und Geschäfte am Prenzlauer Berg 

– die Kreativen der jeweiligen Spar-
ten »fi nden sich« und prägen das 

Gesicht Berlins, manchmal liebe-
voll, auch verrückt und bunt, in je-
dem Fall interessant und abwechs-
lungsreich.

Die Kulturwirtschaft umfasst die 
unterschiedlichen Bereiche des er-
werbswirtschaftlichen Sektors. Dazu 
zählen der Presse- und Buchmarkt, 
die Film- und Fernsehwirtschaft, 
der Kunstmarkt, die IT-Entwicklung, 
natürlich die Musikwirtschaft, Wer-
bung, Design, Architektur und kul-
turelles Erbe sowie nicht zuletzt die 
darstellende Kunst. Berlin profi tiert 
dabei vom Neben- und Miteinander 
von Szene und traditioneller Kultur, 
vom Kulturerbe und multikulturellen 
Einfl üssen. 

Gut investiert in Filmbranche

Eine besondere Bedeutung hat für 
die Linkspartei.PDS-Fraktion von 
Anfang an die Förderung der Film-, 
Fernseh- und Medienwirtschaft ge-
spielt. Die zügige Fusion von SFB 
und ORB zum RBB gleich zu Beginn 
der Legislaturperiode ist ein sicht-
bares Zeichen dafür, die Bildung der 
Medienboard GmbH ein weiteres. 
Berlin gibt trotz angespannter Haus-
haltslage zirka neun Millionen Euro 
jährlich in die Filmförderung, hat da-
mit seine Investitionen gegenüber 
vergangenen Jahren um zwei Milli-
onen aufgestockt – Geld, das sich 
durch die Investition verdreifacht. 
Aus 21,3 Millionen Euro Fördergel-
dern, die in der Filmbranche ins-
gesamt in Berlin investiert wurden, 
sind 69 Millionen Euro generiert 
worden. Hier zeigt sich, wie richtig 
diese politische Entscheidung der 
rot-roten Regierung war.

Berlin ist sehr gefragt als Kino- 
aber auch Fernsehdrehort. Hier gibt 
es die richtige Mischung aus kreati-
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vem Potenzial und hoch professio-
neller technischer Infrastruktur. Die 
Region hat einmalige Studios und 
gut ausgebildete, erfahrene Film-
techniker. Darüber hinaus leben 
und arbeiten hier Autoren, Regis-
seure und Schauspieler, sie machen 
die Stadt zur kreativen Kapitale. 

Chancen für die junge Szene

Die Berlinale als das Filmfestival 
Deutschlands erfreut sich seit Jah-
ren über ein gewachsenes Interes-
se. Allein in diesem Jahr wurden von 
den 15 zur Berlinale durch das Me-
dienboard geförderten Filmen vier 
mit Goldenen Bären prämiert. Somit 
wird am Beispiel der Filmwirtschaft 
deutlich, dass die Investitionen ge-
rade in diesem Bereich richtig waren, 
dass sie sich vielfältig und nachhal-
tig auswirken.

Und noch etwas wird deutlich: 
Berlins Kulturwirtschaft entwickelt 
sich vor allem durch das enge Zu-
sammenspiel von Aus- und Weiter-
bildung, Wissenschaft und Produk-
tion. So hat sich beispielsweise in 
der Region bei der Herstellung von 
Animationen ein Potenzial gebildet, 
das für Deutschland führend ist. 
Das kreative Potenzial wird geför-
dert durch die hier ansässigen Hoch- 
und Fachschulen, wie zum Beispiel 
die Universität der Künste oder die 
Hochschule für Film und Fernsehen 
»Konrad Wolf« in Babelsberg, im 
Zusammenwirken mit der Produk-
tion von Kino- und Fernsehfi lmen 
sowie TV-Serien, aber auch bei der 
Herstellung von Games, animier-
ten Inhalten für Handys sowie For-
schung. Auch im europäischen Kon-
text spielt die Region mit einem Pro-
duktions-Markanteil von 15 Prozent 
eine entscheidende Rolle. Dieses Po-

tenzial nachhaltig zu stärken und zu 
fördern, wird auch weiterhin Ziel der 
Linkspartei.PDS-Fraktion sein.

Ein anderer Bereich der Kultur-
wirtschaft ist die Musikwirtschaft, 
die zunehmend in der Stadt prä-
sent ist. Berlin ist die Musikhaupt-
stadt Deutschlands, dafür sprechen 
die bezirklichen Musikschulen ge-
nauso wie die Hochschule für Mu-
sik »Hanns Eisler«, die interessan-
te und vielfältige Clubszene in der 
Stadt mit ihren vielen unterschiedli-
chen Labels, die Philharmoniker als 
weltberühmtes klassisches Orches-
ter oder die jungen Bands aus dem 
ORWO-Haus als Beispiele für junge 
Popmusik. 

Gerade das Beispiel ORWO-Haus 
zeigt, wie mit relativ geringer fi nan-
zieller Unterstützung eine funktionie-
rende Infrastruktur für junge Bands 
entstehen kann. Der Plattenbau im 
Gewerbegebiet an der Rhinstraße 
wurde von Jugendlichen selbst ent-
deckt und als Probeort für 80 bis 100 
Bands ausgebaut. Schwierigkeiten 
für die selbstverwaltete »Musikfab-
rik« ergaben sich, als der Hausbesit-
zer, die Treuhandverwaltung, die Nut-
zung des Gebäudes kündigte. Hier 
konnten Abgeordnete und Stadträte, 
jeweils unter PDS-Führung, helfen. 
Gespräche mit der Treuhand wurden 
senatsseitig moderiert, der Kauf des 
Gebäudes auch fi nanziell untermau-
ert. Damit konnten wir ganz konkret 
im Sinne der »jungen« Musik durch 
unsere Politik Rahmenbedingungen 
schaffen, die eine Weiterentwicklung 
des Standortes ermöglichen. Denn 
was wäre die Musikszene Berlins 
ohne Nachwuchs?! Das ORWO-Haus 
ist ein Beispiel, das gerade auch 
Szenekultur Unterstützung braucht 
und wie ein zartes Pfl änzchen ge-
hegt werden muss. Andere Projekte, 

die unsere politische Unterstützung 
und Beachtung erfordern und erhal-
ten haben, wie die Musikstudios an 
der Nalepastraße, können hier nur 
angedeutet werden.

Die Ausstrahlung der »kreativen 
Metropole Berlin« wurde auch in-
ternational bemerkt. So wurde die 
Stadt in diesem Jahr in das globale 
Netzwerk der UNESCO als »Stadt des 
Designs« aufgenommen. 

Berlin hat sich verändert und 
wird sich auch weiterhin ändern. 
Diese Änderungen produktiv zu ma-
chen und sie als Chance für die Ent-
wicklung unserer Stadt zu begrei-
fen, ist eine unserer Aufgaben als 
politisch Verantwortliche. Wichti-
ge Schritte auf diesem Weg hat die 
Links partei.PDS-Fraktion in der rot-
roten Koalition gemacht, sie weiter 
zu gehen, wird unsere Aufgabe blei-
ben. ■
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Es ist Mittwoch, der 14. Dezember 
2005, 13 Uhr. Hunderte Besucher 
strömen ins Abgeordnetenhaus. Der 
Grund: Es fi ndet eine parlamenta-
rische Anhörung statt. Das Thema: 
Ein Straßenausbaubeitragsgesetz 
für Berlin. Die Veranstaltung wird 
in mehrere Säle übertragen, der An-
drang ist ungewöhnlich. Die CDU-
Fraktion poltert, es könnten nicht 
alle ins Haus und macht daraus ein 
Geschäftsordnungsspektakel. Fakt 
ist: Alle werden eingelassen und in 
den Sälen sind sogar noch Plätze 
frei geblieben. Die CDU tut, was sie 
die ganze Zeit in dieser Sache getan 
hat: mit Halb- und Unwahrheiten 
Stimmung machen und Angst und 
Schrecken in den Eigenheimsied-
lungen der Stadt verbreiten. 

Jener 14. Dezember war der vor-
läufi ge Höhepunkt einer jahrelangen 
Auseinandersetzung, die die Gemü-
ter – auch in unserer Partei und Frak-
tion – heftig erhitzt hatte. 

Drei Monate später

Im März 2006 ist es beschlossene 
Sache: Berlin bekommt ein Straßen-
ausbaubeitragsgesetz. Künftig wird 
der Ausbau von Straßen nicht mehr 
allein von der Steuern zahlenden 
Allgemeinheit fi nanziert, sondern 
anteilig ebenfalls von den Grundei-
gentümern, die Anlieger einer sol-
chen Straße sind. 

Berlin hat vor allem ein Gesetz 
bekommen, das die Interessen der 
betroffenen Bürgerinnen und Bür-
ger wie bisher kein anderes Bun-
desland ernst nimmt und absichert. 
Dass dies vor allem unserem Druck, 
dem Druck der Linkspartei.PDS-Frak-
tion geschuldet ist, haben sogar vie-
le Zeitungen der Stadt ausnahms-
weise wahrgenommen. Wir haben 

immer deutlich gemacht, dass wir 
niemals einem Gesetz die Stimme 
geben werden, das Menschen in 
Not bringen und sie etwa von ihren 
Grundstücken treiben könnte. 

Beiträge für den Straßenausbau 
sind ja keine rot-rote Erfi ndung. Sie 
werden in allen Bundesländern – 
außer in Berlin und Baden-Württem-
berg – seit langem erhoben. Bereits 
ein kurzer Blick auf die Regelungen 
verrät, dass Kriterien wie Mitspra-
cherechte oder Vorsorge für Här-
tefälle in anderen Bundesländern 
kaum eine Rolle spielen. Bürger-
beteiligung? Fehlanzeige beispiels-
weise in Bayern, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein und 
im Saarland. Fehlanzeige auch in 
Ost-Ländern wie Brandenburg und 
Sachsen, denen das schlechte west-
deutsche Erschließungs- und Aus-
baurecht – im übrigen dort unter leb-
hafter Beteiligung der CDU – überge-
stülpt wurde. 

Auch im Berliner Erschließungs-
beitragsgesetz haben CDU und SPD 
eine solche Beteiligung offenbar 
nicht vermisst, als sie es 1995 ein-
führten. Obwohl die Beitragspfl ich-
tigen bei der Erschließung von Stra-
ßen sogar 90 Prozent der Kosten 
tragen müssen! Wenn seinerzeit ei-
ne Rechnung im Postkasten lag, die 
aufforderte, sich an Erschließungs-
kosten zu beteiligen, hatte dies 
nichts mit dem neuen Gesetz zu tun, 
sondern mit diesem Erschließungs-
beitragsgesetz der Großen Koalition, 
das es in Berlin schon lange gibt und 
das – erst jetzt, durch unser Engage-
ment – endlich auch gründlich nach-
gebessert wird. 

Ehemalige CDU- und SPD-Senato-
ren hatten auch in Berlin seit vielen 
Jahren Entwürfe für ein Straßenaus-

baubeitragsgesetz in der Schublade, 
die regelmäßig – und in der Regel 
fast unverändert – hervorgezogen 
wurden. Diese Gesetzentwürfe be-
rücksichtigten in keiner Weise die 
Interessen der Betroffenen. Die PDS-
Fraktion hat sich deshalb immer ge-
gen ein derart unsoziales, undemo-
kratisches Gesetz ausgesprochen 
und gefordert, dass ein solches Ge-
setz in seiner konkreten Ausgestal-
tung und Wirkung vernünftig und so-
zial gerecht sein und ein Höchstmaß 
an gesetzlich möglicher Bürgerbe-
teiligung, sozialer Gerechtigkeit und 
Abfederung enthalten müsste. 

Was wurde tatsächlich und 
wann entschieden?

Schon Anfang 2003 beschließt das 
Abgeordnetenhaus einen von uns in-
itiierten Antrag, der den Rahmen ei-
nes künftigen Gesetzes beschreibt: 
weitgehende Beteiligung Betroffe-
ner, Anpassung der Ausbaustan-
dards an den tatsächlichen Bedarf, 
Vermeidung sozialer Härten. Es fol-
gen langwierige Verhandlungen mit 
Stadtentwicklungssenatorin Inge-
borg Junge-Reyer und der SPD-Frak-
tion genau um diese Positionen. Un-
ser bau- und wohnungspolitischer 
Sprecher Michail Nelken führt für 
uns die Gespräche. Am 22. Februar 
2005 nimmt die PDS-Fraktion den 
möglichen Gesetzentwurf des Se-
nats zur Kenntnis und fordert eine 
weitere deutliche Qualifi zierung. 

Zwar sieht der im Oktober 2005 
ins Abgeordnetenhaus eingebrach-
te Entwurf erneut besser aus als 
sein Vorgänger, doch nach wie vor 
bleiben offene Forderungen. Eine 
Einschätzung, zu der auch die unab-
hängige Normprüfungskommis sion 
des Landes Berlin kommt – eine 
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Instanz zur ressortübergreifenden 
Prüfung von Gesetzesvorhaben, die 
unter Rot-Rot ins Leben gerufen wur-
de. »Aus tatsächlichen Gründen er-
scheint die Umsetzung des Gesetzes 
problematisch«, moniert sie. So sei 
bislang nicht dokumentiert worden, 
ob an Straßen notwendige Unterhal-
tungs- und Instandsetzungsarbeiten 
durchgeführt wurden. Zudem emp-
fi ehlt sie eine deutlichere Abgren-
zung zwischen Erneuerungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen, aus-
reichende Angaben über den zu er-
wartenden Ausbaubedarf, umfang-
reichere Härtefallregelungen und 
die Einbeziehung von Vorschlägen 
Beitragspfl ichtiger in Entscheidun-
gen zu Ausbauvorhaben.

Unsere Fraktion beschließt am 
25. Oktober 2005, im parlamentari-
schen Gang weitere Verhandlungen 
mit dem Koalitionspartner zur Quali-
fi zierung des Gesetzentwurfes zu füh-
ren. Grundlage sind die Forderungen 
der Fraktion vom 22. Februar 2005 
und der Landes parteitagsbeschluss 
vom 30. April 2005 unter Berück-
sichtigung der Stellungnahme der 
Normprüfungskommission des Lan-
des Berlin. 

Im November 2005 wird eine Ar-
beitsgruppe gebildet mit den Ab-
geordneten Christian Gaebler und 
Jürgen Radebold von der SPD und 
Marian Krüger und mir von der 
Linkspartei.PDS-Fraktion. In die Be-
ratungen werden natürlich auch die 
Ergebnisse der Anhörung vom 14. 
Dezember 2005 einbezogen. Genau 
wie die weitere Bedingung, die der 
Landesparteitag der Linkspartei.PDS 
im Dezember 2005 an die Zustim-
mung unserer Fraktion zu einem 
Straßenausbaubeitragsgesetz ge-
knüpft hat: Mit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes soll zugleich auch eine Ent-

lastung der Grundstückseigentümer 
in Siedlungsgebieten von Erschlie-
ßungsbeiträgen wirksam werden. 

Was haben wir schließlich 
erreicht?

Künftig müssen die zuständigen 
Bezirksverordnetenversammlungen 
bzw. der zuständige Ausschuss des 
Abgeordnetenhauses geplante Aus-
bauprojekte genehmigen. Einwän-
de der betroffenen Grundstücksbe-
sitzer müssen zuvor gehört und bei 
der Entscheidung auch berücksich-
tigt werden. Die Beteiligung an den 
Ausbaukosten wird in Anliegerstra-
ßen nicht wie ursprünglich geplant 
70 Prozent, sondern 65 Prozent be-
tragen. Die Abzahlung der fälligen 
Beiträge kann bis zu drei Jahre, auf 
besonderen Antrag hin auch darü-
ber hinaus, zinslos gestundet wer-
den. In Härtefällen soll es möglich 
sein, die Rückzahlung auf 10 Jahre 
zu strecken. Der Begriff der Erneu-
erung ist deutlicher beschrieben; es 
werden künftig übliche Nutzungs-
dauer und tatsächliche Abnutzung 
dafür relevant sein. Niemand muss 
für unterlassene Instandsetzung und 
Reparaturen zahlen. Darüber hinaus 
ist eine Beitragsentlastung für Anlie-
ger in »besonderen Gebieten« fest-
geschrieben, in denen Ausbaumaß-
nahmen auf Grund notwendiger Be-
sonderheiten (zum Beispiel Wasser-
schutzgebiete oder Denkmalschutz-
bereiche) zu einem Mehraufwand 
führen können. Dieser Mehraufwand 
muss durch das Land getragen wer-
den. Für Ausbaumaßnahmen, die 
bei Inkrafttreten des Gesetzes abge-
schlossen waren, kann ein Straßen-
ausbaubeitrag nicht mehr erhoben 
werden. Und es gibt eine Regelung, 
wonach sich Anlieger zusammen-

schließen und auf eigene Kosten 
und in Eigenregie den Ausbau einer 
Straße durchführen lassen können 

– wenn sie es wollen.
Bei den Erschließungsbeiträgen, 

die Anlieger ja bis zu 90 Prozent tra-
gen müssen, ist uns ein entschei-
dender Durchbruch gelungen, der 
Betroffene erheblich entlasten wird. 
Künftig wird niemand in Ost und 
West mehr an Erschließungskosten 
beteiligt, wenn die Straße bereits 
vor dem 3. Oktober 1990 zumindest 
teilweise hergestellt wurde und die 
Straße bis heute für Verkehrszwecke 
tatsächlich genutzt wird. Erschlie-
ßungsbeiträge können auch dann 
nicht mehr erhoben werden, wenn 
die teilweise hergestellte Erschlie-
ßungsanlage seit mehr als 15 Jahren 
für Verkehrszwecke genutzt wird. 
Dann kann höchstens ein – deutlich 
niedrigerer – Straßenausbaubeitrag 
fällig werden. 

Mein Fazit? 

Wir haben uns nicht vor der schwie-
rigen Situation gedrückt. Wir haben 
die Sorgen vieler Berlinerinnen und 
Berliner ernst genommen. Wir haben 
eine für Berlin sinnvolle Entschei-
dung getroffen. 

Unsere Hartnäckigkeit hat sich 
gelohnt. ■
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Eine nachhaltige Entwicklung Berlins 
ist nur zu erreichen, wenn Ökologie, 
Ökonomie, Soziales und Partizipa-
tion bei allen Entscheidungen auf 
den politischen Ebene in ihrer Ge-
samtheit betrachtet werden. Die 
Sicherung von Umweltbelangen ist 
eine wichtige Voraussetzung für die 
Lebensqualität in der Großstadt Ber-
lin und ist für die Menschen in der 
Stadt unverzichtbar. Diese Grundpo-
sition wurde von der Linksfraktion 
bei den Beratungen mit dem Koali-
tionspartner sowie in Ausschussbe-
ratungen und Parlamentsdebatten 
nachdrücklich vertreten.

Wichtige Voraussetzungen dafür 
wurden mit drei Doppelhaushal-
ten des Landes geschaffen. Es wur-
den die fi nanziellen Sicherungen 
für wichtige Gremien, aber auch für 
umweltpolitische Maßnahmen er-
reicht. So konnten der Prozess der 
Erarbeitung einer »Lokalen Agenda 
21 für Berlin« und damit verbunden 
die Arbeit des Agenda-Forums fort-
gesetzt werden. 

Beispielhaft sind weiterhin Maß-
nahmen zur Umsetzung der EU-Was-
serrahmenrichtlinie, zur Luftreinhal-
tung und zum Energiesparmarketing 
zu nennen, mit denen Umweltentlas-
tungen geschaffen wurden und noch 
geschaffen werden. In Hinblick auf 
Umweltbildung konnte die Finanzie-
rung der Waldschularbeit ausgebaut 
und eine Regelfi nanzierung über-
führt werden.

Die institutionellen Zuwendun-
gen für die Stiftung Naturschutz und 
an anerkannte Naturschutzverbände 
wurden in gleichbleibender Höhe er-
halten und sichern deren Arbeit. Die 
von der Linksfraktion angestrebte 
Aufstockung des Stiftungskapitals 
für die Stiftung Naturschutz um zirka 
5,1 Millionen Euro und der dauerhaf-

te Verzicht auf institutionelle Förde-
rung konnten nicht realisiert werden, 
werden aber weiter verfolgt. 

Arbeitsschwerpunkte der Links-
fraktion im Bereich Umwelt waren 
die Agenda-21-Arbeit, die Abfall-
wirtschafts- und die Energiepolitik, 
der Schutz und die Pfl ege von städ-
tischem Grün, die Befassung mit 
Luft- und Lärmproblemen sowie die 
Zusammenarbeit mit Umweltverbän-
den in der Stadt. 

Dabei gestaltete sich insbeson-
dere der Prozess der Erarbeitung ei-
ner »Lokalen Agenda 21 für Berlin« 
sehr schwierig, da die Umsetzung 
des Auftrages an den Senat und 
dessen Weitergabe an das ehren-
amtlich arbeitende Agenda-Forum 
nicht zu der gewünschten einheitli-
chen Beschlussvorlage für das Par-
lament führten. 

Die erwartete mittel- und lang-
fristige Strategie für eine nachhal-
tige Entwicklung und die Zukunfts-
fähigkeit Berlins liegt nicht vor. Die 
Linksfraktion hat sich jedoch darauf 
verständigt, auf der Grundlage der 
Arbeit des Agenda-Forums und un-
ter Berücksichtigung der Stellung-
nahme des Senats dem Parlament 
eine beschlussfähige Fassung für 
dieses Strategiepapier vorzulegen. 
Damit kommen wir der seit 1996 
überfälligen Verpfl ichtung nach, zu 
der sich die Staaten der Welt auf 
dem Treffen in Rio im Jahr 1992 ver-
pfl ichtet haben. 

 
Abfallwirtschaft bleibt in 
kommunaler Hand 

Die Linksfraktion hat sich stets für 
den Erhalt der BSR als kommuna-
les Unternehmen zur Daseinvorsor-
ge eingesetzt und Forderungen nach 
Privatisierung abgewiesen. 

Die Strategien für die Abfallwirt-
schaft in Berlin waren bis 2001 ge-
kennzeichnet vom Streben nach 
Ausbau der Müllverbrennungska-
pazitäten. Dies hatte die PDS-Frak-
tion schon bei der Formulierung 
der Koalitionsvereinbarung abge-
lehnt. Anfang 2003 haben die Ko-
alitionspartner Vorstellungen zum 
Verzicht auf den weiteren Bau von 
Müllverbrennungsanlagen und zur 
Ausschreibung bei der Vergabe von 
Abfallmengen im Rahmen von Pu-
blic-Private-Partnership, unter Be-
rücksichtigung ökologischer Krite-
rien, dem Parlament vorgelegt und 
zum Beschluss erhoben. Diese Stra-
tegie befi ndet sich in der Umsetzung, 
Berlin zeigt damit Vorbildfunktion 
auch für andere Bundesländer. Ein 
dementsprechend angepasstes Ab-
fallwirtschaftskonzept wird noch vor 
der Wahl 2006 beschlossen. 

Intensive Beratungen mit Senats-
verwaltungen und der BSR haben 
dazu geführt, dass die Höhe der De-
ponierückstellungen aus Vorabzah-
lungen der Abfallverursacher über-
prüft wurden und nicht notwendige 
Rücklagen im Rahmen von Tarifneu-
bewertungen an die Gebührenzahler 
zurückgegeben werden. 

Die von Senator Harald Wolf auf-
gedeckten Ungereimtheiten bei der 
Berechnung von Straßenreinigungs-
gebühren wurden von der Koalition 
aufgearbeitet und geklärt. Die zuviel 
gezahlten Beträge wurden zwischen-
zeitlich zurückgezahlt. Durch ver-
stärkte Kontrolle der Abrechnungs-
vorgänge bei der BSR ist das Ver-
fahren nunmehr transparent und die 
Kostenverteilung verursachergerecht. 
Ein Ergebnis war auch die Erarbei-
tung eines Kalkulationshandbuches 
durch die BSR und die Einführung ei-
ner »Nachbarschaftstonne« in Sied-

LEBENSWERTES BERLIN
Delia Hinz

Umwelt & Naturschutz



lungsgebieten zur Kostenreduzierung 
für die Bürgerinnen und Bürger. 

Eine neue Berechnungsgrundla-
ge für Straßenreinigungsgebühren 
konnte wegen der Interessenskon-
fl ikte der jeweiligen Anlieger lei-
der nicht gefunden werden. Dieses 
Problem bedarf einer weiteren Be-
arbeitung.

Großes Augenmerk auf 
Kleingärten

Maßnahmen zu Energieeinsparun-
gen bei Gebäudesanierungen und 

-modernisierungen sowie bei Neu-
bauten, der Einsatz von regenera-
tiven Energien und die Umsetzung 
von Klimaschutzstrategien spielten 
bei der Arbeit der Koalitionspartner 
eine bedeutende Rolle. Neben den 
fi nanziellen Absicherungen vielfäl-
tiger Aktivitäten im Landeshaushalt 
wurden zusätzliche Forderungen an 
den Senat formuliert. Beschlossen 
wurden das Programm »Weg von fos-
silen Energieträgern – Klimaschutz 
schafft Arbeit« und »Neues Berliner 
Klimaschutzprogramm«. Damit sind 
Handlungsziele für die Neuausrich-
tung der Energie- und Klimapolitik im 
Land Berlin auf den Weg gebracht. 

Auch der von der Linksfraktion 
in der Koalitionsvereinbarung ge-
forderte Kleingartenentwicklungs-
plan liegt vor und wurde dem Par-
lament in Ergänzung des Flächen-
nutzungsplan-Beschlusses von 1994 
zur Kenntnis gegeben. Damit einher 
geht die Verlängerung der Schutz-
fristen für Kleingartenanlagen. 81 
Prozent der kommunalen Kleingar-
tenfl ächen sind nun bis 2014 und 
vier Prozent bis 2010 geschützt. In 
Wilmersdorf konnte auf Initiative 
der Linksfraktion eine Kleingarten-
anlage zusätzlich gesichert werden.

Problematisch ist die Entwick-
lung des Kleingartenbestands im 
Bezirk Pankow. Durch unkluge Ent-
scheidungen einzelner Kleingar-
tennutzer und daraus resultierende 
Gerichtsentscheidungen sind gan-
ze Kleingartenanlagen in ihrem Be-
stand gefährdet. 

Von der Linksfraktion wurde da-
zu ein parlamentarisches Gutachten 
beauftragt sowie ein Landespartei-
tagsbeschluss zum Erhalt der Klein-
gärten gefasst. Für weitere politische 
Entscheidungen zum Erhalt der Anla-
gen sind vor allem die bezirklichen 
Verantwortlichen gefordert. Diesen 
standen wir auch in vielen anderen 
Fragen mit Rat und Tat zur Seite.

Gemeinsam problematisiert wur-
de zum Beispiel auch die vom Senat 
geplante »Neuordnung der planen-
den und bauenden Bereiche«. Die 
vorgesehenen massiven Einschnitte 
im Bereich Pfl ege und Unterhaltung 
von städtischem Grün wurden von 
der Linksfraktion äußerst kritisch ge-
sehen. Gemeinsam mit den Bezirken 
sind wir weiter auf der Suche nach 
sinnvollen Strukturänderungen.

Bei Beschlüssen zu Flächennut-
zungsplanänderungen und zu Be-
bauungsplänen hat die Linksfrakti-
on den Erhalt und die Sicherung von 
Grünfl ächen eingefordert. Beispiele 
dafür sind der »Spreepark« und der 
»Teufelsberg«. 

Unter Rot-Rot wurde eine Verän-
derung der Baumschutzverordnung 
beschlossen, die nicht unumstritten 
ist. Sie unterstützt ein vereinfachtes 
Genehmigungsverfahren für Bau-
vorhaben. Die tatsächlichen Auswir-
kungen dieses Beschlusses sollen 
jedoch nicht zu massivem Verlust 
von Stadtgrün führen und werden 
deshalb intensiv unter Beobachtung 
bleiben.

Naturschutzarbeit weiter 
gesichert

Problematisch diskutiert wurde in 
der Öffentlichkeit die Entscheidun-
gen zum Landesimmissionsschutz-
gesetz. Insbesondere der Wegfall 
von Ruhezeiten führte bei Bürgerin-
nen und Bürgern zu Verunsicherun-
gen. Nach umfassender Abwägung 
und Prüfung der bundes- und lan-
desgesetzlichen Regelungen wurde 
dem Gesetz zugestimmt. Um unge-
wollte Ruhestörungen und Belas-
tungen vermeiden zu können, wur-
de auf Initiative der Linksfraktion 
beschlossen, über zwei Jahre lang 
die Auswirkungen des Gesetzes zu 
kontrollieren. Der Senat muss dar-
über berichten.

Ich fi nde, dass sich die umwelt-
politische Bilanz unserer Fraktion 
sehen lassen kann. Dazu zählt nicht 
zuletzt, dass wir die Mitarbeit im 
Rat der Stiftung Naturschutz auch 
in dieser Legislaturperiode fortge-
setzt und die Zusammenarbeit mit 
den Umweltverbänden ausgebaut 
haben. Daraus ergaben sich wichti-
ge gegenseitige Abstimmungen und 
Informationen. 

Selbst wenn das für manchen 
nicht so aufregend klingt: auf Ini-
tiative der Linksfraktion konnte 
auch der drohende Verlust des Ver-
bandsklagerechts abgewendet wer-
den. Die Arbeit der Naturschutzver-
bände wurde durch eine kurzfristige 
Änderung des Berliner Naturschutz-
gesetzes gesichert.  ■
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Werksschließung bei Samsung, Job-
verlust bei JVC und CNH – das wa-
ren die schlechten Nachrichten des 
vergangenen Jahres. Sie stimmten 
bitter, denn diese Entscheidungen 
haben viel mit Globalisierungsstra-
tegien multinationaler Konzerne 
zu tun, aber nichts mit der Qualität 
des Wirtschaftsstandorts Berlin und 
nichts mit dem Engagement und der 
Arbeitsqualität der Berliner Arbeite-
rinnen und Arbeiter. 

Ich habe mich mit diesen Nach-
richten nie abgefunden, mich daher 
immer mit den Beschäftigten solida-
risiert und entsprechende Aktionen 
unterstützt. Von der ersten Samsung-
Demo vorm Roten Rathaus bis zur 
Mahnwache vorm Werkstor an Hei-
ligabend. Auch bei JVC war ich und 
bei CNH. 

Für den Erhalt des Spandauer 
Baumaschinenwerks werden wir 
auch weiterkämpfen. Vor kurzem 
habe ich eine Berliner Anwaltskanz-
lei damit beauftragt, staatliche För-
dermittel und Vergünstigungen in 
Höhe von insgesamt 70 Millionen 
Euro einzufordern für den Fall, dass 
das Werk wirklich geschlossen wird. 
Dieser Kampf ist noch nicht zu Ende, 
so wie ich um jeden Arbeitsplatz in 
Berlin kämpfen werde.

Es gibt aber auch andere Beispie-
le. Beispiele dafür, dass es sich lohnt 
in Berlin zu investieren und zu pro-
duzieren. Gillette verdient mit den 
Produkten seines hoch innovativen 
Berliner Werks weltweit gutes Geld. 
Dasselbe beweisen auch Schering, 
Berlin Chemie, BMW, Daimler Chrys-
ler und viele andere Unternehmen 
mehr. 

Bei meiner Arbeit habe ich immer 
wieder die Erfahrung gemacht, dass 
es in Berlin Gewerkschaften und Be-
triebsräte gibt mit Selbstbewusst-
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sein und Verantwortungsgefühl, 
und dass dies ein Standortvorteil 
ist. Das sei denjenigen ins Stamm-
buch geschrieben, die meinen, man 
müsse nur Kündigungsschutz, Flä-
chentarif und betriebliche Mitbe-
stimmung schleifen, und schon wür-
de alles gut. 

Ich widerspreche dem ausdrück-
lich: Starke Gewerkschaften und 
Betriebsräte sind gut für die Wirt-
schaft. Ohne Betriebsrat und IG Me-
tall hätten wir keine Chance gehabt, 
die Arbeitsplätze im Bosch-Siemens-
Hausgerätewerk zu erhalten! Ohne 
Betriebsrat und IG Chemie wäre die 
BASF nicht mit 600 neuen Jobs nach 
Berlin gekommen!

Wirtschaftspolitik muss 
sozial gerecht sein

Meine Industriepolitik bezieht daher 
Gewerkschaften und Belegschafts-
vertretungen bewusst ein. Anfang 
diesen Jahres haben wir einen Fonds 
zur Potenzialberatung mit 500.000 
Euro eingerichtet. Daraus können 
Betriebsräte gemeinsam mit Unter-
nehmensleitungen externen Sach-
verstand für die Modernisierung ih-
rer Betriebe in Anspruch nehmen. 
Und wenn beide Seiten diese Chan-
ce nutzen, kann sich das zum Früh-
warnsystem entwickeln, das uns zei-
tig über Probleme in Berliner Unter-
nehmen informiert.

Wirtschaft besteht nicht nur aus 
der Kapitalseite. Es gibt auch den 
Faktor Arbeit. Und die Wirtschafts-
politik der Linkspartei.PDS ist mehr 
als Wirtschaftslobbyismus. Sie zielt 
auf den Ausgleich zwischen Kapital 
und Arbeit, zwischen Unternehmer-
tum und gesellschaftlicher Verant-
wortung, Wirtschafts- und Beschäf-
tigungsförderung. 

Im Land Berlin können wir zwar 
die halbherzige und verfehlte Wirt-
schaftspolitik der Großen Koali tion 
im Bund nicht ausgleichen. Die Mit-
tel für die Arbeitsmarktpolitik wer-
den ebenfalls vom Bund verwal-
tet. Möglich aber ist die Besinnung 
auf die eigenen Stärken. Die Linke 
hat in Berlin bewiesen, dass Wirt-
schaftspolitik nur dann vernünftig 
und erfolgreich ist, wenn sie auch 
sozial gerecht ist, weil sie nur dann 
die nötigen Entwicklungspotenziale 
für die Zukunft freisetzt. 

Es ist eine Binsenweisheit, dass 
die Berliner Wirtschaft derzeit den 
radikalsten Umbruch in ihrer jün-
geren Geschichte erlebt. Und Brü-
che tun weh. Unsere Stadt hat vie-
le Arbeitsplätze verloren. Knapp 
300.000 Erwerbslose sind derzeit 
bei Jobcentern und Arbeitsagentu-
ren registriert. Aber ihnen helfen wir 
nicht, wenn wir nach mehr Geld für 
die Wirtschaftsförderung rufen. Wir 
müssen das Geld, das wir haben, in-
telligenter einsetzen. 

Denn es gibt Zukunftsbranchen in 
Berlin, die weit überdurchschnittlich 
wachsen. Acht oder zehn Prozent Zu-
wachs pro Jahr sind nicht ungewöhn-
lich. Es gibt den Cluster Gesund-
heitswirtschaft mit Medizintechnik, 
Biotechnologie und Optischen Tech-
nologien, die IT-Branche mit Medien 
und der gesamten Kreativ-Wirtschaft, 
die Verkehrstechnik. 

Hier entstehen auch die Jobs der 
Zukunft. Für diese Branchen haben 
wir eine abgestimmte und ganz-
heitliche Innovationsstrategie ge-
meinsam mit den Akteuren aus Wirt-
schaft und Wissenschaft entwickelt. 
Das ist meine Idee von wirtschaft-
lichem Fortschritt: Innovation statt 
Billiglohn, Erfolg durch gemeinsa-
mes Handeln. 

Arbeit & Zukunft



Wir dürfen aber auch nicht die 
Augen davor verschließen, dass 
nicht alle, die heute erwerbslos 
sind, morgen schon neue Arbeit in 
den aufstrebenden Branchen fi nden 
werden. Auch der nächste Konjunk-
turaufschwung wird den hohen So-
ckel der Dauerarbeitslosigkeit nicht 
völlig abtragen. Das bedeutet, dass 
eine vorausschauende und innova-
tive Wirtschaftspolitik durch eine 
durchdachte Arbeitsmarktpolitik er-
gänzt werden muss. 

Dass Hartz dazu der falsche Weg 
ist, habe ich von Anfang an gesagt. 
Es hat mir heftige Kritik eingebracht, 
aber es tröstet auch nicht, dass das 
Scheitern so offenkundig ist. Außer 
bürokratischem Chaos haben Hartz 
I bis IV nichts gebracht, vor allem 
nicht einen neuen Arbeitsplatz. 

Doch die simple Losung »Hartz 
IV muss weg« ist auch keine Lö-
sung. Wir haben in Berlin die engen 
Spielräume eines Bundeslandes zu 
Gunsten der Betroffenen genutzt. 
Heidi Knake-Werner hat im Senat 
eine großzügige Regelung zur Aner-
kennung der Wohnkosten für Hartz 
IV-Empfangende durchgesetzt. Ich 
habe ein Programm aufgelegt, um 
Zusatzqualifi kation für Alg II-Emp-
fangende zu fi nanzieren. Dieses 
Programm wollen wir auch auf Er-
werbslose ausdehnen, die kein An-
recht auf Alg II haben, weil ihre Part-
ner über ein Einkommen verfügen.

Arbeit fi nanzieren statt 
Arbeitslosigkeit

Aber ich will mehr. Ich will Arbeit 
statt Arbeitslosigkeit fi nanzieren 
und Langzeitarbeitslosen wieder ei-
ne Perspektive auf dem ersten oder 
auf dem zweiten Arbeitsmarkt ge-
ben – ohne Zwang und ohne Stig-

matisierung. Deswegen will ich ei-
nen öffentlich geförderten Beschäf-
tigungssektor zwischen Markt und 
Staat: mit regulärer, sozialversiche-
rungspfl ichtiger, aber öffentlich fi -
nanzierter Arbeit. 

Dort kann Arbeit für das Gemein-
wesen geleistet und über öffentli-
che Anschubfi nanzierung zahlende 
Nachfrage stimuliert werden. Wenn 
wir die Mittel bündeln, die aus ver-
schiedenen Töpfen heute schon für 
Wohnen, Alg II und Zusatzjobs an 
Hartz IV-Empfangende fl ießen, kön-
nen wir den Einstieg in dieses Mo-
dell fi nanzieren. Die Debatte dazu 
läuft, die Linkspartei.PDS hat sie 
begonnen.

Arbeitslosigkeit trifft gering Qua-
lifi zierte besonders hart und häufi g. 
Mehr als die Hälfte der Langzeit-
arbeitslosen haben keine oder nur 
eine schlechte Ausbildung. Gering 
qualifi zierte und somit auch nied-
rig entlohnte Arbeit wird heute noch 
unverhältnismäßig stark mit Sozial-
abgaben belastet. Das wollen wir 
ändern. 

Und zwar nicht, indem man durch 
Kombilöhne und Kürzung des Alg II 
die niedrigen Löhne noch weiter 
drückt. Sondern, indem die Soli-
dargemeinschaft der Steuerzahle-
rinnen und -zahler die Sozialabga-
ben für diese Einkommensgruppen 
übernimmt. Durch einen Freibetrag 
bei den Sozialabgaben hätten diese 
Menschen netto mehr in der Tasche, 
die Bruttoausgaben für ihre Arbeit-
geber würden sinken. Wir wollen 
schon bald in Berlin einen Modell-
versuch hierzu beginnen. 

Als erster und bisher einziger 
Wirtschaftsminister in Deutschland 
habe ich mich für die Einführung ei-
nes gesetzlichen Mindestlohns ein-
gesetzt. Inzwischen haben wir eine 

breite öffentliche Debatte darüber. 
Und auch viele Wirtschaftsverbän-
de lehnen die Idee nicht mehr rund-
heraus ab. 

Wir schwimmen bewusst gegen 
den neoliberalen Mainstream. Aber 
wir verharren nicht in Fundamental-
opposition gegen die herrschenden 
Verhältnisse, sondern verändern sie 
Schritt für Schritt. Das ist in der Stadt 
zu spüren. 

Dazu zählt auch die mit Wirt-
schafts-, Frauenverbänden und DGB 
auf den Weg gebrachte Landesini-
tiative für die Gleichstellung von 
Frauen. Wir wollen gemeinsam die 
Erwerbstätigkeit und die Teilhabe 
von Frauen in der Wirtschaft stei-
gern. 

Solche Initiativen sind möglich, 
weil der rot-rote Senat mittlerweile 
auf breite Akzeptanz trifft. Das führt 
die alte These unserer politischen 
Gegner, die Links partei.PDS wer-
de die Stadt spalten, ad absurdum. 
Stattdessen hat diese Regierung 
die Einheit der Stadt und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt stärker 
befördert als zehn Jahre Große Ko-
alition. Das macht mich – bei allen 
Schwierigkeiten in der täglichen Ar-
beit – zufrieden. Und deshalb bin ich 
überzeugt davon, dass die Bilanz der 
Linkspartei.PDS in der Berliner Re-
gierung sich sehen lassen kann. ■
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Es gibt Tage im Leben eines Abgeord-
neten, an denen es jenseits von par-
lamentarischen Auseinandersetzun-
gen und des Wettstreits um das bes-
te politische Konzept einfach darauf 
ankommt, an der Seite der Betroffe-
nen zu stehen.

Der 24. Dezember 2005 ist so 
ein Tag. Es ist kalt, es nieselt. Diese 
feuchte Kälte zieht langsam in die 
Körperteile. Keine Spur von Weih-
nachten. Viele von denen, die sich 
an diesem Heiligen Abend vor dem 
Werktor von Samsung in der Ober-
schöneweider Ostendstraße zu ei-
ner Ökumenischen Andacht treffen, 
haben in den letzten Tagen hier bei 
noch schlechteren Bedingungen 
Mahnwache gestanden. Jetzt sind 
sie mit ihren Partnern, ihrer Partne-
rin und Kindern gekommen. 

Seit jenem 21. September, als der 
Belegschaft der Samsung SDI Germa-
ny GmbH in Berlin-Oberschöneweide 
auf einer Betriebsversammlung mit-
geteilt wurde, dass die Produktion 
von Farbbildröhren zum 31. Dezem-
ber 2005 eingestellt wird und 750 
von 800 Mitarbeitern ihren Job ver-
lieren werden, haben sie gekämpft, 
sich in ganz unterschiedlichen Ak-
tionen Aufmerksamkeit verschafft 
und – ja, sie wollten beweisen, dass 
sie fi t sind – Rekordschichten gefah-
ren. Sie haben um eine Chance für 
sich und »ihr« Werk gekämpft. Sie 
haben sogar wirtschaftliche Alterna-
tiven aufgezeigt und waren zu (wei-
terem) Verzicht bereit.

So lange ihr kämpft, kämpfen 
wir für euch

Die Kamerateams der Fernsehsender 
nehmen die Bilder der Mütter mit ih-
ren Kindern gern, erinnern diese 
doch an diesem Abend an eine an-
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dere Mutter und ein anderes Kind vor 
mehr als 2000 Jahren, auch damals 
unter widrigen Umständen. Noch 
ahnt hier niemand, dass schon am 
Freitag darauf in einer sehr eilig ein-
berufenen Betriebsversammlung die, 
wie später berichtet wird, »anwe-
senden IG-Metall-Mitglieder mehr-
heitlich für einen Sozialplan und die 
Beendigung der Kampfmaßnahmen 
stimmen« werden. 

Am 31. Dezember werden fast al-
le Samsung-Mitarbeiter ihre ordent-
liche Kündigung im Briefkasten ha-
ben. Doch am Heiligabend ist die 
Hoffnung für sie, was zählt. Nicht 
nur Kirchenvertreter, auch der Ber-
liner DGB-Chef, der Bezirksbürger-
meister und unser Wirtschaftssena-
tor Harald Wolf sind in diesen Stun-
den zu ihnen gekommen.

Wolf sieht an diesem Nachmittag 
noch ernster aus als gewöhnlich. Er 
hat den Beschäftigten Mut gemacht, 
ihre Entschlossenheit angestachelt. 

– So lange ihr kämpft, können wir 
auch für euch kämpfen. – Falsche 
Versprechen macht er nicht. Er weiß, 
dass bei Samsung das Management 
schlicht verschlafen hat, die Produk-
tion umzustellen auf ein zukunftsfä-
higes Produkt. 

Bei anderen Unternehmen sind 
aus anderen Gründen Arbeitsplät-
ze in Gefahr und auch dort ist, wie 
zum Beispiel bei CNH, der Kampf 
noch nicht vorbei. Bei CNH wird der 
Senator jeden Cent Fördermittel zu-
rückfordern, dieses Druckmittel will 
er nutzen, falls das Unternehmen in 
Berlin dicht macht. 

Und bei Siemens Hausgeräte in 
Spandau ist es immerhin gemein-
sam mit den Betriebsräten gelun-
gen, Arbeitsplätze zu erhalten.

Berlin ist kein Einzelfall. Allein in 
der kurzen Zeit seit der Bundestags-

wahl 2005 sind in der Bundesrepublik 
von Großunternehmen Entlassungen 
von fast 100.000 Beschäftigten ange-
kündigt worden.  

Gute Entwicklungen sind 
kein Einzelfall

An einem Tag wie diesem Heiliga-
bend würde es nicht helfen, von den 
positiven Entwicklungen in der Stadt 
zu reden. Dabei haben wir einiges 
vorzuweisen: den gemeinsam mit 
Gewerkschaften, Kammern und Un-
ternehmerverbänden begonnenen 
In dustriedialog. Oder dass es un-
ter Rot-Rot endlich gelungen ist, all 
die bislang existierenden Institutio-
nen zu bündeln und mit der IBB eine 
Landesförderbank zu etablieren.

Die an diesem Tag versammel-
ten Samsung-Beschäftigten und ih-
re Angehörigen kann nicht trösten, 
dass Berlin Grund zur Freude hat-
te als Sony bekanntgab, seine Eu-
ropazentrale von Köln an die Spree 
zu verlegen. Oder dass Bombardier 
sein weltweites Unternehmen von 
Berlin aus leitet.

Gerade jetzt, in den Tagen des 
Vorwahlkampfes, versucht die politi-
sche Opposition zu verbreiten, dass 
ja viel mehr Unternehmen nach Ber-
lin kommen würden, wenn hier nicht 
Rot-Rot regierte. Das ist Quatsch. 
Unserer Fraktion und unserem Se-
nator ist kein Unternehmen bekannt, 
dass das so sieht. Ganz im Gegen-
teil: Daimler-Crysler hat in Berlin in 
die Motorenproduktion investiert 
und 600 zusätzliche Arbeitsplätze 
geschaffen und im selben Bezirk, in 
Treptow-Köpenick, will Berlin-Che-
mie bis zum Ende des Jahrzehnts 
die Zahl der Beschäftigen verdop-
peln. Gillette, Jamba, BASF, MTV, 
Lufthansa und Jenoptik – sie alle ha-
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ben in Berlin investiert und Arbeits-
plätze geschaffen.

Es ist die Zeit der Umbrüche. Viel 
neues entsteht, aber lange nicht ge-
nug. Manches könnte längst weiter 
sein, hätten unsere Vorgänger von 
der Großen Koalition Finanzmittel 
klüger eingesetzt und auf Großpro-
jekte wie Olympia verzichtet. Und 
immer wieder gibt es besonders im 
Bereich der Industrie Rückschläge.

An diesem 24. Dezember fahren 
die Straßenbahnen langsam an den 
vor dem Samsung-Werktor Versam-
melten vorbei. Sie klingeln, viele 
Autos hupen als Zeichen der Sympa-
thie. Auch das gibt Kraft.

Die Menschen in Oberschönewei-
de, Bewohner und Gewerbetreiben-
de haben den Samsung-Kampf zur 
Rettung ihres Produktionsstandor-
tes vielfältig unterstützt. Das fällt 
nicht leicht in einer Gegend in der 

seit 1990 Zehntausende ihre Arbeit 
verloren haben. In ganz Berlin waren 
es in der Industrie von 1991 bis 2004 
fast 200.000 Stellen. 

Es ist tröstlich zu wissen, dass 
Untersuchungen von Wirtschafts-
instituten gerade der Industrie im 
Ostteil der Stadt mit den vielen Neu-
gründungen und einem hohen Inno-
vationspotential auch weiterhin gu-
te Entwicklungschancen einräumen. 
Unter anderem der Maschinenbau, 
die Chemische Industrie, die Medi-
zintechnik, der Fahrzeugbau und die 
Optik hätten erhebliche Potentiale.

Es scheint, als würde der Regen 
etwas nachlassen. Die Samsungmit-
arbeiter erzählen von ihrer Arbeit, 
ihren Familien, dass sie eine gute 
Ausbildung haben und von der Fach-
hochschule für Wirtschaft und Tech-
nik (FHTW), die ja auch in Oberschö-
neweide angesiedelt wurde, weil 

Samsung sich da gewisse Synergie-
effekte versprach.

Keine einfache Situation 
für die Betroffenen

In alten Tonnen vor dem Werktor 
brennen wärmende Feuer. Die Plät-
ze an ihnen sind begehrt. Welches 
Feuer hilft gegen die soziale Kälte, 
frage ich mich. Wenn das Unterneh-
men dicht macht, was geschieht mit 
diesen Menschen? Finden sie neue 
Jobs, schließlich sind sie gut qualifi -
ziert. Oder werden sie sich einreihen 
in die Zahl der Arbeitslosengeldemp-
fänger, ein Jahr später auf Hartz IV?

Es ist keine einfache Situation für 
die Betroffenen und auch nicht für 
die, die in dieser Zeit an ihrer Sei-
te stehen. Es ist ihnen wichtig, dass 
auch ein Senator und Vertreter der 
Regierungspartei zu ihnen gekom-
men sind, die die Eigentümer zu-
mindest daran erinnert haben, dass 
Unternehmen auch soziale Verant-
wortung übernehmen müssen. Auch, 
wenn sie weit weg in Korea sitzen: 

Stunden später werden die Besu-
cher wieder ihrer Wege gehen und 
die Mahnwache bleibt auch in der 
Weihnachtsnacht allein zurück.

Nur sechs Tage darauf werden al-
le wissen, dass sie den Kampf um 
die Arbeitsplätze verloren und den 
vorliegenden Sozialplan bewerten 
müssen. Der, soviel ist ganz sicher, 
hätte ohne ihren Protest und ihren 
Kampf deutlich schlechter ausge-
sehen. 

Ein schwacher Trost. Ich habe sel-
ten an Heilig Abend so gefroren. Ich 
gehe – traurig, bedrückt, zornig und 
höre noch wie ein Arbeiter zum Kol-
legen an seiner Seite sagt: »So ein 
Scheiß, dieser Kapitalismus.« ■
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BÜROKRATIE EINGESPART
Marion Seelig

Die Oppositionsparteien klagen in 
der Auseinandersetzung mit uns 
immer wieder, dass in Berlin nicht 
einfach nur gespart werden dürfe, 
sondern strukturelle Veränderun-
gen notwendig sind. Prima Sache, 
doch sie laufen damit offene Türen 
ein. Denn so mancher Euro wurde in 
den Jahren der Großen Koalition ver-
schleudert und kam auch nicht den 
Bürgerinnen und Bürger zu Gute, 
weil damit veraltete Strukturen am 
Leben gehalten wurden.

Auch bei der Berliner Polizei 
hatten wir damit zu tun. Und heute, 
nach knapp fünf Jahren Mitregierens 
in Berlin können wir durchaus sagen: 
Zu einem großen Teil ist es gelungen 
umzusteuern. Einerseits musste wie 
viele Berliner Institutionen auch die 
Polizei nicht unerhebliche Einspa-
rungen hinnehmen. Was jedoch kei-
neswegs bedeutet, dass den Sicher-
heitsansprüchen der Berlinerinnen 
und Berliner nicht mehr genügt wer-
den kann. Andererseits stehen wir 
noch immer vor dem Problem, dass 
die Bundesregierung – egal welcher 
Couleur – sich nicht ausreichend an 
den Sicherheitsaufgaben, die da-
durch anfallen, dass Berlin Haupt-
stadt ist, beteiligt. So haben wir das 
Dilemma, dass einerseits die Poli-
zeireform wirkt und damit Polizei-
kräfte aus den vormals überdimen-
sionierten Stäben aus ehe mals zwei 
Führungsebenen freigesetzt werden 
konnten, aber andererseits die Auf-
gaben durch die Bundesregierung 
gleichzeitig angewachsen sind.

Hauptstadtaufgaben fordern 
Polizei zusätzlich

Die Bewachung der Botschaften, 
Staatsbesuche, eine Vielzahl von 
Demonstrationen, deren Adressa-

ten Reichstag und Bundesminis-
terien sind, sowie die erheblichen 
Anstrengungen bei der Abwehr ter-
roristischer Gefahren bedürfen drin-
gend eines erhöhten Engagements 
der Bundesregierung und können 
nicht unserem Haushaltsnotlage-
land überlassen bleiben.

Trotzdem hat sich der Berliner 
Weg bewährt. Viel Bürokratie konn-
te abgebaut werden. 

So ist das Landesschutzpolizei-
amt aufgelöst, die Aufgaben des 
Landespolizeiverwaltungsamtes 
sind auf die Direktionen verteilt bzw. 
mit der Serviceaufgabe der Aus- und 
Fortbildung zu einer zentralen Ser-
viceeinheit zusammengeführt wor-
den. Die jetzt sechs Polizeidirektio-
nen arbeiten eng mit den Bezirksäm-
tern zusammen und können mit der 
ihnen zugewachsenen Kompetenz 
eigenständiger und fl exibler auf be-
sondere Problemlagen in ihren Be-
reichen eingehen. 

Auch die Abschnitte haben mit 
der Ausweitung des Berliner Mo-
dells mehr Eigenverantwortung und 
mit einem jeweils eigenen Präven-
tionsbeauftragten auch einen An-
sprechpartner für die Bürgerinnen 
und Bürger des Kiezes, noch bevor 
es zu Straftaten kommt.

Daneben haben sich inzwischen 
die bezirklichen Ordnungsämter 
etabliert, die die Polizei von vielen 
Aufgaben, die nie wirklich Polizei-
aufgaben waren, entlasten sollen. 
In Parks, auf Gehwegen und bei 
der Überwachung des ruhenden 
Verkehrs sieht man inzwischen die 
blauen Uniformen mit den jewei-
ligen Bezirkswappen. Auch wenn 
die Bezirke ihre jeweiligen Priori-
täten unterschiedlich setzen, so ist 
zumindest gewährleistet, dass ei-
ne erhöhte Aufmerksamkeit auf die 

Einhaltung ordnungsrechtlicher Vor-
schriften gerichtet ist.

Besonders bewährt hat sich auch, 
dass in Berlin – anders als in vielen 
Bundesländern – die Polizei für den 
gehobenen Dienst nicht mehr in einer 
Polizeifachschule ausgebildet wird, 
sondern an der Fachhochschule für 
Verwaltung und Rechtspfl ege (FHVR) 
ihren Studienbereich hat und der 
Wissenschaftsverwaltung untersteht. 
Somit lernen zukünftige Gruppenlei-
ter und Kommissare in einem rich-
tigen Hochschulbetrieb mit Gremi-
en und Mitbestimmung auch schon 
während ihrer Ausbildung »Demokra-
tie direkt«. Das hat das Klima in einer 
Behörde, die das Gewaltmonopol des 
Staates mit den Mitteln des unmittel-
baren Zwangs durchsetzen kann und 
auch muss, spürbar verändert.

Kennzeichnung von Gruppen 
ist erster Schritt

Ein Modellprojekt zur Durchsetzung 
der freiwilligen individuellen Kenn-
zeichnung durch ein Namensschild 
hat bisher mehr als 60 Prozent Be-
teiligte erreicht. Das haben wir au-
ßerordentlich begrüßt. Es ist auch 
ein Signal für Bürgernähe und ge-
gen Abschottung im Apparat. 

Damit ist allerdings das Problem 
nicht gelöst, dass einzelne Beamte 
in geschlossenen Einheiten nicht 
erkennbar sind. Hauptsächlich bei 
deren Einsätzen kommt es zu realen 
oder vermeintlichen Übergriffen, bei-
spielsweise gegenüber Demonstran-
tinnen und Demonstranten, die dann 
keinem Einzelnen zugeordnet wer-
den können. Die individuelle Kenn-
zeichnungspfl icht scheiterte bisher 
an dem heftigen, auch irrationalen 
Widerstand aller Betroffenen und ih-
rer Gewerkschaften.
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Wie im Koalitionsvertrag festge-
schrieben, wollten wir uns trotzdem 
darum bemühen, im Einvernehmen 
eine solche Kennzeichnung durch-
zusetzen. Eine erste Lösung ist in-
zwischen mit der Gruppenkenn-
zeichnung erreicht worden, bei der 
ein großes Schild auf der Uniform 
mit einer vierstelligen Nummer die 
Zuordnung zu einer Gruppe von zir-
ka sechs Beamtinnen und Beamten 
ermöglicht. Wir haben nach wie vor 
das Ziel der individuellen Kennzeich-
nung, glauben aber, dass es kontra-
produktiv ist, dies mit einem Gesetz 
gegen den erklärten Willen der Be-
teiligten durchzusetzen, zumal die 
Gruppenkennzeichnung erst einmal 
in der Praxis geprüft werden muss.

Für historisch Interessierte sei 
noch einmal daran erinnert, dass un-
ter Rot-Grün in Berlin 1989 der Ver-
such, Deeskalation und eine neue 
Polizeiphilosophie von oben nach 
unten durchzusetzen, grandios ge-
scheitert ist. Jahrelang waren da-
nach der Begriff und die Praxis der 
Deeskalation bei der Berliner Polizei 
diskreditiert.

Wenn es heute in der Berliner Poli-
zei üblich ist, bei sogenannten Groß-
lagen Anti-Konfl ikt-Teams einzuset-
zen, die das Gespräch mit den Bür-
gerinnen und Bürgern suchen, wenn 
vor dem 1. Mai die Polizei in Kreuz-
berg nicht nur mit der Bezirksverwal-
tung, sondern auch mit Bürgerinitia-
tiven und Migrantinnen- und Migran-
tenvereinen eng zusammenarbeitet, 
wenn zunehmend den zivilgesell-
schaftlichen Kräften, die sich gegen 
Neonazi-Aufmärsche zur Wehr set-
zen, ermöglicht wird, ihren Protest 
nahe an diesen Demonstrationen 
auszudrücken, und wenn ein Poli-
zeipräsident sich offen und öffentlich 
mit Fehlverhalten auseinandersetzt, 

dann hat sich in der Berliner Polizei 
in den letzten Jahren Erstaunliches 
getan. Dazu zählt nicht zuletzt, dass 
bei der Vergabe von Stellen endlich 
auch verstärkt Bewerberinnen und 
Bewerber mit Migrationshintergrund 
angesprochen werden.

Ausstattung der Polizei 
wurde verbessert

Möglich war das nur in einem Pro-
zess des Dialogs zwischen Politik 
und Polizei, denn gerade auch mit 
dem Anwendungstarifvertrag für den 
Öffentlichen Dienst und der Kürzung 
des Einstellungskorridors wurde der 
Polizei nicht wenig, wenn auch durch 
die Haushaltssituation Notwendiges, 
zugemutet. In den Beratungen zum 
Berliner Landeshaushalt ist es uns 
immerhin auch gelungen, nach und 
nach eine bessere Ausstattung der 
Polizei umzusetzen. So muss sich 
niemand mehr über fehlende Si-
cherheitswesten beschweren, der 
Fuhrpark konnte durch günstigere 
Leasingverfahren erneuert werden 
(wenn auch nicht immer ganz er-
folgreich, denn mal waren die Autos 
zu schnell, mal gab die Batterie bei 
Blaulicht den Geist auf), die Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nik wurde auf mitteleuropäischen 
Standard gebracht und den Digital-
funk wird es absehbar auch geben, 
zumindest hat Berlin das Geld be-
reitgestellt, um an der bundeswei-
ten Einrichtung teilzunehmen. 

Mit POLIKS ist es in Berlin zum 
ersten Mal seit Jahrzehnten gelun-
gen, ein Großprojekt in Sachen mo-
derner Kommunikation zum Einsatz 
zu bringen, das in Zukunft die not-
wendige Vernetzung mit Benutzer-
komfort vereinigt, auch wenn Kin-
derkrankheiten solcher Systeme 

zur Zeit noch viel Anlass zur Klage 
geben.

Dass in einer ersten Legislatur-
periode Regierungsbeteiligung der 
Linkspartei.PDS nicht alle Bürger-
rechtsträume wahr werden, noch da-
zu unter Rahmenbedingungen wie 
den Antiterrorgesetzen und der da-
mit einhergehenden Sicherheitshys-
terie, müsste nachvollziehbar sein, 
aber strukturelle Veränderungen wie 
auch das veränderte Denken zeigen 
die Berliner Polizei auf dem Weg zu 
einer bürgernahen, modernen Haupt-
stadtpolizei mit sozialer und interkul-
tureller Kompetenz. ■



Im Sommer 2006 schaut die ganze 
Welt auf die Sportstadt Berlin. Ber-
lin ist gemeinsam mit anderen deut-
schen Städten Gastgeberin eines der 
größten Sportereignisse der Welt – 
der Fußball-Weltmeisterschaft. 

Das Internationale Deutsche 
Turnfest und weitere internationale 
Sportveranstaltungen sind dem vo-
rausgegangen und weitere folgen in 
den nächsten Jahren. Ein Höhepunkt 
wird die Ausrichtung der Leichtathle-
tik-WM in Berlin im Jahre 2009 sein. 
Jährlich wiederkehrende Sportereig-
nisse wie der Berlin-Marathon be-
geistern nicht nur die Aktiven son-
dern sind Beweis für die Sportbe-
geisterung der Berlinerinnen und 
Berliner.

Sport hat in Berlin Verfassungs-
rang. Er ist aus dem Leben dieser 
Stadt nicht wegzudenken. Folgerich-
tig ist der Sport in Berlin Chefsache 
geworden. Der rot-rote Senat hat ge-
meinsam mit den Koalitionsfraktio-
nen der Linkspartei.PDS und der SPD 
die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen, dass die Berliner Sportlerinnen 
und Sportler und ihre Gäste aus aller 
Welt hier beste Bedingungen vorfi n-
den und sich wohlfühlen können.

Mit Enthusiasmus und 
Engagement

Für die Linkspartei.PDS-Fraktion 
ist der gemeinnützige Vereinssport 
Kernstück des Berliner Sports. Über 
540.000 organisiert Sporttreibende 
sind Beleg für das große Interesse 
der Berlinerinnen und Berliner am 
Sporttreiben, für ihren Enthusias-
mus und ihr ehrenamtliches Enga-
gement. 

Rot-roter Sportpolitik ist es gelun-
gen, die Existenzgrundlage des Ver-
eins- und Freizeitsports, die unent-

AM BESTEN IM VEREIN
Walter Kaczmarczyk

geltliche Nutzung öffentlicher Sport-
anlagen für gemeinnützige Sportver-
eine, Kitas und Schulen auch unter 
den Bedingungen einer Haushalts-
notlage zu erhalten. Sie ist Voraus-
setzung dafür, dass jeder Bürger und 
jede Bürgerin unabhängig vom Geld-
beutel Chancengleichheit beim Zu-
gang zu sportlicher Betätigung hat. 

Schwierig war und ist unter den 
Bedingungen der knappen Finanzen 
der Erhalt bzw. die Sanierung der öf-
fentlichen Sportanlagen. Das Olym-
piastadion wurde zwar erfolgreich 
und mit Unterstützung des Bundes 
beispielhaft modernisiert, doch der 
Sanierungsbedarf der Sportanlagen 
in den Sozialräumen der Bezirke ist 
angesichts der knappen Kassen ein 
großes Problem. Es war und ist da-
her wichtig, dass das Schul- und 
Sportanlagensanierungsprogramm 
fortgeführt wurde und wird, wenn 
auch der fi nanzielle Umfang redu-
ziert werden musste. 2005 profi tier-
ten davon 43 Sportanlagen sowie 
205 Schul- und Schulsportanlagen, 
darunter das Poststadion in Mitte, 
das Eisstadion Neukölln, der Sport-
platz Cecilienstraße in Marzahn-
Hellersdorf und der Sportplatz Hal-
ker-Zeile in Tempelhof-Schöneberg. 
Auch die Aufgabe von Schulstand-
orten aufgrund zurückgegangener 
Schülerzahlen führte nicht gleich 
dazu, dass auch die Schulsportan-
lagen geschlossen werden musste. 
Sie blieben erhalten, weil die Me-
dientrennung über das Schul- und 
Sportanlagenprogramm fi nanziert 
werden konnte. 

Weitere wichtige Maßnahmen 
zur Sicherung der Berliner Sportan-
lagen waren die Neuausrichtung der 
Vereinsbauförderung und die Schaf-
fung der Möglichkeit, dass gemein-
nützige Sportvereine ihre Sportanla-

gen zu sehr günstigen Bedingungen 
kaufen konnten. 

Weiterhin wurden die Bedingun-
gen präzisiert und verbessert, zu 
denen Vereine »Schlüsselverant-
wortung« für Sportanlagen über-
nehmen können.

Sportpolitik ist Sozialpolitik

Eine besondere Herausforderung ist 
sicher der Erhalt der Deutschland-
halle für den Berliner Eissport. Die 
Linkspartei.PDS-Fraktion setzte sich 
dafür ein, dass die Planungen für 
den Bau einer neuen Eissporthalle 
forciert werden. 

Soll eine Sportanlage zugunsten 
anderer Nutzungen dennoch aufge-
geben werden, ist das nach Ände-
rung des Sportfördergesetzes nur 
möglich, wenn das öffentliche In-
teresse an einer anderen Nutzung 
überwiegt und das Abgeordneten-
haus dem zustimmt. Um genau zu 
wissen, wie viele und welche Sport-
anlagen in Berlin und den Bezirken 
benötigt werden, ist die Fortschrei-
bung der Sportstättenentwicklungs-
planung notwendig. 

Ein besonderer Schwerpunkt rot-
roter Sportpolitik war und ist es, die 
Berliner Bäder zu erhalten und die 
Berliner Bäderbetriebe wirtschaft-
lich zu konsolidieren. Hier sind wir 
ein gutes Stück vorangekommen, 
aber längst nicht da, wo wir hin-
wollen. Mit einer Änderung des Bä-
deranstaltsgesetzes haben wir zu-
nächst die Grundlage dafür geschaf-
fen, dass Bezirke, gemeinnützige 
Vereine und die Privatwirtschaft die 
Möglichkeit erhalten, Bäder in eige-
ner Regie zu betreiben oder sich am 
Betrieb zu beteiligen. Am Anfang 
der Legislaturperiode sind einmalig 
eine Reihe von Bädern geschlossen 

Sportstätten & Bäder



worden. Mittlerweile gibt es erfreuli-
cherweise Überlegungen, im Einzel-
fall Schließungen wieder rückgängig 
zu machen. 

Das SEZ wurde erfolgreich privati-
siert und steht den Bürgerinnen und 
Bürgern bis zur endgültigen Wieder-
herstellung bereits jetzt wieder in 
Teilbereichen zur sportlichen Nut-
zung zur Verfügung. 

 Sportpolitik ist Sozialpolitik. 
Sportvereine haben eine wichtige 
soziale, kommunikative und inte-
grative Funktion in unserer Gemein-
schaft. Insbesondere die zielgrup-
penorientierte Arbeit der Berliner 
Sportvereine ist anerkennenswert. 
Der Berliner Sport hat zum Beispiel 
für Kinder und Jugendliche noch 
mehr Verantwortung übernommen. 
Die Links partei.PDS-Fraktion unter-
stützt dieses Engagement ausdrück-
lich.

Sport ist nicht nur eine der liebs-
ten Freizeitbeschäftigungen der Kin-
der und Jugendlichen, er dient auch 
der Gesundheit und fördert sozia-
le Kompetenzen. Deshalb hat die 
rot-rote Landesregierung im März 
2004 eine Rahmenvereinbarung mit 
der Berliner Sportjugend über die 
Zusammenarbeit von Schulen und 
Sportvereinen in der Ganztagsbe-
treuung von Schülerinnen und Schü-
lern abgeschlossen. Das Aktions-
bündnis zwischen Landessportbund, 
Sportjugend und Landesschulamt für 
eine noch engere Zusammenarbeit 
zwischen Schulen und Sportverei-
nen wird fortgesetzt. Es gibt bereits 
über 500 Vereinbarungen zwischen 
Schulen und Sportvereinen. 

Im Rahmen der umfangreichen 
Reformen der Berliner Schule, unter 
anderem der Schulzeitverkürzung bis 
zum Abitur, hat die Linkspartei.PDS 
großen Wert darauf gelegt, dass 

auch weiterhin drei Wochenstunden 
Sport erteilt werden. Um dem Sport 
auch in der frühkindlichen Förderung 
einen größeren Stellenwert einzuräu-
men, hat die Linkspartei.PDS-Frakti-
on die Übernahme von ehemals öf-
fentlichen Kitas in die Trägerschaft 
der Berliner Sportjugend unterstützt. 
Bis Ende des Jahres haben Berliner 
Bezirke 11 Kitas mit zirka 1.500 Plät-
zen in die Trägerschaft der Sportju-
gend übertragen und es sollen noch 
mehr werden. 

Sport-Events stärken Wirtschaft

Der Berliner Spitzensport ist ein 
Markenzeichen dieser Stadt. Die 
Grundlagen für Spitzenleistungen im 
Sport werden in frühester Jugend ge-
legt. Im neuen Berliner Schulgesetz 
wurde der besondere Status der vier 
Berliner Sportschulen gesetzlich ver-
ankert. In Zusammenarbeit mit dem 
Landessportbund und dem Berliner 
Olympiastützpunkt wurde die leis-
tungssportliche Förderung neu or-
ganisiert. Mit der Errichtung eines 
Schul- und Leistungssportzentrums 
und der Installation des Hauses der 
Athleten wurden die Grundlagen ge-
legt, um die leistungssportliche För-
derung zukunftssicher zu machen. 
Ziel ist es, besser als bisher den 
Leistungssport mit der schulischen 
Ausbildung zu vereinbaren. Wir sind 
sicher, dass dies gelingen wird.

Der Sport in Berlin ist zu einem 
bedeutenden Wirtschaftsfaktor ge-
worden. Eine aktuelle Studie belegt, 
dass allein die vier Sport-Highlights 
Berlin-Marathon, ISTAF-Stadionfest, 
Internationales Deutsches Turnfest 
und die Beach-Volleyball-WM der 
Berliner Wirtschaft zusätzliche Ein-
nahmen von über 65 Milionen Euro 
brachten haben. Es lohnt also, Spor-

tereignisse von internationalem 
Rang in die Stadt zu holen.

Es ist auch zu überlegen, wie der 
kommerzielle und Profi sport besser 
als bisher durch die Berliner Wirt-
schaft unterstützt werden könnte. 
Die Linkspartei.PDS-Fraktion tritt 
dafür ein, dass die öffentliche Sport-
förderung dem gemeinnützigen und 
Freizeitsport vorbehalten bleibt. Die 
knappen Mittel sollen denjenigen 
zugute kommen, die sie wirklich be-
nötigen. 

Diese Überlegungen haben wir 
auch unseren Entscheidungen vo-
rangestellt, die notwendig waren, 
um seitens des Sport einen Beitrag 
zur Berliner Haushaltskonsolidie-
rung zu leisten. Für die Unterstüt-
zung gilt insbesondere dem Lan-
dessportbund und seinen vielen 
Mitgliedern unser Dank. Die Links-
partei.PDS-Fraktion wird dem Berli-
ner Sport auch zukünftig ein verläss-
licher Partner sein. ■
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Die Länder und Kommunen haben 
2006 erneut weniger Geld zur Finan-
zierung der Aufgaben der öffentli-
chen Daseinfürsorge zur Verfügung 
als noch vor Jahren. 

Das ist zu kritisieren und deshalb 
hat auch die Linkspartei.PDS-Frakti-
on in Berlin politische Forderungen 
einer dringend notwendigen Um-
steuerung und besseren Finanzie-
rung der Kommunen erhoben. Klar 
wurde uns in Regierungsverantwor-
tung aber auch, dass, solange auf 
Bundesebene keine spürbaren Ver-
änderungen zu verzeichnen sind, wir 
in der politischen Verantwortung in 
Berlin Lösungen entwickeln müssen, 
die garantieren, dass die für die Ver-
sorgung der Bevölkerung notwendi-
ge soziale und gesundheitliche In-
frastruktur trotzdem zur Verfügung 
gestellt wird und möglichst weiter-
entwickelt werden kann. 

Bundesweit sind viele Kommunen 
– insbesondere große Städte wie 
Berlin bilden da keine Ausnahme 

– mit den Folgen zunehmender so-
zialer Ungleichheit und sozialräum-
licher Polarisierung konfrontiert und 
müssen in ihrem unmittelbaren Ver-
antwortungsbereich Strategien ent-
wickeln, wie unter den gegebenen 
fi nanziellen Rahmenbedingungen 
die Sicherung der öffentlichen Da-
seinfürsorge aussehen kann und auf 
welcher Grundlage sie Entscheidun-
gen für die Verteilung öffentlicher 
Ressourcen treffen wollen.

Ein gutes und noch dazu für ande-
re Kommunen und Länder beispiel-
gebendes Ergebnis eines konstrukti-
ven Umgangs mit dieser Situation ist 
der Abschluss von langfristigen Ko-
operationsverträgen zur Sicherung 
der gesamtstädtischen gesundheit-
lichen und sozialen Projektestruktu-
ren, wie er in Berlin gelungen ist. 

RASENMÄHER HAT AUSGEDIENT
Stefanie Schulze

Die Berliner Verträge mit der LIGA 
der Wohlfahrtsverbände und der Se-
natsverwaltung für Gesundheit, So-
ziales, Migration und Verbraucher-
schutz und die damit verbundenen 
innovativen Entwicklungen im Sozi-
albereich und Gesundheitsbereich 
haben bundesweit Modellcharakter 
und werden von anderen Bundeslän-
dern mit großem Interesse verfolgt.

Bundesweiter Modellcharakter

In keinem weiteren Bundesland gibt 
es für Träger im Gesundheits- und 
Sozialbereich derart langfristige 
Vertragsgestaltungen, die es ermög-
lichen, eine gesamtstädtische sozia-
le und gesundheitliche Infrastruktur 
von Projekten abzusichern. 

Die LIGA der Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahrtspfl ege in Ber-
lin und die Senatsverwaltung für Ge-
sundheit, Soziales und Verbraucher-
schutz haben zwei wichtige Verträge 
mit einer Laufzeit von fünf Jahren ab 
2006 zur Finanzierung und Weiter-
entwicklung von überbezirklichen 
Projekten der sozialen und gesund-
heitlichen Versorgung in Berlin un-
terzeichnet. Das ist zum einen der 
LIGA-Vertrag »Soziales« und zum 
anderen der »Integrierte Gesund-
heitsvertrag«.

Verträge für »Soziales« 
und »Gesundheit« 

Mit dem LIGA-Vertrag »Soziales« 
werden zirka 150 gesamtstädtische 
Projekte aus den Bereichen Alten- 
und Behindertenhilfe, Selbsthilfe  
und Ehrenamt, Wohnungslosen- 
und Straffälligenhilfe sowie Migran-
tenarbeit gefördert. Dafür stehen im 
Jahr 2006 rund 15 Millionen Euro zur 
Verfügung. 

Der »Integrierte Gesundheitsver-
trag« berücksichtigt vier Handlungs-
felder chronischer Erkrankungen 
und besonderer gesundheitlicher 
Bedarfslagen: HIV/AIDS, sexuell 
übertragbare Erkrankungen, Drogen 
und Sucht. Neu ist die Einrichtung 
eines Innovationsfonds, der Modell-
projekte im Bereich Gesundheitsför-
derung und Prävention unterstützen 
soll. In diesem Vertrag werden etwa 
110 Projekte fi nanziert. Im Jahr 2006 
stehen dafür rund elf Millionen Euro 
zur Verfügung.

Planungssicherheit für fünf Jahre

Die Förderung gesamtstädtischer ge-
sundheitlicher und sozialer Projekt-
strukturen ist für mehrere Jahre ge-
sichert. Das war und ist angesichts 
der Finanzsituation des Landes Ber-
lin für alle Vertragsparteien ein hoch 
zu wertendes Ergebnis. Dabei ist es 
besonders wichtig, dass es gelun-
gen ist, für die vielen Projekte eine 
Planungssicherheit für fünf Jahre ga-
rantieren zu können. Das schützt die 
Projekte in den nicht seltenen Pha-
sen der Haushaltssperre vor Finan-
zierungseinbrüchen und die Nutzer 
der Projekte vor Schließungen.

An die Stelle jährlicher Streichun-
gen nach dem Rasenmäherprinzip 
traten mit der LIGA vereinbarte Kür-
zungsquoten, die über drei bezie-
hungsweise fünf Jahre vorab ausge-
handelt wurden und bei deren Um-
setzung die Projekte eine Mitspra-
chemöglichkeit haben. 

Das bringt viele Vorteile mit sich: 
größere Gestaltungsspielräume für 
die Projekte, mehr Qualitätsentwick-
lung für das zur Verfügung gestellte 
Geld und vor allem natürlich eine ge-
sicherte soziale und gesundheitliche 
Struktur von Projekten in Berlin. 

Soziales & Gesundheit



Der Geschäftsführer des Paritä-
tischen Berlin, Oswald Menninger, 
sagt selbst zu den neuen Verträgen: 
»Wir sind sehr froh, dass es gelungen 
ist, die Förderung für die überbezirk-
lichen Gesundheitsprojekte für fünf 
weitere Jahre zu sichern. Das große 
gesundheitspolitische Ziel, das wir 
mit dem Vertrag anstreben, ist die 
Weiterentwicklung der Projektberei-
che zu einem Gesundheitsnetzwerk 
Berlin. Wir sehen dies als Vertrags-
partner als große Herausforderung, 
der wir uns gern stellen.«

Ziele: Förderung von niedrig-
schwelliger Hilfe und Beratung

Die Projekte bieten vor allem niedrig-
schwellige Hilfe und Beratung an, 
dazu zählen Projekte:
■ der Wohnungslosen-, Straffälli-
gen- und Bewährungshilfe mit An-

lauf- und Beratungsstellen, sowie 
Wohnhilfen für Obdachlose und 
Haftentlassene; 
■ der ambulanten und offenen Al-
tenhilfe, zum Beispiel die berlinweit 
verteilten Koordinierungsstellen 
»Rund ums Alter« und die Mobili-
tätshilfedienste; 
■ der Behindertenhilfe, darunter Be-
ratungsstellen und Freizeitangebote; 
■ zur Selbsthilfe, die nach drei Jah-
ren Anschubfi nanzierung weiter ge-
fördert werden; 
■ zur Aktivierung von Erfahrungs-
wissen und zur Förderung ehren-
amtlicher Arbeit, darunter ehrenamt-
liche Besuchsdienste und der Treff-
punkt Hilfsbereitschaft, der zurzeit 
den fünften Berliner Freiwilligentag 
im September 2006 vorbereitet; 
■ der überbezirklichen psychiatri-
schen und psychosozialen Versor-
gung und 

■ der Gesundheitshilfe, darunter 
viele Selbsthilfegruppen für Men-
schen mit schwerwiegenden chroni-
schen Erkrankungen. 

Selbstorganisation und 
Selbsthilfe 

Der große Vorzug der Arbeit in den 
Projekten ist, dass sie in hohem Ma-
ße Freiwilligenarbeit, Selbst organi-
sation und Selbsthilfe mit einbinden. 
Rund 6.000 Freiwillige engagieren 
sich in einer Vielzahl von Tätigkeits-
feldern. Ihre Arbeit wird koordiniert 
und in die professionelle Arbeit ein-
gebunden von etwa 550 hauptamt-
lich Beschäftigten. 400 sind in Teil-
zeit tätig, mehr als drei Viertel des 
gesamten Personals. Im Schnitt kom-
men zehn bis elf Freiwillige auf eine 
hauptamtliche Mitarbeiterin in den 
Projekten.

Alle Projekte haben detaillierte 
Leistungsbeschreibungen entwickelt 
und dokumentieren ihre Arbeit in 
standardisierten Sachberichten, die 
einen qualifi zierten Nachweis der 
erbrachten Leistungen ermöglichen. 
Die Projekte mussten Verpfl ichtun-
gen zur Qualitätsentwicklung ein-
gehen, viele von ihnen haben sich 
in Qualitätsgemeinschaften zusam-
mengeschlossen. 

Es werden Ziele der Förderung 
der Projekte festgelegt, beispiels-
weise gesundheitliche Schwerpunk-
te, vorrangige Zielgruppen und de-
taillierte Maßnahmen. 

Damit ist die Projektestruktur in 
der Stadt gut aufgestellt für die kom-
menden Jahre. ■
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»Kultur zuletzt« heißt der resignie-
rende Titel eines Buches von Ulrich 
Roloff-Momin, der von 1991 bis 1996 
Berliner Kultursenator war und sich 
1993 in einer nächtlichen Haushalts-
beratung der Großen Koalition dazu 
hinreißen ließ, das traditionsreiche 
Schiller-Theater zu schließen. 

Was als fi nanzieller »Befreiungs-
schlag« zum Wohl der überlebenden 
Theater verkauft wurde, erwies sich 
als Trauma, von dem sich die Berli-
ner Kulturszene bis heute nicht er-
holt hat.

Knapp zehn Jahre später traf sich 
die rot-rote Koalition zu ihrer ersten 
Klausur, um nach deprimierendem 
Kassensturz ebenfalls bis in die 
Nacht hinein den Doppelhaushalt 
2002/2003 zu beraten. Zu dieser 
Zeit herrschte in der Berliner Kultur-
szene tiefer Fatalismus. 

Die Botschaft, dass Berlin jahre-
lang über seine Verhältnisse gelebt 
hatte und vor einem harten Sanie-
rungskurs stand, war auch bei den 
Künstlerinnen und Künstlern der 
Stadt angekommen. Die damals hef-
tig diskutierte Frage war nicht, ob 
ein Opernhaus und bzw. oder ein 
Theater geschlossen werden muss-
te, sondern welches. 

Dabei hatte sich die rot-rote Koa-
lition ausdrücklich und per Vertrag 
vorgenommen, trotz der prekären 
Haushaltslage bei den Zukunftspo-
tenzialen der Stadt, also bei Kultur, 
Wissenschaft, Forschung und Bil-
dung, Prioritäten zu setzen. Aber 
die Skepsis blieb. Und auch ich 
stand in der Kritik, mich als Kultur-
senator nicht sofort lauthals schüt-
zend vor die Berliner Kultur gestellt 
zu haben, sondern meine Zeit am 
Schreibtisch und auf Beratungen zu 
verbringen, anstatt auf Premieren 
Präsenz zu zeigen. 

Thomas Flierl
KULTUR JETZT – NICHT ZULETZT

Meine Antwort damals war: Lie-
ber verpasse ich jetzt eine Premie-
re, als später verkünden zu müssen, 
dass es keine weiteren Premieren 
mehr geben wird. Diese Kritik ist 
längst verstummt. In Berlin wurde 
weder eine Oper noch ein Theater 
geschlossen und der Kultursenator 
ist heute gern gesehener Gast bei 
vielen Aufführungen. 

Substanz gesichert 

Auch im Kulturhaushalt musste ge-
spart und manch schwierige Ent-
scheidung getroffen werden. Unterm 
Strich blieb die Substanz der Berli-
ner Kulturlandschaft erhalten und 
es entstand darüber hinaus Raum 
für viel Neues.

Voraussetzung dafür war eine 
Doppelstrategie, die ich von Beginn 
an konsequent verfolgt habe. Zum 
einen galt es, den Bund stärker als 
bisher in die fi nanzielle Verantwor-
tung für das historische Erbe Berlins 
und die kulturelle Präsenz in seiner 
Hauptstadt einzubinden. Zum ande-
ren war völlig klar, dass im Berliner 
Kulturhaushalt nur dann Spielräu-
me entstehen, wenn man nicht wie 
bisher mit dem Rasenmäher über 
Förderprogramme für Jugendkultur, 
Migranten oder über die Freie Sze-
ne geht, sondern wir uns endlich der 
Modernisierung großer Einrichtun-
gen zuwenden.

Mit der Bundesregierung konnte 
schon nach einem Jahr ein Haupt-
stadtkulturvertrag abgeschlossen 
werden, der den Berliner Kultur-
haushalt erheblich entlastet. Wei-
tere 12 Millionen Euro sparen die in 
einer Stiftung zusammengeführten 
drei Berliner Opernhäuser bis 2007 

– ein Betrag der bis 2009 auf knapp 
17 Millionen Euro wachsen wird.

Meine Idee der Opernstiftung rief 
zunächst nicht nur bei den Intendan-
ten der Opernhäuser sondern auch 
beim Koalitionspartner, ja selbst in 
meiner eigenen Verwaltung, Skep-
sis und Widerstand hervor. Schließ-
lich war einer meiner Vorgänger, der 
CDU-Kultursenator Christoph Stölzl, 
mit dem Versuch, die Berliner Opern-
häuser unter einer Generalintendanz 
zu vereinen, grandios gescheitert.  

Mein Stiftungskonzept  verfolgt 
jedoch einen anderen Ansatz. Es 
sieht vor, die wirtschaftliche und 
künstlerisch Eigenständigkeit der 
drei Berliner Opern zu erhalten, 
gleichzeitig aber Synergien einer 
Stiftung mit gemeinsamem Marke-
ting, gemeinsamen Werkstätten und 
einer abgestimmteren Spielplanung 
zu nutzen, um Kosten zu sparen und 
mehr Publikum zu gewinnen. 

Mit der Stiftungsgründung zum 
1. Januar 2004 war die Gefahr, dass 
eine Oper schließen muss, sich das 
Schiller-Theater-Drama also wieder-
holt, vom Tisch.
 
Neues geschaffen

Kultureller Substanzerhalt allein 
ist jedoch kein Wert für sich, hieße 
das doch vielmehr Stagnation. Kul-
turpolitik muss sich auch in Zeiten 
knapper öffentlicher Kassen da-
ran messen lassen, Gestaltungs-
räume zu öffnen und  Neues zu er-
möglichen. Das haben wir trotz 
Haushaltsnotlage an vielen Stel-
len geschafft – und dabei  Brücken 
zwischen Ost und West gebaut. 
Auch diese Bilanz kann sich sehen 
lassen: Eine der ersten Hiobsbot-
schaften, die mich kurz nach Amts-
antritt erreichte, war die drohen-
de Insolvenz der Kulturbrauerei in 
Prenzlauer Berg. Schnell und unbü-
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rokratisch haben wir einen neuen 
Träger eingesetzt und so auch die 
bauliche Sanierung eines Kultur-
standortes gesichert, der sich heute 
vitaler denn je präsentiert. 

Deutschlands einziges staatli-
ches Kinder- und Jugendtheater in 
Lichtenberg, das frühere Theater der 
Freundschaft, steht heute als Thea-
ter an der Parkaue mit neuer künstle-
rischer Leitung und neuem Konzept 
auch fi nanziell auf sicheren Beinen.

Mit dem HAU und seinen drei 
Spielstätten entstand in Berlin fast 
über Nacht ein einzigartiges, expe-
rimentelles »Theaterkombinat«, das 
bereits nach einem Jahr zum »Thea-
ter des Jahres« gekürt wurde.

Die Berlinische Galerie, das Lan-
desmuseum für zeitgenössische 
Kunst, hat fast ein Jahrzehnt lang 
ein Dasein im Exil verbracht, seine 
Schätze in Depots versteckt oder 
nur auf Wanderausstellungen zei-
gen könne. Pläne für den Bau eines 
neuen Standorts sind in der Vergan-
genheit immer wieder daran geschei-
tert, dass der Galeriebau zu immobi-
lienträchtiger Verwertung beitragen 
sollte. 

Mit dieser Logik haben wir radi-
kal gebrochen. Jetzt präsentiert sich 
die zeitgenössische Berliner Kunst 
in einem ehemaligen Berliner Glas-
lager in Kreuzberg, das kostengüns-
tig und in Rekordzeit zu einem eben-
so funktionalen wie eindrucksvollen 
Museum umgebaut wurde.

An Geschichte erinnern

Berlin verkörpert und symbolisiert 
wie keine andere Stadt die wech-
selvolle Geschichte Deutschlands 
im 20. Jahrhundert. Wir haben neue 
und deutliche Zeichen in der Erinne-
rungskultur gesetzt, die sich dieser 

Geschichte in all ihrer Widersprüch-
lichkeit stellt. Das jahrzehntelange 
Drama um den Neubau der Topogra-
phie des Terrors ist beendet. Im Haus 
der Wannseekonferenz konnte eine 
neue Dauer ausstellung eröffnet wer-
den. In Schöneweide entsteht eine Er-
innerungsstätte an das einzige in Ber-
lin noch erhaltene Zwangsarbeiterla-
ger. Und auf dem Rosa-Luxemburg-
Platz in Mitte nimmt ein Denkzeichen 
für Rosa Luxemburg Gestalt an.

Auch das jahrelang vernachläs-
sigte Gedenken an die Teilung der 
Stadt, an die Mauer, ihre Opfer und 
den historischen Kontext des Kalten 
Krieges  ist unter meiner Verantwor-
tung voran gekommen. 

In einem breiten Dialog mit Wis-
senschaftlern, Zeitzeugen und Ver-
bänden ist ein Gedenkkonzept Berli-
ner Mauer entstanden, das Anerken-
nung gefunden hat, weil es der his-
torischen Komplexität gerecht  wird, 
diese anschaulich macht und so  ide-
ologische Gräben überwindet, die in 
der einstigen Frontstadt Berlin bis-
her unüberbrückbar schienen.

Dem Palast der Republik hat der 
Bundestag mit seinem Abrissbe-
schluss endgültig verweigert, Teil 
einer neuen, lebendigen Berliner 
Stadtkultur zu werden. Die von mir 
über Jahre unterstützte und geför-
derte kulturelle Zwischennutzung 
des durch Asbestbefreiung ruinier-
ten Palastes als Rohbau einer Neu-
en Berliner Republik hat zahllose 
Besucherinnen und Besucher aus 
aller Welt angezogen und begeistert. 
Der Palast hätte so noch als Rohbau 
Teil des geplanten Humboldt-Forums 
werden können, in dem sich das ver-
einte Berlin an seinem bedeutsams-
ten Platz als weltoffene Stadt der 
Kultur und der Wissenschaft aus-
weist. Diese Vision droht nun unter 

einer grünen Wiese für lange Zeit be-
graben zu werden.

Kultur für drei Euro

Was nützt die beste hauptstädtische 
Kulturlandschaft, wenn sie für viele 
Berlinerinnen und Berliner unbe-
zahlbar bleibt? Kultur heißt Teilha-
be. Deshalb habe ich mit den Ber-
liner Bühnen, Opern- und Konzert-
häusern vereinbart, dass all jene, 
die durch die so genannten Hartz-
Reformen auf ein unzumutbares 
Existenzminimum zurückgeworfen 
werden, mit einem 3-Euro-Ticket am 
kulturellen Leben Berlins teilhaben 
können. 

Dieser Initiative haben sich inzwi-
schen auch andere angeschlossen. 
Wir informieren über das gesamte 
Angebot unter www.kultur.berlin.de 
und durch Flyer, die in den Jobcen-
tern, Sozial-  und Bürgerämtern der 
Bezirke ausliegen.

Außerdem haben wir gemeinsam 
mit den Bezirken beschlossen, dass 
künftig die öffentlichen Bibliotheken 
Berlins all jenen kostenlos zugäng-
lich sind, die von Arbeitslosengeld 
oder anderen Transferleistungen le-
ben müssen.

Kultur stand als Priorität im Koa-
litionsvertrag. Doch Papier ist ge-
duldig. Ich habe mich als Senator 
gemeinsam mit der Linkspartei.PDS-
Fraktion dafür stark gemacht, die-
sen Anspruch im Interesse Berlins 
und seiner Bürgerinnen und Bürger 
durchzusetzen. Aus »Kultur zuletzt« 
wurde »KULTUR JETZT« – eine erfolg-
reiche Bilanz und ein Versprechen 
für die Zukunft. ■
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Als ich im Mai 2004 nach Moskau 
zu einem Treffen mit Veteranen des 
Großen Vaterländischen Krieges 
fuhr, hatte ich das bereits eingelös-
te Versprechen der Berliner PDS-Frak-
tion – die Wiederaufnahme Nikolai 
E. Bersarins in die Ehrenbürgerliste 
Berlins – im Gepäck. 

Wenige Wochen zuvor wurde im 
Abgeordnetenhaus feierlich das Por-
trät des ersten Stadtkommandanten 
von Berlin nach der Zerschlagung 
des Hitlerfaschismus enthüllt, wel-
ches dort seither als sichtbares Zei-
chen einer jahrelangen unwürdigen 
politischen Auseinandersetzung um 
die vorurteilsfreie Anerkennung der 
Geschichte hängt. 

In Moskau wurden die aus 
Deutschland kommenden Nachrich-
ten sensibel und besorgt verfolgt. 
In offi ziellen Äußerungen auf deut-
scher Seite sprach man vom 8. Mai 
2005 bereits lapidar als »Tag der Be-
endigung des Zweiten Weltkrieges«. 
In der BVV Treptow-Köpenick hatten 
CDU-Verordnete gerade beantragt, 
im Zuge der Sanierung des Trepto-
wer Ehrenmals für die gefallenen 
sowjetischen Soldaten die Inschrif-
ten Stalins über den heldenhaften 
Kampf der Roten Armee zu entfer-
nen. Neonazis planten schon unver-
hohlen einen Fackelzug durchs Bran-
denburger Tor am 8. Mai.

Und ich sprach über die Verant-
wortung der rot-roten Koalition in 
Berlin und darüber, alle unsere Akti-
vitäten darauf konzentrieren zu wol-
len, in Berlin den 8. Mai 2005 ge-
meinsam mit vielen verschiedenen 
demokratischen Kräften zu einem 
würdigen 60. Jahrestag der Befrei-
ung vom Faschismus zu gestalten. 
Gerade in Berlin, das durch die Ro-
te Armee gemeinsam mit polnischen 
Verbündeten befreit wurde, in dem 

Martina Michels
TAG DER BEFREIUNG

das zivile Leben einer zerstörten 
Stadt durch russische Militärkom-
mandanturen wiederbelebt wurde, 
erwuchs aus der Aufgabe zur Vorbe-
reitung des Jahrestages eine beson-
dere Verantwortung. 

Geschichtsbetrachtung 
ohne Verdrängung

Als im Juni 2004 das Russische Haus 
der Kultur und Wissenschaften in 
Berlin sein 20jähriges Bestehen fei-
erte, war zur Festveranstaltung un-
ter anderem Valentina Tereschkowa, 
die erste Kosmonautin der Welt, aus 
Moskau angereist und sprach über 
die neue deutsch-russische Zusam-
menarbeit im Interesse des Friedens 
und der Völkerverständigung. Nach-
dem ich die Grußworte des Abgeord-
netenhauses übermittelt hatte, wur-
de ich beim anschließenden Emp-
fang von einem jüngeren Berliner 
Teilnehmer der Veranstaltung mit 
recht groben Worten beschimpft. 

Der junge Mensch hatte es als un-
geheuerlich empfunden, den 8. Mai 
in einer offi ziellen Rede als »Tag der 
Befreiung« zu bezeichnen. Russen 
als Befreier zu sehen, sei doch wohl 
eine Geschichtsfälschung. Seine 
Lehrbücher und bisherige Erziehung 
hatten ihn eine andere Sprache und 
ein anderes Denken gelehrt. 

Dieser Disput machte mir einmal 
mehr deutlich, welche wichtige Auf-
gabe mit der historischen Aufarbei-
tung deutscher Geschichte gerade 
vor uns als Teil einer linken Regie-
rung lag. Realistische Geschichtsbe-
trachtung nach dem Ende des Kalten 
Krieges – frei von Verdrängung, Ver-
zerrung oder einseitiger Betrachtung 

– war von Anfang an unser Leitgedan-
ke bei der Vorbereitung auf den 60. 
Jahrestag. Das Vermächtnis der über 

55 Millionen Toten der Nazidiktatur, 
darunter mehrerer Millionen Juden, 
anzunehmen und ihrer zu gedenken, 
heißt Verantwortung zu überneh-
men und bedeutet auch, sich bedin-
gungslos und vorurteilsfrei der eige-
nen Geschichte zu stellen, Ursachen 
zu erkennen, um daraus Schlussfol-
gerungen für die Gegenwart und Zu-
kunft ableiten zu können. 

Obwohl es viele parteiübergrei-
fende Initiativen, viele verschiede-
ne Vereine, Bündnisse und Organisa-
tionen gab, die sich dieser gemein-
samen Aufgabe widmeten, war dies 
keine Selbstverständlichkeit.

In Steglitz-Zehlendorf beantrag-
te die CDU mit ihrem Bürgermeister 
Weber, den Tag der Befreiung auch 
zum Gedenken an die deutschen 
Kriegsopfer unter sowjetischer Be-
satzung zu erklären. Dieser untaug-
liche Versuch, das historische Datum  
nachträglich zu schmälern, scheiter-
te erst unter breitem öffentlichen 
Protest. 

Ein Fest der Demokratie 
mitten in Berlin

In Berlin Zeichen zu setzen für Frie-
den, multikulturelles Zusammenle-
ben verschiedener Kulturen und Re-
ligionen, Toleranz und bürgerschaft-
liches Engagement gegen Ausgren-
zung und rechtsradikales Gedan-
kengut war unser Grundverständnis 
bei allen zentralen und dezentralen 
Veranstaltungen. 

Als Antwort auf geplante Nazi-
aufmärsche um den 8. Mai bildete 
sich ein breites demokratisches Ak-
tionsbündnis nach dem Aufruf des 
Berliner Senates zu einem Fest der 
Demokratie und Toleranz am Bran-
denburger Tor. Dieses Fest wurde 
zu einem würdigen eigenständigen 
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Beitrag Berlins zum 60. Jahrestag 
der Befreiung.

Im Abgeordnetenhaus wurde 
auf Initiative der PDS-Fraktion eine 
Fotoausstellung der Nachrichtena-
gentur RIA Novosti unter dem Titel 
»Die den Krieg besiegten...« gezeigt, 
die eindrucksvoll und authentisch 
die Lage Berlins im Mai 1945 nach 
der Zerschlagung des Hitlerregimes 
durch die Rote Armee im Verbund 
mit den polnischen und westalliier-
ten Armeen veranschaulichte. Zuvor 
war verweigert worden, diese Aus-
stellung im Deutschen Bundestag 
zu zeigen.

Wie in Friedrichshain zur Bersa-
rin-Ehrung trafen sich vielerorts in 
den Bezirken Veteranen und Enkel-
generationen zu Foren und Gesprä-
chen an geschichtlichen Orten und 
in Gedenkstätten. Das Engagement 
der PDS-Fraktion in Marzahn-Hel-

lersdorf bewirkte einen gemeinsa-
men Beschluss der Bezirksverord-
netenversammlung zu einer Straßen-
umbenennung. So trägt heute die 
Brücke über der Wuhle den Namen 
Nikolai E. Bersarins.

Auf Initiative des Kultursenators 
Thomas Flierl erklärte Berlin das 
Jahr 2005 zum Themenjahr »Krieg 
und Frieden«. Der Museumspäda-
gogische Dienst koordinierte dabei 
zahlreiche bildungspolitische Ver-
anstaltungen, Ausstellungen und 
Foren.

Mir bleibt der Freundschaftszug 
mit mehreren hundert Veteranen 
des Großen Vaterländischen Krie-
ges und Jugendlichen aus Moskau, 
der im April 2005 in Berlin eintraf, 
in bleibender Erinnerung. Die Idee 
zu diesem »Zug der Versöhnung und 
Verantwortung« entstand bei einer 
Reise nach Moskau Anfang 2005, 

bei der unsere PDS-Delegation aus 
Abgeordneten, Bezirksstadträten 
und BVV-Verordneten als erste of-
fi zielle Berliner Delegation im Jubi-
läumsjahr vom Moskauer Bürger-
meister und dem Vorsitzenden der 
Stadtduma zu Gesprächen zur wei-
teren Ausgestaltung der Städtepart-
nerschaft empfangen wurde. Diese 
Begegnung 60 Jahre nach Kriegsen-
de mit der Erneuerung des Schwurs 
»Nie wieder Krieg« an den Gräbern 
der Gefallenen zwischen Russen 
und Deutschen verschiedener Ge-
nerationen war Ausdruck lebendiger 
Partnerschaft zwischen unseren bei-
den Hauptstädten.

Als ich am 9. Mai 2005 zusammen 
mit meinen beiden Amtskollegen, 
dem Parlamentspräsidenten Walter 
Momper (SPD) und dem Vizepräsi-
denten Christoph Stölzl (CDU), auf 
Einladung der Moskauer Stadtduma 
zum ersten Mal in der Geschichte als 
offi zielle Berliner Vertreter auf dem 
Roten Platz in Moskau an der Fei-
erlichkeit zum Tag des Sieges teil-
nehmen durfte, wurde mir bewusst, 
dass wir im Jahr 2005 eine neue Stu-
fe der Beziehungen zwischen Berlin 
und Moskau erreicht haben.

Aus dem 60. Jahrestag der Be-
freiung, den wir in Berlin würdig be-
gangen haben, erwächst zugleich 
ein neuer Anspruch und eine neue 
Verantwortung für die kommenden 
Aufgaben. 

Anfang 2006 hat sich in Berlin 
eine Initiative zur Vorbereitung ei-
nes Deutsch-Russischen Kulturfes-
tes gegründet. Alljährlich wollen wir 
Begegnungstage deutscher und rus-
sischer Kultur, Kunst und Wirtschaft 
auf der Trabrennbahn Karlshorst ins 
Leben rufen, die zur Vertiefung un-
serer Städtepartnerschaft beitragen 
sollen. ■
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Angeregt, Bilanz zu ziehen, schrecke 
ich zurück. Das Problem ist die Ver-
führung zum großen ICH. Der Erfolg 
hat immer viele Väter und nur weni-
ge Mütter, und was das Sprichwort 
ironisch meint, ist in der Politik tat-
sächlich so: Alleingänge sind von 
vornherein zum Scheitern verurteilt, 
das Mannschaftsspiel zählt. Und 
die nachhaltigsten Erfolge konnten 
wir in der Kulturpolitik – für die ich 
mit verantwortlich zeichne – dort 
erzielen, wo uns das Mannschafts-
spiel gelang. 

Über ein gemeinsames Dach für 
die drei Berliner Opernhäuser dis-
kutierten wir bereits in der letzten 
Wahlperiode: Das Damoklesschwert 
der Theaterschließung schwebte 
hauptsächlich über der traditions-
reichen Deutschen Oper. Aus einem 
ursprünglich als Schutzmaßnahme 
gedachten Modell entwickelte sich 
in langwierigen Auseinanderset-
zungen eine zukunftsfähige Struk-
tur. Allerdings ist die immer noch 
sehr fragil – das »Produkt« Opernin-
szenierung scheint sich in einer Um-
bruchskrise zu befi nden, Zuschauer-
gewohnheiten ändern sich und die 
allgegenwärtige wirtschaftliche Kri-
se wirkt sich deutlich auf die Schlan-
gen an den Theaterkassen aus. Zu-
dem ist die zur Verfügung stehende 
Zuschusssumme noch immer proble-
matisch. 

Es scheint ein Grundrefl ex bei Po-
litikern aller Parteien zu sein, dass 
»auch die Kultur ihren Sparbeitrag« 
leisten müsse. Nur weigert man sich 
beharrlich, den in den letzten Jahren 
erbrachten »Sparbeitrag« zur Kennt-
nis zu nehmen. Andererseits loben 
alle den »Standort- und Zukunfts-
faktor« Kultur in Berlin. Nur das Fut-
ter für die Kuh, die alle gern melken, 
will niemand freiwillig zahlen … 

Wolfgang Brauer
DAS MANNSCHAFTSSPIEL ZÄHLT

Diese Festsstellung gehört auch 
in eine Bilanz. Dies erklärt, dass so 
viele Dinge, auf die wir stolz sind, er-
reicht zu haben, zuallererst einmal 
Sicherungsmaßnahmen sind.

Kinder- und Jugendtheater 
gesichert

Die Grundstrukturen für die Berliner 
Kinder- und Jugendtheater konnten 
stabilisiert werden. Hier wird – auch 
im Vergleich mit anderen Bundeslän-
dern – die linke Handschrift in der 
Berliner Kulturpolitik deutlich. 

Die chronische Unterfi nanzie-
rung des GRIPS-Theaters wurde be-
endet. Das Kindermusiktheater ATZE 
erhielt mit dem Beckmann-Saal ein 
festes Haus im sozial so schwieri-
gen Wedding. Das Theater »Strahl« 
wurde endlich als erstes Kinder- und 
Jugendtheater überhaupt (ein Miss-
stand, den wir lange attackierten) in 
die mehrjährige Konzeptförderung 
aufgenommen. Und dass das weit 
über Berlin hinaus beachtete Kinder- 
und Jugendtheater des Landes in der 
Lichtenberger Parkaue (das ehema-
lige »carrousel-Theater«) überhaupt 
noch besteht, buche ich neben der 
Opernstiftung als meine größte kul-
turpolitische Leistung in dieser Wahl-
periode. 

Aber Halt! Hier war es wieder, 
dieses verräterische ICH. Auch die-
ses Projekt kam nur zum Erfolg, weil 
es gelang, ein wirkliches Mann-
schaftsspiel zu spielen – bis hin zu 
unseren Lichtenberger Bezirkspo-
litikerinnen und -politiker, die sich 
auf beachtenswerte Weise für eine 
Landeseinrichtung einsetzten. Glei-
ches trifft übrigens auch auf den 
Friedrichstadtpalast zu – angesichts 
irrationaler »Konsolidierungsbeiträ-
ge«, die das Haus perspektivisch in 

den Abgrund getrieben hätten, wäre 
wohl die Kinderrevue als erste geop-
fert worden. Das wurde abgewendet 

– die »Lieblingsfarbe bunt« leuchtet 
weiter in der Stadt und bildet ein 
wunderbares und notwendiges Pen-
dant zu Projekten wie »Rhythm is 
it«. Es ist für mich fast allabendlich 
ein beglückender Moment, am hell 
erleuchteten Haus an der Friedrich-
straße vorbeizufahren.

Auch das ist übrigens ein we-
nig beachteter, aber wunderbarer 
Erfolg linker Kulturpolitik: Die zum 
Zeitpunkt unseres Regierungsein-
tritts dominierende mentale Arro-
ganz der Verfechter der so genann-
ten Hochkultur zu allem anderen hat 
deutlich nachgelassen. Das Gefühl 
des aufeinander Angewiesenseins 
nimmt zu. 

Damit wächst allerdings auch das 
Forderungsniveau uns gegenüber. 
Das betrifft mitnichten nur die (fast) 
immer nicht ausreichende fi nanzi-
elle Unterstützung – das betrifft in 
erster Linie sogar die Anerkennung 
und Würdigung künstlerischer Arbeit 
durch die Politik.

Abgestimmte Politik mit 
den Bezirken

Ein unseren Start in die Wahlperiode 
begleitendes Ritual war die in ihrer 
Schlichtheit immer überzeugende 
Übung »böses (= teures!) Land« ge-
gen »gute (= ausblutende!) Bezirke«. 
Auch im Kulturbereich. 

Ich bin der Meinung, dass es 
uns gelungen ist, Vorbehalte und 
schlichte Feindbilder abzubauen 
und zu einem stärkeren Stück Ge-
meinsamkeit zu kommen. Regelmä-
ßige Beratungen mit Kulturpolitikern 
der Bezirke, regelmäßige Besuche 
»Vor Ort« – nicht nur in »Linkspartei-
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Hochburgen«, sondern eben auch in 
Reinickendorf – sind Voraussetzung, 
den anderen Politikansatz der Links-
partei, zu dem ich mich nachdrück-
lich bekenne, auch durchzusetzen. 

Die berüchtigten Zuständigkeits-
hürden der Berliner Verwaltung sind 
dabei nur ein Hindernis, mit dem 
man umgehen lernen muss. Sicher-
lich sind die Berliner Musikschulen 
Sache der Bezirke. Im Senat ist für 
sie zudem der Bildungs- und nicht 
der Kultursenator zuständig. 

Erreicht mich jedoch ein Hilferuf 
der Beschäftigten einer kommuna-
len Musikschule, gehe ich selbstver-
ständlich zur zuständigen Bezirks-
stadträtin und suche eine für alle 
tragfähige Lösung zu moderieren. 
Mit manchem scheitert man auch. 
So war auch ich nicht in der Lage, 
die stille Erosion der kommunalen 
Kulturlandschaft in meinem Heimat-
bezirk stoppen zu helfen. 

Netzwerk im Wahlkreis

Regelmäßige Sprechstunden, das ist 
aber nur das Eine. Die Pfl ege vielfäl-
tigster Kontakte in die Institutionen 
und Initiativen vor Ort das Andere. 
Das frisst Zeit – und bei jedem gu-
ten Gespräch fällt schmerzhaft auf, 
mit wem man denn nun noch … Weil 
sich im Bezirk noch viel unmittelba-
rer als auf der Landesebene Erfolge 
nur einstellen, wenn das »Mann-
schaftsspiel« gespielt wird. 

Zumal in einem so komplizierten 
Wahlkreis wie dem meinen: Mar-
zahn-Nordwest. Hier leben viele 
Menschen in äußerst problemati-
scher sozialer Lage, hoher Arbeits-
losigkeit, es gibt einen hohen Spät-
aussiedleranteil mit all den schwieri-
gen Folgeerscheinungen – die stadt-
topographische Randlage kommt 

quasi »strafverschärfend« hinzu. 
Aus solchen Kiezen zieht man ge-

wöhnlich eher weg als zu ihnen hin. 
Entsprechend hoch waren die Leer-
standsquoten und die Verführung, 
aus dem »Stadtumbau Ost« den 
»Stadtabriss Ost« zu machen, war 
entsprechend groß. Weit über 1.600 
Wohnungen sollten »auf Null zurück-
gebaut« werden. Für Wiesen und 
Sträucher hätte es Geld gegeben. 

Das konnte verhindert werden 
– durch ein gutes Mannschaftsspiel 
zwischen Abgeordnetenhaus, BVV 
und Bezirksamt, Bürgerinitiativen, 
Medien, Eigentümergesellschaft 
und schließlich auch der Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung wur-
de aus dem seinerzeit von Stadt-
entwicklungssenator Peter Strieder 
geplanten Birkenwäldchen eines 
der sehenswertesten und internati-
onal renommiertesten Stadtumbau-
projekte Berlins überhaupt: die Ah-
rensfelder Terrassen. Gut 30 Millio-
nen Euro Landeszuschüsse wurden 
hier in den Umbau gesteckt. Und es 
entstanden 409 Wohnungen, denen 
man die ursprünglichen Elfgeschos-
ser nicht mehr ansieht. Ein ähnliches 
»Mannschaftsspiel« versuchen wir 
zur Zeit im Ringen gegen eine völlig 
unsinnige Linienführung einer Um-
gehungsstraße für den Ahrensfelder 
Abschnitt der B 158. Die würde übri-
gens die Mittel, die in die Ahrensfel-
der Terrassen gefl ossen sind, ziem-
lich entwerten. 

Das zu spinnende »Netzwerk« 
war hier noch größer als im Falle der 
»Terrassen« – es erstreckt sich in-
zwischen auf Bürgerinitiativen des 
Landes Brandenburg bis hin in das 
brandenburgische Ministerium für 
Raumordnung und Verkehr. Zumin-
dest konnte erreicht werden, dass 
die Planungsverfahren erst einmal 

gestoppt sind und eine neue Pha-
se des Nachdenkens eingesetzt hat. 
Ich bin froh darüber, dass sich in 
Marzahn-Nordwest zeigt, dass auch 
unmittelbares Vor-Ort-Tätigsein ei-
nes Landtagsabgeordneten sinnvoll 
sein kann. Der ganz direkte Kontakt 
zu den Menschen im Wahlkreis ge-
rade auch jenseits der üblichen Po-
diumsdiskussionen – die immer ein 
bissel den Geruch von Kanzelabkün-
digungen haben – ist für mich das 
Salz in der politischen Suppe. Und 
der schönste Lohn für ein gut lau-
fendes Mannschaftsspiel ist dann 
der Satz »Mit Ihnen möchten wir 
gerne weiterarbeiten.« – für den ich 
hier Dank sagen will. ■
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Evrim Baba
WIR HABEN ETWAS BEWEGT

Die Gleichstellung von Frauen in Ber-
lin hat in den Jahren der rot-roten Ko-
alition Fortschritte gemacht und im-
mer wieder haben frauenpolitischen 
Initiativen, Konzepte und Projekte 
der Linkspartei.PDS-Fraktion dazu 
beigetragen. 

Unser Leitbild ist die solidari-
sche Stadtgesellschaft. Ein zentraler 
Punkt dabei ist das »Gender Main-
streaming«, die Gleichstellung der 
Geschlechter auf allen gesellschaft-
lichen Ebenen. Das ist für unsere 
Fraktion eine zentrale Frage der Ge-
rechtigkeit und der Demokratie. 

Auch in Berlin werden die Rah-
menbedingungen für linke Gleich-
stellungspolitik aus der Ambivalenz 
einer verfassungsgemäß garantier-
ten Gleichstellung von Mann und 
Frau und der rechtlichen, politi-
schen und gesellschaftlichen Reali-
tät in der Bundesrepublik gebildet. 
Frauen werden nach wie vor diskri-
miniert, und dazu tragen auch vie-
le Bundesgesetzte bei. Auch wenn 
linke Frauenpolitik in einem Bun-
desland diese Rahmenbedingun-
gen nicht außer Kraft setzen kann, 
haben wir gezeigt, dass der Hand-
lungsspielraum ausreicht, um frau-
enpolitische Ziele zu erreichen.

Gerade auf dem Gebiet der Ar-
beitsmarktpolitik werden durch die 
Bundesgesetze enge Grenzen ge-
setzt. Dennoch entwickeln wir ge-
zielt für Berufsrückkehrerinnen und 
Nichtleistungsempfängerinnen, die 
sonst durch den Rost fallen, Ange-
bote. So werden beispielsweise zu-
sätzliche Qualifi zierungsprogram-
me angeboten, die den Übergang 
in den ersten Arbeitsmarkt erleich-
tern sollen. 

Unsere Entscheidung, Frauenpo-
litik sowohl als eigenständiges Po-
litikfeld mit eigenen Ressourcen als 

auch als Querschnittsaufgabe aller 
Ressorts zu begreifen, hat sich als 
richtig erwiesen. Danach haben wir 
die parlamentarische Arbeit ausge-
richtet, eigenständig und fachüber-
greifend organisiert.

Koordiniert wird die frauenpoli-
tische Fraktionsarbeit im feministi-
schen Arbeitskreis. Über den Rah-
men der parlamentarischen Aus-
schüsse hinaus haben wir uns in 
der Veranstaltungsreihe Frauenblick 
GRENZENLOS mit Interessierten, Be-
troffenen und Expertinnen und Ex-
perten beraten. So gelingt es, über 
den Kreis der Frauenbewegung hin-
aus Akzeptanz für frauenpolitische 
Probleme zu gewinnen und frau-
enpolitische Forderungen durchzu-
setzen.

Gleichsam als roter Faden ziehen 
sich emanzipatorische Forderungen 
und Vorgaben durch die Bereiche 
Berliner Politik.

Wie Gender zum Mainstream 
wurde

Die gleich zu Beginn der Legislatur-
periode beschlossene Einführung 
von Gender Mainstreaming und Gen-
der Budgeting wurde Regierungspro-
gramm. Mit der hochrangig besetz-
ten Landeskommission und der Ge-
schäftsstelle für Gender Mainstrea-
ming hat Berlin unter Rot-Rot bun-
desweit stark beachtete Ergebnisse 
vorgelegt. 

Der so genannte Gender Check vor 
der Einbringung von Gesetzen und 
Beschlüssen ist Pfl icht. Geschlechts-
spezifi sche Nutzenanalysen und Auf-
schlüsselungen von Haushaltposten 
sorgen für Transparenz. Die Heraus-
forderung besteht darin, auf der Ba-
sis des nun Erreichten zu einem ge-
schlechtergerechten Umsteuern zu 

kommen und Genderkompetenz zu 
verbreitern. Dies bedeutet die Refl e-
xion der unterschiedlichen Lebens-
realitäten von Männern und Frauen, 
vor allem ihrer Teilhabe am gesell-
schaftlichen Reichtum und ihrer An-
teile an bezahlter und unbezahlter 
Arbeit. Konkret geht es um die be-
sondere Förderung von Frauen, wo 
sie benachteiligt und Diskriminie-
rungen ausgesetzt sind. 

Hier haben wir wichtige Schritte 
eingeleitet. Wir haben beispielswei-
se dafür gesorgt, dass inzwischen in 
den Aufsichtsräten der Landesunter-
nehmen deutlich mehr Frauen sitzen 
als früher. 

In der Privatwirtschaft dagegen  
fi ndet sich nach wie vor nur ein Bruch-
teil von Frauen in den obersten Füh-
rungsetagen. Da es auf Bundesebe-
ne noch immer kein Gleichstellungs-
gesetz für die Privatwirtschaft gibt, 
wurde von Frauensenator Wolf die 
Landesinitiative »Chancengleichheit 
von Frauen und Männern in der Ber-
liner Wirtschaft« ins Leben gerufen. 
Damit soll Frauen eine Karriere in der 
Wirtschaft erleichtert werden.

Frauenprojekte mit 
Planungssicherheit

Es ist der Linkspartei.PDS-Fraktion  
gelungen, den Frauenetat in den 
Haushaltsverhandlungen gegen weit-
gehende Kürzungsabsichten zu ver-
teidigen und bei der Haushalts- und 
Fachpolitik Akzeptanz für die autono-
me Organisation von Frauen zu fi n-
den. Nicht zuletzt dadurch hat sich 
in Berlin eine vielseitige und gut ver-
netzte Fraueninfrastruktur entwickelt. 
Die Angebotspalette umfasst Frauen-
häuser, Zufl uchtswohnungen und 
Beratungsangebote für von Gewalt 
betroffene Frauen, es gibt besonde-
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re Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote für Migrantinnen und Frauen-
zentren, die aus dem Etat gefördert 
werden. 

Mit dem Doppelhaushalt 2004/
2005, in dem zunächst vorgesehe-
ne Kürzungen von einer Millionen 
Euro auf 300.000 Euro reduziert 
werden konnten, gab es erstmals 
Planungssicherheit durch zweijäh-
rige Verträge. Mit dem Doppelhaus-
halt 2006/2007 wurden nun jährlich 
fast 8,9 Millionen Euro für soziale 
und ähnliche Frauenprojekte fest-
geschrieben.

Die Linkspartei.PDS-Fraktion hat 
sich bei den Haushaltsberatungen 
von Anfang an für Transparenz und 
Mitbestimmung eingesetzt. Die par-
lamentarischen Vorgänge und Se-

natsvorschläge wurden öffentlich 
diskutiert und Wege für Lösungen 
gesucht. Besonders schwierige Aus-
einandersetzungen hatten wir im 
Bereich der Antigewaltarbeit, be-
sonders um die Zukunft des 2. Frau-
enhauses in Spandau, aber auch 
hier gelang es, akzeptable Lösun-
gen zu fi nden. 

Berlin verfügt heute noch immer 
über 326 Plätze in den sechs Frau-
enhäusern, das sind trotz leerer Lan-
deskassen nur neun Plätze weniger 
als 2004. Es gibt darüber hinaus 
Notplätze, die bei Bedarf zur Verfü-
gung gestellt werden können. Und 
es werden außerdem 42 Zufl ucht-
wohnungen mit insgesamt 115 Plät-
zen für Frauen und zirka 140 Plätzen 
für Kinder vorgehalten. 

Mehr kooperatives Handeln 
an den Hochschulen

Im Hochschulbereich ist Berlin, was 
den Anteil von Frauen an Spitzenpo-
sitionen, Habilitationen und Promoti-
onen anbetrifft, Spitze. In einem Ran-
king des Kompetenzzentrums Frau-
en in Wissenschaft und Forschung 
(CEWS) nimmt die FU den ersten 
Platz der Gesamtbewertung ein, bei 
den künstlerischen Hochschulen die 
Hochschule für Schauspielkunst. 
Das Land belohnt die Berufung von 
Frauen in der leistungsbezogenen 
Mittelverteilung an die Hochschu-
len und achtet darauf, dass Frauen 
nicht nur in den Berufungskommissi-
onen sitzen, sondern dass auch ge-
zielt nach berufungsfähigen Frauen 
Ausschau gehalten wird. Neben dem 
Engagement der Frauenbeauftragten 
und den Hochschulen hat das Pro-
gramm zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Frauen in Forschung 
und Lehre dazu beigetragen.

Das Abgeordnetenhaus hat sich 
auf Drängen der Linkspartei.PDS-
Fraktion auch über den Geltungszeit-
raum des Bund-Länder-Programms 
hinaus durch Verpfl ichtungsermäch-
tigung zu seinem Landesanteil für 
diese Förderung bekannt. Seit fünf 
Jahren hat dieses Berliner Programm 
enorm zur Qualifi zierung von Frauen 
in der Wissenschaft beigetragen. 
Dabei wird deutlich: Frauensenator 
Wolf und Wissenschaftssenator Flierl 
ziehen hier an einem Strang. 

Ein Blick auf die letzten Jahre ver-
deutlicht: Aktiv und konkret – so sah 
und sieht linke Gleichberechtigungs-
politik der Linkspartei.PDS-Fraktion 
in Berlin aus. Vieles ist erreicht wor-
den, in den Schwerpunkten wie als 
Querschnittsaufgabe. Wir sind auf 
einem guten Weg. ■



Das Tempodrom am Anhalter Bahn-
hof gilt seit Jahren als ein krasses 
Beispiel von Günstlingswirtschaft 
und Verantwortungslosigkeit des 
»alten Berlins«. Die Aufarbeitung 
dieses Falls hatte daher symboli-
sche Bedeutung für den gesamten 
Mentalitätswechsel in der Stadt.

Ausgelöst wurde der »Fall Tempo-
drom« im November 2003 durch eine 
Strafanzeige des parlamentarischen 
Geschäftsführers der CDU-Fraktion, 
Frank Henkel, gegen den Senator 
für Stadtentwicklung, Peter Strieder 
(SPD). Ihm wurde vorgeworfen, eine 
Zahlung der Investitionsbank Berlin 
im Jahre 2002 an das Tempodrom 
veranlasst und damit öffentliche 
Gelder veruntreut zu haben. 

Die Fraktion der Linkspartei.PDS 
hat von Anfang an die Einrichtung 
eines Untersuchungsausschusses 
begrüßt. Was dieser Ausschuss er-
mittelt hat, ist ein schrilles Gemäl-
de über das geschäftliche Gebaren 
der Berliner Senatsverwaltung und 
landeseigener Unternehmen in den 
Zeiten der Großen Koalition. 

Rettungsaktionen von 
vielen gewollt

Die Fakten lagen schnell auf dem 
Tisch: Die alte Tempodrom GmbH 
musste im Zuge des Regierungs-
umzuges von ihrem angestamm-
ten Standort im Tiergarten weichen. 
Daraufhin konnte man sich 1995 
einen neuen Bauplatz am Anhalter 
Bahnhof in Kreuzberg sichern und 
gründete eine gemeinnützige Stif-
tung Neues Tempodrom (SNT), die 
von Irene Moessinger und Norbert 
 Waehl geleitet wurde. Da Spenden 
nicht wie erhofft fl ossen, verließ 
man sich immer stärker auf verschie-
dene öffentliche Förderprogramme. 

Als man im Jahr 1998 bereits Mittel 
aus dem Umweltförderprogramm 
und der Klassenlotterie akquiriert 
hatte, wechselte man 1999 kurzfris-
tig das Architektenteam und begann 
unter großem Zeitverzug im Februar 
2000 mit dem Bau. 

Um den steigenden Finanzbedarf 
zu sichern, besorgte man sich noch 
einen Kredit der Landesbank Berlin 
über 25 Millionen DM, abgesichert 
durch eine Landesbürgschaft. 

Bis zur Eröffnung des Tempo-
droms im Dezember 2001 erhöh-
ten sich die ursprünglich geplanten 
Bau- und Anlaufkosten von 43,6 auf 
62 Millionen DM. Kurz vor der Eröff-
nung des Tempodroms wurde der 
frisch ins Amt gekommene rot-grü-
ne Senat erstmals mit der drohen-
den Insolvenz des Tempodroms kon-
frontiert. 

Da die Einlösung der Landesbürg-
schaft drohte, zahlte man aus Mit-
teln der Klassenlotterie, der Kultur-
verwaltung und der Investitionsbank 
13,5 Millionen DM und glaubte damit, 
den Bestand des Veranstaltungsge-
bäudes endgültig gesichert zu ha-
ben. Das war aber nicht der Fall. 

Eine erneute Insolvenzgefahr im 
Oktober 2002 konnte nur durch eine 
kurzfristige Zahlung von 1,5 Millio-
nen Euro durch die Investitionsbank 
Berlin abgewendet werden. Als ei-
ne dritte Forderung über 900.000 
Euro aufkam, griff der Hauptaus-
schuss des Berliner Abgeordneten-
hauses im Januar 2003 ein und ver-
weigerte die Zahlung für eine drit-
te »Rettungsaktion«. Es sollte ein 
Schlussstrich unter die unendliche 
Geschichte von öffentlichen Zuwen-
dungen gezogen werden. 

Was den Auslöser der Tempo-
drom-Affäre, die CDU-Strafanzeige, 
betrifft, so haben sich die Verdächti-

gungen als unhaltbar erwiesen.
Zunächst war festzuhalten, dass 

die beiden »Rettungsaktionen« vor 
allem vermeiden sollten, dass das 
Land für den Ernstfall zahlen muss. 
Im Vorfeld gab es umfangreiche 
rechtliche und wirtschaftliche Prü-
fungen und Diskussionen im Senat.

Mit der ersten Zuwendung ging 
eine personelle und organisatori-
sche Neuordnung der gesamten 
Stiftung und die Entlassung der Vor-
stände Irene Moessinger und Nor-
bert Wahl einher. An diesem Vor-
gang haben sich die Politiker von 
Bündnis 90/Die Grünen, namentlich 
die Senatorin Adrienne Goehler und 
der Senator Wolfgang Wieland aktiv 
beteiligt. 

Die speziellen Vorwürfe gegen 
den damaligen Bausenator Peter 
Strieder führten zu Ermittlungen 
seitens der Staatsanwaltschaft, die 
auch auf den Berliner Finanzsenator 
Thilo Sarrazin ausgeweitet wurden. 
Das Landgericht Berlin lehnte jedoch 
im Dezember 2004 die Eröffnung ei-
nes Gerichtsverfahrens ab. 

Irgendein Zusammenhang zwi-
schen Spenden an die SPD im Wahl-
kampf 2001 bzw. 2002 hat sich 
durch die Befragung von zahlrei-
chen Zeugen zu diesem Thema und 
der Auswertung von 600 Akten aller 
beteiligten Verwaltungen und Unter-
nehmen nicht ergeben.

Dass etwaige Vorwürfe auf Un-
treue oder Korruption haltlos wa-
ren, davon haben sich die Vertre-
ter der Linkspartei.PDS-Fraktion im 
Untersuchungsausschuss sorgfältig 
überzeugt. 

Neben der Klärung dieser unsin-
nigen Verdächtigungen hat der Aus-
schuss aber auch eine Reihe von 
echten Missständen aufgedeckt. Die 
folgenschwerste Entscheidung war 

SÜNDENFALL BÜRGSCHAFT
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die Vergabe einer Landesbürgschaft 
im Wert von 80 Prozent des Kredits 
bzw. von 20 Millionen DM. Letztlich 
war der Kredit ausschlaggebend für 
die Insolvenz der Stiftung Neues 
Tempodrom, denn diese konnte seit 
Beginn des Veranstaltungsbetriebes 
nicht den Zins und die Tilgungsraten 
bedienen. 

Aber erst die Landesbürgschaft 
reduzierte das Risiko der LBB und 
ermöglichte so den Kredit. Wie der 
Ausschuss ermittelte, gab es eine 
Reihe von Versäumnissen bei der 
Bewilligung der Bürgschaft. Die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
PricewaterhouseCoopers (PwC), die 
im Auftrag des Landes den Bürg-
schaftsantrag prüfte, kooperierte 
eher mit der SNT, als dass sie den 
Antrag kritisch hinterfragte. 

Auch die LBB bescheinigte in ih-
rer Stellungnahme den Tempodrom-
Machern einen überzeugenden Busi-
nessplan und professionelles Ma-
nagement. Die damals CDU-geführ-
ten Senatsverwaltungen für Wirt-
schaft und Finanzen deckten ebenso 
nicht die Schwächen des Antrags auf. 
Auch die ersten Nachrichten über 
Baukostensteigerungen hielten sie 
nicht von einer Unterzeichnung der 
Bürgschaftsurkunde ab. 

In der Folgezeit hat auch die wei-
tere Kontrolle der ausgereichten Kre-
ditmittel, zu der vor allem die LBB 
gegenüber dem Bürgen verpfl ichtet 
war, nicht funktioniert. Obwohl die 
Landesbank Berlin berechtigt war, 
an allen Sitzungen der Projektsteue-
rung teilzunehmen und detaillierte 
Informationen über das Baugesche-
hen besaß, hat sie die Baukosten-
überschreitung nicht verhindert bzw. 
wenigstens rechtzeitig gemeldet. 

 Ein weiteres schweres Defi zit des 
Tempodroms war die Vermischung 

von öffentlichen und privaten Inter-
essen. So waren die beiden Vorstän-
de der SNT,  Moessinger und Waehl, 
weiterhin Geschäftsführer des pri-
vaten Betreibers, der Tempodrom 
GmbH. Während die Stiftung an ei-
ner Einhaltung der Baukosten inte-
ressiert sein musste, wollte die Be-
treiber-Seite natürlich einen qualita-
tiv möglichst hochwertigen Bau. 

So griffen die Vorstände mehr-
mals, teilweise gegen den Rat des  
Projektsteuerers, in das Baugesche-
hen ein und verteuerten den Bau. 
Zudem wurde die Akquisition von 
Sponsoring-Einnahmen durch die 
Stiftung durch die andersartigen In-
teressen der GmbH behindert. 

Schließlich war es auch bemer-
kenswert, wie die öffentlichen Stel-
len mit dieser rechtlichen Konstruk-
tion umgingen. So erhielt die SNT 
einen ermäßigten Pachtzins für das 
Gelände am Anhalter Bahnhof zu-
nächst aufgrund ihrer Gemeinnüt-
zigkeit. Als sie diesen Status aber 
im Frühsommer 2000 aufgab, um 
die Landesbürgschaft beantragen 
zu können, bewilligte das Bezirk-
samt Kreuzberg unter der Leitung 
des Bürgermeisters von Bündnis 90/
Die Grünen, Franz Schulz, weiterhin 
den ermäßigten Pachtzins. 

Ein drittes Beispiel für die be-
merkenswerten Vorgänge rund um 
das Tempodrom war die Entschädi-
gungszahlung von sechs Millionen 
DM für den Wegzug aus dem Tier-
garten. Tatsächlich war der Pachtver-
trag des Geländes im Tiergarten 1995 
gekündigt worden. Die Tempodrom 
GmbH weigerte sich jedoch schlicht 
über Jahre hinweg umzuziehen, wo-
gegen die CDU-geführte Senatsver-
waltung für Kultur keine rechtlichen 
Schritte einlegte. Obwohl überhaupt 
keine Rechtsgrundlagen für Entschä-

digungsansprüche existierten, was 
einzelne Mitarbeiter der Senatskul-
turverwaltung auch schriftlich ver-
merkten, nahm man Verhandlungen 
auf, die schließlich in einem außer-
gerichtlichen Vergleich mündeten. 

Bürgschaftsverfahren des Landes 
neu geordnet

Als wichtigste direkte Konsequenz 
aus den Vorgängen um das »Neue 
Tempodrom« hat die rot-rote Ko-
alition das Bürgschaftsverfahren 
des Landes Berlin neu geordnet. 
Das Abgeordnetenhaus nahm am 
9. Dezember 2004 einen Antrag 
der Fraktionen der SPD und der 
Linkspartei.PDS zur verbesserten 
Kontrolle bei der Bereitstellung von 
Bürgschaften an.

Der Geschäftsbesorgervertrag mit 
der PwC wurde vom Senat inzwischen 
gekündigt und neue Richtlinien für 
die Übernahme von Bürgschaften in 
Kraft gesetzt. Die Bürgschaftsquote 
wurde auf 70 Prozent der Darlehens-
summe vermindert. Der Bürgschafts-
ausschuss des Landes wurde um 
drei Sachverständige, die von den 
im Abgeordnetenhaus vertretenen 
Fraktionen benannt werden, und um 
einen Vertreter der Wirtschaftsprü-
ferkammer erweitert. 

Mit der Vorlage des Abschluss-
berichts hat der Untersuchungsaus-
schuss den Fall Tempodrom inzwi-
schen hinreichend aufgeklärt. Die 
unmittelbaren Lehren aus diesem 
tragischen Fall eines ursprünglich 
kreativen kulturellen Experiments 
sind gezogen. 

Die mittelbaren Lehren über ein 
effi zientes und transparentes Zu-
sammenwirken von Unternehmen 
und städtischer Verwaltung werden 
Berlin noch länger beschäftigen. ■
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Als es 2001 hieß, Regierungsverant-
wortung zu übernehmen, war klar: 
Jetzt konnte und musste endlich 
auch Bewegung in die festgefahre-
ne Drogenpolitik des Landes Berlin 
gebracht werden. Gestützt auf ein 
gut ausgebautes Drogenhilfesystem 
und viel fachliches Engagement in 
der Stadt, bot die Bildung einer rot-
roten Koalition die Chance, eine mo-
dernere und wirksamere Drogenpoli-
tik als zu Zeiten der Großen Koalition 
auf den Weg zu bringen.

So vermerkte die Koalitionsver-
einbarung unter der Überschrift 
»Suchtprävention« sowohl die Un-
terstützung der Nichtraucherpro-
gramme bei Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen als auch die Wer-
bung um eine innovativere Alkohol-
therapie. Wir haben Suchtpolitik als 
enge Verbindung von Prävention, 
ausstiegsorientierten Hilfen, Substi-
tution und Ge sundheitshilfen sowie 
der konsequentere Bekämpfung von 
Handel und Schmuggel verstanden. 

Zu einem solchem Konzept gehör-
ten auch Drogenkonsumräume, ärzt-
lich verordnete Heroinverschreibun-
gen, die Zulassung cannabishaltiger 
Arzneimittel sowie eine ausreichen-
de Zahl von Therapie- und Nachsor-
geplätzen. Die Koalition nahm sich 
vor zu prüfen, inwieweit der Besitz 
einer für den Eigenverbrauch be-
stimmten Menge sowie die Abgabe 
geringer Mengen weicher Drogen 
entkriminalisiert werden können.

Drogenpolitik spürbar in 
Bewegung gekommen 

Und heute, im Wahljahr 2006 kann 
die Linkspartei.PDS-Fraktion mit Fug 
und Recht sagen: Die Bilanz kann 
sich sehen lassen. Bereits seit 2003 
arbeiten mehrere Drogenkonsum-

Minka Dott
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räume mit wachsender Akzeptanz. 
Weder die von der CDU beschwore-
ne Steigerung der Kriminalitätsrate 
noch der verstärkte Handel mit il-
legalen Drogen vor Ort haben sich 
eingestellt, Klagen aus der Nach-
barschaft gibt es keine. Polizei und 
Staatsanwaltschaft sind in die Um-
setzung einbezogen. 

Die Mitarbeiter der entspre-
chenden Träger berichten von dem 
notwendig guten Klima, das der 
schwerstabhängigen also kranken 
Klientel ein Minimum an Würde er-
laubt. Sowohl die psycho-soziale Be-
gleitung als auch die Notfallhilfe zei-
gen bemerkenswerte Ergebnisse.

Eigentlich wäre eine Erweiterung 
des Angebots notwendig, diese ist 
jedoch derzeit nicht fi nanzierbar. 
Für die Originalsubstitution mit He-
roin, die Zulassung cannabishalti-
ger Arzneimittel und die Umsetzung 
weiterer drogenpolitischer Forderun-
gen hat der Bundesgesetzgeber un-
ter Rot-Grün alle Erwartungen ent-
täuscht und keinerlei Voraussetzun-
gen geschaffen. Die Erwartungen an 
eine Große Koalition im Bund sind 
daher ebenfalls gering.

So haben wir bei der Entkrimi-
nalisierung der Gebraucherinnen 
und Gebraucher von Cannabis von 
unseren landesgesetzlichen Mög-
lichkeiten Gebrauch gemacht. Bei 
einer Menge von bis zu zehn Gramm 
des Inhaltsstoffes THC, Spielraum 
ist bis zu 15 Gramm, muss der Be-
sitz von Cannabis nicht mehr zwin-
gend strafrechtlich verfolgt werden. 
Das entlastet die Anklagebehörden 
und die Polizei und erspart vor al-
lem jugendlichen Erstkonsumenten 
die Erfahrung mit dem Gericht. Da 
Cannabis nach wie vor laut Betäu-
bungsmittelgesetz zu den illegalen 
Drogen gehört, bedeutet diese Re-

gelung jedoch keine Legalisierung 
von Cannabis.

Wie die Unterstützung Erkrank-
ter war auch die Qualifi zierung 
der Suchtprävention notwendiger 
Schwerpunkt. Berlin fehlte ein aus-
gewogenes Gesamtkonzept, das die 
zersplitterten Aktivitäten bündelt. 
Um in Zukunft diesen Ansatz stär-
ker betonen zu können, gibt es nach 
gründlichen Abwägungen nun eine 
Umstrukturierung der Drogenhilfe-
landschaft. 

Die Einrichtung einer Fachstelle 
zur Suchtprävention, die aus der Se-
natsverwaltung für Gesundheit, So-
ziales und Verbraucherschutz aus-
gelagert und in freie Trägerschaft 
gegeben wurde, soll dazu beitragen, 
die ressortübergreifende Zieldefi ni-
tion, die Konzipierung und Planung 
suchtpräventiver Aktivitäten weiter 
zu verbessern. 

In den nächsten Jahren kommt 
es für die Linkspartei.PDS-Fraktion 
darauf an, durch Vernetzung der Ak-
tivitäten von Bund, Land und Bezir-
ken Reserven zu erschließen, die der 
Suchtvorbeugung zu mehr Wirksam-
keit verhelfen. 

Resozialisierung als 
wirkungsvoller Opferschutz

Viele der zehn Berliner Justizvollzugs-
anstalten, darunter der geschlossene 
Männervollzug und die Jugendstraf-
anstalt, sind chronisch überbelegt. 
Wenn jemand nach einer Straftat zur 
Verbüßung seiner Freiheitsstrafe in 
den Justizvollzug muss, soll dies be-
wirken, dass er sich mit der Tat ausei-
nandersetzt, Wiedergutmachung leis-
tet und sich Voraussetzungen für eine 
straffreie Zukunft schafft. Die Gesell-
schaft hat Bedingungen dafür zu ent-
wickeln, dass dies gelingen kann.

Drogenpolitik & Justizvollzug



Oft jedoch stoßen der gesetzliche 
Auftrag zur Resozialisierung von Tä-
tern und ein gesellschaftliches Be-
dürfnis nach Strafe oder Rache hart 
aufeinander. Besonders nach spek-
takulären Taten werden Forderungen 
verängstigter Bürgerinnen und Bür-
ger, geschürt von Medien und vielen 
Politikern, nach härteren und länge-
ren Strafen laut. So hatte auch die 
»öffentliche Meinung« einen nicht 
unwesentlichen Einfl uss darauf, 
dass Bundesgesetze verschärft wur-
den und der Zuwachs von Gefange-
nen in Berlin zu einer Überbelegung 
der Haftanstalten führte.

Berliner Haftanstalten sind 
überbelegt

Das Berliner Kammergericht stell-
te 2004 fest, dass die Mehrfachbe-
legung von Hafträumen gegen die 

Menschenwürde verstößt, wenn kei-
ne abgetrennte Toilette vorhanden 
ist. Mehrere Klagen gegen das Land 
Berlin sind bereits anhängig. 

Alle diese Tatsachen führten da-
zu, dass wir trotz Bedenken einer 
fi nanziellen Vorsorge für den Neu-
bau einer Haftanstalt bis 2011 zuge-
stimmt haben. Als Standort ist Groß-
beeren in der Diskussion.

Weiterhin legen wir jedoch den 
Schwerpunkt auf die Ausschöpfung 
der heutigen Möglichkeiten der 
Rechtspolitik. Dabei ist die Arbeit 
der Freien Träger im Justizbereich, 
der Sozialen Dienste der Justiz, der 
Opferverbände, des Runden Tisches 
für ausländische Strafgefangene, 
des Berliner Vollzugsbeirats und an-
derer hoch zu würdigen. 

Haftvermeidungsprogramme der 
Freien Hilfe und der Straffälligen- 
und Bewährungshilfe wie »Schwit-

zen statt sitzen« ersparten nicht nur 
Haftkosten in Millionenhöhe, zusätz-
lich wurden zudem Werte erarbeitet 
und Opfer entschädigt.

Verständlicherweise besonders 
emotional aufgeladen war die De-
batte um den Standort einer thera-
peutischen Nachsorgeeinrichtung für 
Sexual straftäter. Jahrelang gefordert 
und von Fachleuten als wirksames 
Mittel der Kontrolle und des Schut-
zes vor Rückfällen empfohlen, hat 
sie nach langen Debatten ihre wichti-
ge Arbeit in der Stadt aufgenommen. 
Die bei Anwohnerinnen und Anwoh-
nern nicht zuletzt durch die opposi-
tionelle CDU geschürten Befürchtun-
gen bestätigten sich nicht. 

Im Land Berlin sind im Durch-
schnitt 5.300 Männer und 200 Frau-
en in Haft. Wegsperren allerdings 
hilft in den meisten Fällen nur zeit-
weilig und verschiebt die Verant-
wortung des Gemeinwesens auf den 
Staat. Täter bleiben auch Teil unse-
rer Gesellschaft, wenn man sie nicht 
sieht. Fragen danach, warum sie 
schuldig wurden und wo Nährböden 
für Kriminalitätsentwicklung sind, 
haben nichts mit Gefühlsduselei 
oder Mitleid mit Tätern zu tun. 

Der wirkungsvollste Opferschutz 
besteht in der Verhinderung von kri-
minellen Taten bzw. im straffreien 
Leben von Tätern nach Haftverbü-
ßung. Eine Ellenbogengesellschaft 
allerdings, in der die soziale Aus-
grenzung dramatisch zunimmt, lebt 
geforderte Grundsätze selbst nicht 
vor. Diese Verhältnisse zu ändern, 
betrachte ich als Herausforderung 
für die Linkspartei.PDS-Fraktion 
auch über 2006 hinaus. Dafür lohnt 
es sich weiterzumachen. ■
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Berlin ist eine multikulturelle Stadt 
mit zirka 500.000 Migrantinnen und 
Migranten, etwa 100.000 bereits 
Eingebürgerten sowie vielen ehe-
maligen Aussiedlerinnen und Aus-
siedlern. Das soziale, wirtschaftli-
che und kulturelle Leben in Berlin 
hat in der Geschichte immer von der 
Vielfalt der Zuwanderung profi tiert. 
So wurde es durch die Hugenotten, 
Böhmen, durch Polen und viele an-
dere Zugewanderte geprägt. 

Heute tragen Menschen aus 180 
Nationen dazu bei, dass Interkultu-
ralität und Toleranz zwischen den 
Menschen zu einem Markenzeichen 
Berlins geworden ist, was nicht nur 
eine große Anziehungskraft auf Be-
sucherinnen und Besucher sondern 
auch auf Investorinnen und Investo-
ren ausübt. 

Willkommens- und Integrations-
kultur geschaffen

Die Linkspartei.PDS-Fraktion hat zu 
Beginn der rot-roten Koalition Berlin 
als Stadt der Einwanderinnen und 
Einwanderer defi niert und endlich 
einen Politik- und Mentalitätswech-
sel eingeleitet. Unsere Migrations- 
und Flüchtlingspolitik geht in vielen 
Punkten im modernen und humanen 
Sinn weit über das hinaus, was auf 
Bundesebene verhandelt wird und 
was andere Bundesländer bereit 
sind zu tun. 

Den alten Zustand des politi-
schen Stillstands, der Verweigerung 
der Realität und der Rechte von Mig-
rantinnen und Migranten haben wir 
zugunsten einer Anerkennung der 
Vielfalt und ihrer Potenziale über-
wunden. Es ist nicht übertrieben zu 
behaupten: wir haben eine Willkom-
mens- und Integrationskul tur und 
Strukturen dafür bei Zuwanderung 
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und Einbürgerung geschaffen. Unser 
Ziel war und bleibt, den Integrations-
prozess in der Stadt aktiv zu gestal-
ten und das friedliche Zusammenle-
ben in Berlin zu stärken.

In einem Schwung von Integra-
tionsmaßnahmen wurde die Aus-
länderbehörde reformiert: unter 
anderem wurden Hilfeleistungen 
für Schülerinnen islamischer Her-
kunft in Notsituationen möglich ge-
macht, eine »AG Islam« bei der Se-
natsverwaltung für Bildung und eine 
Landesstelle gegen Diskriminierung 
eingerichtet. Aus dem Kopftuch-Ge-
setz, das zur weiteren Stigmatisie-
rung von Musliminnen geführt hätte, 
haben wir ein Neutralitätsgesetz for-
muliert, das alle religiösen Symbole 
gleich behandelt.

Bei der Einbürgerung haben wir 
die bürokratischen Hürden, die oft 
von den Betroffenen beschrieben 
und kritisiert wurden, beseitigt. Das 
Personal in den Ämtern ist gezielt 
geschult worden und steht wie auch 
Aufklärungsmaterial nun mehrspra-
chig zur Verfügung. 

Wir haben erreicht, dass sowohl 
das Land als auch die Bezirke neu ge-
stellte Anträge nun innerhalb weniger 
Monate bearbeiten und entscheiden 
müssen. Damit und mit begleitenden 
Serviceleistungen haben wir Einbür-
gerung erleichtert und eine Willkom-
menskultur entwickelt.

Wir haben, so wie wir es den Wäh-
lerinnen und Wählern versprochen 
hatten, erstmals einen Landesbeirat 
für Integrations- und Migrationsfra-
gen in Berlin eingesetzt.

Hier sind alle Senatsressorts 
und vor allem die Flüchtlings-, Mig-
rantenorganisationen und Sozialver-
bände vertreten. Der Landesbeirat 
hat 2003 mit der Arbeit angefangen. 
Der Beirat hat entscheidend zur Ent-

wicklung des Integrationskonzeptes 
des Senats für das Land Berlin bei-
getragen. In diesem Zusammenhang 
hat sich erstmals ein Rat der Migran-
tinnen und Migranten in Berlin und 
Brandenburg als Dachorganisation 
von etwa 64 Organisationen gegrün-
det. Dadurch sollen die Vorstellun-
gen und Wünsche der Migrantinnen 
und Migranten gebündelt und poli-
tisch vorgetragen werden.

Teilhabe von Migrantinnen und 
Migranten verankert

Auf Vorschlag der PDS konnte 2002 
erstmals im Rundfunkrat Berlin-
Brandenburg ein Vertreter der Mi-
grantinnen und Migranten gewählt 
werden. Wir werden unser Ziel der 
interkulturellen Öffnung aller öf-
fentlichen Gremien, wie zum Bei-
spiel bei der Polizei und Feuerwehr 
durch die Einführung der 10-Prozent-
Quote, weiter verfolgen. Das haben 
wir auch im Integrationskonzept so 
festgehalten.

Wir haben durch viele Veranstal-
tungen und Anhörungen im Kultur-
ausschuss die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit auf die Vielfalt der 
Kulturen gelenkt. Wir konnten fest-
stellen, dass die Defi zite oft in ei-
nem Mangel an fi nanzieller Förde-
rung der interkulturellen Einrichtun-
gen und Angebote sowie im Fehlen 
der Moderation derselben liegen. 
Wir verhinderten deshalb trotz der 
heiklen Finanzlage Berlins weitere 
Kürzungen im Etat für interkulturelle 
Aktivitäten. Die Linkspartei.PDS-Frak-
tion stellte den Konsens im Senat 
her, dass der Dialog zwischen den 
Kulturen weiter nach allen Kräften 
unterstützt werden muss.

Der rot-rote Senat hat erstmalig 
in Berlin ein Landesintegrationskon-

Integration & Partizipation
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zept vorgelegt. Dieses geht weit über 
die bekannten bundes- und landes-
politischen Konzepte hinaus. Damit 
sind wir richtungweisend und wer-
den die Berliner Defi zite in der Inte-
grationspolitik offensiv angehen. 

Integrationskonzept für die 
ganze Stadt vorgelegt

Ausgehend von offen benannten De-
fi ziten und der Zusammenfassung 
der schon in den letzten Jahren von 
der rot-roten Regierung fi skalisch 
und gesetzlich in die Wege gelei-
teten Maßnahmen entwickelt das 
Konzept einen völlig neuen Ansatz 
der Integrationspolitik: Gemäß der 
im rot-roten Koalitionsvertrag vor-
gegebenen Zielsetzung der »Quer-

schnittsaufgabe Integrationspolitik« 
wird nun eine Bündelung der Aufga-
ben vorgegeben, die ressort- und be-
zirksübergreifend ist. 

Damit stellt das Integrationskon-
zept eine hohe Anforderung für den 
Senat und die Bezirke dar. Seine 
Umsetzung wird zur Verbesserung 
der Qualität des Zusammenlebens 
im Land beitragen. Die Partizipa tion 
von Migrantinnen und Migranten 
wird gewährleistet und die inter-
kulturelle Öffnung des Öffentlichen 
Dienstes ausgebaut. Dadurch kann 
Diskriminierung bekämpft werden 
und Integration in allen Lebensbe-
reichen stattfi nden.

In Berlin wollen wir auch zukünf-
tig unsere politische Kraft vor allem 
in den Bereichen Bildung und Arbeit 

nutzen, das Integrationskonzept 
modellhaft umzusetzen. Das neue 
Schulgesetz sieht zahlreiche Maß-
nahmen zur Förderung und Unter-
stützung der Integration von Schü-
lerinnen und Schülern mit Migrati-
onshintergrund vor. Unter anderem 
soll schon im Alter von vier Jahren 
eine erste Sprachstandserhebung 
stattfi nden. 

Für die Förderung von Deutsch 
als Zweitsprache sind über 700 neue 
Stellen bereitgestellt worden.

Der rot-rote Senat hat sich dafür 
eingesetzt, dass in den Jobcentern 
muttersprachliches Personal einge-
stellt wird, um Migrantinnen und Mi-
granten sowie Flüchtlinge besser zu 
beraten. Ihre mitgebrachten Qualifi -
kationen müssen bei der berufl ichen 
Neuorientierung berücksichtigt und 
durch gezielte Weiterbildung für ei-
ne schnelle Integration auf dem Ar-
beitsmarkt genutzt werden. 

Situation von Flüchtlingen 
verbessert

Durch die Abschaffung der Chipkar-
te, mit der Flüchtlinge in früheren 
Jahren einkaufen mussten und der 
Möglichkeit, statt in Wohnheimen 
auch in eigenen Wohnungen leben 
zu können, konnte die schwierige 
Situation der Flüchtlinge verbes-
sert werden. Der ehemaligen res-
triktiven Stigmatisierung haben wir 
menschlichere Bedingungen entge-
gengesetzt.

Wir haben in den vergangenen 
fünf Jahren in der Migrations- und 
Flüchtlingspolitik viel erreicht. Da-
ran will die Linkspartei.PDS-Frakti-
on auch über 2006 hinaus intensiv 
arbeiten. ■



Berlin ist eine Stadt der Zufl ucht für 
Menschen in Not aus aller Welt. Hier 
lebten 2003 rund 57.000 Asylberech-
tigte, -bewerberinnen und -bewerber, 
Flüchtlinge mit humanitärer Aufent-
haltserlaubnis, Ausreisepfl ichtige 
ohne Rechtsstatus, Kontingentfl ücht-
linge und eine unbekannte Zahl Men-
schen in der Illegalität. 

In der Koalitionsvereinbarung 
wurde ein anspruchsvolles Ziel for-
muliert: Die Rückkehr zu einer Flücht-
lingspolitik, die sich an den völker-
rechtlich verbindlichen Menschen-
rechts- und Flüchtlingskonventionen 
orientiert. Zugleich ist die Landespo-
litik in der konkreten Verwaltungs-
praxis an die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen, das heißt, das Asyl- und 
Flüchtlingsrecht, das Aufenthalts-
recht, die Beschäftigungsverfahrens-
verordnung und die Sozialgesetzge-
bung gebunden. Politisch vereinbart 
war die Prüfung der Ermessensspiel-
räume in aufenthalts- und sozial-
rechtlichen Fragen sowie zur Erweite-
rung des Zugangs von Flüchtlingen zu 
Beschäftigung und Ausbildung.

Am 1. Januar 2005 trat das neue 
Zuwanderungsgesetz in Kraft. Neben 
positiven Regelungen und erweiter-
ten Ermessensspielräumen im hu-
manitären Aufenthaltsrecht blieben 
wesentliche Probleme ungelöst, wie 
zum Beispiel eine Bleiberechtsrege-
lung für langjährig in Deutschland 
lebende Flüchtlinge ohne Rechts-
status, so genannte Geduldete und 
Illegale. Die Koalitionsparteien PDS 
und SPD hatten sich deshalb auf ein 
Neun-Punkte-Programm zur Umset-
zung des Zuwanderungsgesetzes 
auf Landesebene geeinigt.

Parallel zu den politischen Vorga-
ben für das Verwaltungshandeln in 
den Innen- und Sozialbehörden be-
teiligte sich das Land Berlin an dem 
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vom Europäischen Flüchtlingsfonds 
fi nanzierten Projekt »Europa – Land 
des Asyls« zum Vergleich der Politi-
ken, Verwaltungspraktiken und Pro-
jekte zur Aufnahme und Integration 
von Flüchtlingen. 

Berlin unterzeichnete eine Erklä-
rung der BürgermeisterInnen euro-
päischer Großstädte, die die Auf-
nahme und Integration von Migran-
tInnen und Asylsuchenden als posi-
tive Kraft in der städtischen Entwick-
lung und als integrationspolitische 
Aufgabe bewerten. Auf dieser Basis 
erarbeitete der Beauftragte des Se-
nats für Integration und Migration 
erstmalig Empfehlungen zur Berli-
ner Flüchtlingspolitik. 

Der 2003 berufene Beirat für In-
tegration und Migration diskutierte 
und bestätigte die Empfehlungen. 
Sie bildeten die Grundlage für das 
Handlungsfeld »Perspektiven für 
Flüchtlinge und AsylbewerberInnen« 
im Integrationskonzept für Berlin.

Umdenken in der 
Flüchtlingspolitik erreicht

Fazit unserer politischen Arbeit seit 
2001 ist: Ein Paradigmenwechsel 
wurde vollzogen. Die Berliner Flücht-
lingspolitik ist Bestandteil eines Ge-
samtkonzeptes der Integrationspoli-
tik und wird – zumindest im Rahmen 
des politischen Willensbildungspro-
zesses im Parlament, in der Sozial- 
und in der Innenverwaltung – unter 
den Aspekten der humanitären Ver-
pfl ichtungen des Landes Berlin für 
Asylbewerberinnen und -bewerber 
sowie Flüchtlinge und der Entwick-
lung der Potentiale für die Stadtent-
wicklung gesehen. Gemessen aber 
wird die Koalition an der alltägli-
chen praktischen Umsetzung der 
politischen Vorgaben. 

Zu den ersten Entscheidungen 
des Senats 2002 gehörten die Ab-
kehr vom Sachleistungsprinzip in 
der Auslegung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes, das heißt die 
Ermöglichung der Auszahlung von 
Bargeld zum Lebensunterhalt für 
Asylbewerberinnen und -bewerber 
sowie geduldete Flüchtlinge und die 
Unterbringung in Wohnungen statt 
in Flüchtlingsheimen. 

Die Initiative dazu kam von der 
Linkspartei-Fraktion und Senatorin 
Heidi Knake-Werner. Die Senato-
rin für Justiz Karin Schubert (SPD) 
setzte sich auf Bundesebene für die 
Rücknahme des Vorbehalts der Bun-
desrepublik Deutschland zur bedin-
gungslosen Umsetzung der UN-Kin-
derrechtskonvention ein. Leider ver-
geblich: jugendliche Flüchtlinge wer-
den ab dem 16. Lebensjahr rechtlich 
weiter wie erwachsene Flüchtlinge 
behandelt und damit gegenüber In-
ländern ungleich gestellt. Berlins In-
nensenator wies jedoch an, jugend-
liche Flüchtlinge unter achtzehn Jah-
ren weitgehend nicht mehr in Ab-
schiebehaft zu nehmen, wenn sie 
erreichbar untergebracht sind. Die 
Praxis der Altersfeststellung hebelt 
die Weisung oft wieder aus und ist 
teilweise haarsträubend.

Die Vollziehung von Abschiebun-
gen und die Abschiebungshaft sind 

– völlig zurecht – immer wieder hin-
terfragte und kritisierte Praktiken. 
Als Durchsetzung von Verwaltungs-
handeln bei Bestehen einer Ausrei-
sepfl icht sind sie bundesgesetzlich 
geregelt, aber nicht in jedem Fall 
zwingend und notwendig. 

Im Herbst 2001 beschloss das 
Abgeordnetenhaus einen Maßnah-
meplan zur Verbesserung der Be-
dingungen in der Abschiebungshaft 
Berlin-Köpenick und zur Vermeidung 
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von Abschiebungshaft. Dazu wurde 
eine Arbeitsgruppe beim Stab des 
Polizeipräsidenten gebildet. Zudem 
wurden personelle Veränderungen 
in der Leitungsebene vorgenommen. 
Einige Forderungen wurden schnell 
umgesetzt wie die Einrichtung eines 
Besucherraumes anstelle von Besu-
cherzellen mit Innenscheiben. Die 
vereinbarte Entfernung der Innen-
gitter in den Zellen geht dagegen 
nur schleppend voran. 

Wichtige Verbesserungen in der 
medizinischen Versorgung wurden 
erst nach schwerwiegenden Vorfäl-
len in Angriff genommen. Die medi-
zinische Betreuung durch den poli-
zeiärztlichen Dienst ist aus unserer 
Sicht problematisch. Es gibt Projekte 
zur Fortbildung und Sensibilisierung 
des Bewachungspersonals in Zu-
sammenarbeit mit freien Trägern der 
interkulturellen Arbeit, die Kommu-
nikation nach außen ist offener, die 
Koordination der beteiligten Dienst-
bereiche der Polizei und die Zusam-
menarbeit mit dem Beirat und den 
Seelsorgerinnen und Seelsorgern 
wesentlich verbessert. 

Die Praxis der Beantragung von 
Abschiebungshaft hat sich deutlich 
geändert, das zeigen die Zahlen: Die 
Belegung der ursprünglich 330 Haft-
plätze liegt unter fünfzig Prozent. Die 
Zahl der Abschiebungen hat sich von 
2.911 (2001) auf 1.981 (2004) verrin-
gert. Das ist eine Feststellung, aber 
kein Grund zufrieden zu sein.

Spielräume des Aufenthalts-
rechts teilweise genutzt

Im Gegenzug hat sich die Zahl der 
Erteilung von Aufenthaltserlaubnis-
sen aus humanitären Gründen er-
höht. Ein langer Aushandlungspro-
zess führte zu Regelungen im Um-

gang mit schwer traumatisierten 
Bürgerkriegsfl üchtlingen aus Ex-Ju-
goslawien und zur aufenthaltsrecht-
lichen Regelung für staatenlose Pa-
lästinenserinnen und Palästinenser 
aus dem Libanon. 
Uneingelöst blieb die Forderung, 
das rechtliche Ermessen des Auf-
enthaltsgesetzes zu nutzen, um 
die fehlende Bleiberechtsregelung 
für langjährig geduldete abgelehn-
te AsylbewerberInnen und Bürger-
kriegsfl üchtlinge auf Bundesebene 
(das Problem der Kettenduldungen) 
auf Landesebene zu kompensieren 
und für weitere Gruppen von Flücht-
lingen eine Lösung zu fi nden.

Die in Berlin berufene Kommis-
sion für ausländerrechtliche Härte-
fälle hat im Bundesvergleich eine 
harte und insgesamt positive Arbeit 
geleistet: 2005 wurden 430 Fälle be-
raten (1.398 Personen), in 187 Fällen 
(674 Personen) Lösungen nach der 
Härtefallregelung, in 62 Fällen (116 
Personen) nach anderen Vorschrif-
ten umgesetzt. 

Problematisch sind die 104 Ersu-
chen (335 Personen) der Kommissi-
on an die Innenverwaltung, die nicht 
im Sinne des positiven Ermessens 
umgesetzt wurden. 

Hier besteht oft ein Dissens zwi-
schen der Fraktion der Links par-
tei.PDS und dem Innensenator. So 
existentiell wichtig individuelle Här-
tefall lösungen für weitgehend in-
tegrierte Familien und Menschen 
in nachvollziehbaren Notlagen, sie 
sind Gnadenakte und Ausdruck feh-
lender politischer Lösungen, die wir 
nicht aushandeln konnten. 

Einen gemeinsamen politischen 
Willen gab es in der Koalition, die 
Situation von Opfern häuslicher 
Gewalt, vor allem den Abschiebe-
schutz, zu verbessern, Frauenhan-

del und Zwangsverheiratung zu ver-
hindern. Die Spielräume des Aufent-
haltsgesetzes werden weitergehend 
genutzt. 

Die gute Kooperation und kriti-
sche Begleitung, die uns seit Jah-
ren mit den Mitgliedern des Flücht-
lingsrates Berlin und seinen ange-
schlossenen Organisationen und 
Institutionen verbindet, ist unser 
unverzichtbares politisches Hinter-
land im Ringen um mehr Liberalität 
und Humanität in der Berliner Flücht-
lingspolitik. 

Auch in Zeiten defi zitärer Haus-
haltskassen werden wir nicht zulas-
sen, dass bei Menschenrechtsfragen 
in Kategorien von wirtschaftlicher Ef-
fi zienz gedacht und humanitäre Po-
litik zum Luxus erklärt wird. Darum 
haben wir gerungen und werden wir 
weiter ringen. ■



Mit dem Scheitern metropolitaner 
Träume, unübersehbar geworden 
durch das Milliardendefi zit der Bank-
gesellschaft, wurde Berlin im Jahr 
2001 schmerzhaft auf sich selbst zu-
rückgeworfen. Um die tatsächlichen 
Potentiale der Stadt zu erkennen 
und zu befördern war nach Jahren 
der Großen Koalition vor allem po-
litischer Realismus vonnöten. Damit 
ging die Koalition aus SPD und PDS 
im Januar 2002 an den Start. 

Analysiert wurde, dass Berlins 
tragende Rolle im bundesdeutschen 
Städtenetzwerk zwar weniger Gla-
mour erzeugt, aber Berlin in dieser 
Liga nicht um den Klassenerhalt zu 
fürchten braucht und mittelfristig 
Chancen zum Aufstieg hat.

Im zweiten Schritt nahmen die 
wirtschafts- und wissenschaftspo-
litischen Akteure der PDS im Senat, 
in der Abgeordnetenhausfraktion 
sowie in der Partei die Skizzierung 
entsprechender Schwerpunkte für 
die Wahlperiode bis 2006 vor.

 
Verstärkte Förderung von 
wissensbasierten Projekten

Schnell wurde deutlich, dass die 
ökonomische Zukunft der Region 
nur noch in geringerem Maße in den 
traditionellen Industrien dafür aber 
stärker in Dienstleistungen und bei 
modernen Technologien sowie der 
Kooperation mit Osteuropa beste-
hen kann. Für die Arbeit der ver-
gangenen Jahre wurden daraus im 
wesentlichen drei Schlussfolgerun-
gen abgeleitet und sukzessive um-
gesetzt: 

1. die Mittel der von Bund und 
Ländern fi nanzierten milliarden-
schweren »Gemeinschaftsaufgabe 
Verbesserung regionaler Wirtschafts-
struktur« sollten verstärkt für innova-

Benjamin-Immanuel Hoff
WIE AUS WISSEN ARBEIT WIRD

tive und wissensbasierte Projekte ge-
nutzt werden. Damit war ein Abschied 
von jahrzehntelangen Traditionen in 
der Förderpolitik verbunden, bei der 
verstärkt in Beton statt in Köpfe in-
vestiert worden war.

2. sollte Berlin an der langfristi-
gen Entwicklung ausgewählter Kom-
petenzzentren festhalten und diese 
mit Brandenburg weiterentwickeln. 
Bis auf den Film- und Medienbe-
reich waren die Ansiedlungsbemü-
hungen großer Unternehmen bis 
2002 nur begrenzt erfolgreich. Mit 
technologischen Netzwerken von 
Grundlagenwissenschaft, innovati-
ven Unternehmen und Anwendern 
in der Wirtschaft, zum Beispiel bei 
der Biotechnologie, konnte es ge-
lingen, Schritt für Schritt moderne, 
wenn auch zunächst kleine, neue in-
dustrielle Zweige in der Region auf-
zubauen.

3. sollten nicht zuletzt die Chan-
cen der bestehenden Industrieun-
ternehmen verbessert werden. Das 
Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung kam bereits 2002 zu der 
Erkenntnis, dass diese Betriebe den 
Strukturwandel überwunden hät-
ten. Ihre Perspektive liegt in der 
Verfl echtung mit produktionsnahen 
Dienstleistungen und regionalem 
Leistungsaustausch. Dazu wurde 
von Wirtschaftssenator Harald Wolf 
gemeinsam mit den Industriege-
werkschaften ein neuer Industriedi-
alog ins Leben gerufen.

Drei Senatsressorts – 
Innovationspolitik aus einer Hand

Die PDS hatte in den Koalitionsver-
handlungen 2001/2002 neben ih-
ren Kompetenzressorts Gesundheit 
und Soziales sowie Arbeit und Frau-
en auch die Politikfelder Wirtschaft 

und Wissenschaft sowie Kultur für 
sich beansprucht, um Innovations-
politik aus einer Hand betreiben zu 
können. Diese Herangehensweise 
hat sich als richtig herausgestellt. 

Bereits im Sommer 2003 wur-
de unter Beteiligung des vielfälti-
gen Berliner Wissenschafts- und 
Forschungsspektrums eine interes-
sante Tagung zur Verknüpfung von 
Wissenschaft und Wirtschaft durch-
geführt. Das Berliner Abgeordne-
tenhauses beschloss im Dezember 
2003 den Antrag »Zukunftsfähige In-
novationspolitik für Berlin und Bran-
denburg«. Im Februar 2005 legte der 
Senat ein Maßnahmepaket vor.

Als Bestandteil entsprechender 
Initiativen beschloss der Senat von 
Berlin am 27. Februar 2004 einen 
Masterplan für den Biotechnologie-
Park in Berlin-Buch als »Leitbild für 
einen Standort mit Visionen«. Im 
Ergebnis dessen wurden Doppelzu-
ständigkeiten reduziert und die Fort-
entwicklung des Standortes sinnvoll 
gebündelt. Investoren und Unter-
nehmen, die Beratung bei der Pla-
nung und Realisierung ihrer Inves-
titionsvorhaben und Hilfestellung 
beim Umgang mit Behörden benö-
tigen, können sich an die unter Rot-
Rot gebildete Zentrale Anlauf- und 
Koordinierungsstelle für Unterneh-
men (ZAK) wenden, um aus einer 
Hand die erforderliche Unterstüt-
zung zu erhalten.

Wirtschaftssenator Harald Wolf 
und die Berliner Wirtschaftsverbän-
de starteten im Sommer 2004 ge-
meinsam das Projekt »Berlin 2004 
bis 2014 – Eine Wachstumsinitiati-
ve«. Mit ihr wurden von Wirtschaft 
und Politik gemeinsam zu gestal-
tende Handlungsfelder defi niert, für 
die konkrete Zielsetzungen und Um-
setzungsschritte beschrieben und 
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vereinbart wurden. So hat der Senat 
beispielsweise ein von Wirtschaft 
und Politik erarbeitetes Tourismus-
Konzept mit klaren Zielsetzungen 
und Handlungsschritten vorgelegt. 
Zur Umsetzung verständigten sich 
die Partner – auch das ist neu in Ber-
lin – auf eine verbindliche jährliche 
Überprüfung des Erreichten.

Zur nachhaltigen Stärkung der 
Finanzierung von Technologieunter-
nehmen in ihrer Entstehungsphase 
wurde der »Venture Capital Fonds 
Berlin« konzipiert. 

Berlin nimmt mit diesem Vorge-
hen bundesweit eine Vorreiterrolle 
ein. Der Fonds hatte zunächst ein 
Volumen von 20 Millionen Euro (da-
von 13,75 Millionen Euro EFRE und 
6,25 Millionen Euro Mittel der Inves-
titionsbank Berlin). Planungsgemäß 
werden somit nach erfolgreichen Fi-
nanzierungen des Fonds sowie den 

entsprechenden Engagements bei 
den Unternehmen mindestens 90 
Millionen Euro für Technologieun-
ternehmen in Berlin mobilisiert.

Die Zusammenarbeit der Techno-
logiestiftungen Berlins und Branden-
burgs wurde intensiviert. Vereinbart 
ist, die Arbeit in ausgewählten Inno-
vationsfeldern, die zu den Kompe-
tenzfeldern der Region zählen, auf-
einander abzustimmen und gemein-
sam weiterzuentwickeln.

Insbesondere der Patentverwer-
tung wurde große Aufmerksamkeit 
geschenkt. Im Mittelpunkt stand die 
Berliner Patentagentur ipal GmbH. 
Da immer noch sehr viele Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaft-
ler an den Hochschulen nur unzu-
reichende Kenntnisse vom Thema 
»Patente« und von den Prozessab-
läufen bei der Anmeldung einer Er-
fi ndung besitzen, wurde die ipal 

GmbH darin bestärkt, entsprechen-
de Aufklärungsarbeit zu leisten und 
als Dienstleisterin zur Verfügung zu 
stehen. Als besonders hilfreich wur-
de dafür die Unterstützung durch 
die Erfi nderberaterinnen und -bera-
ter an den einzelnen Hochschulen 
eingeschätzt und gefördert.

Augenmerk auf Wissenserwerb 
und Bildung von der Kita an

Nicht zuletzt prüfte der Senat im Rah-
men seiner Entbürokratisierungs-
strategie auch, ob die Richtlinien des 
Landes zur Innovationsprojektförde-
rung eventuell eine Zusammenarbeit 
von Forschungseinrichtungen und 
Unternehmen oder reine Unterneh-
menskooperationen in Berlin und 
Brandenburg behindern. 

Diesen Ansatz will die Linkspar-
tei.PDS-Fraktion in der kommenden 
Wahlperiode vertiefen. Das bedeu-
tet, Sozialstaatspolitik in neuer Wei-
se mit Wissens- und Innovationspo-
litik zu verknüpfen – auch unter den 
Bedingungen der extremen Haus-
haltsnotlage. Die »Wissens- und 
Innovationspolitik« muss deshalb 
weiter als bisher gefasst werden. 
Für uns kommt es darauf an, die Bil-
dungspolitik – begonnen bei der vor-
schulischen Erziehung, über Schule, 
Berufsbildung, Hochschule bis hin 
zur lebenslangen Weiterbildung 

– künftig noch stärker als zentrales 
Feld einer Politik sozialer Gerech-
tigkeit im Themenfeld Wissens- und 
Innovationspolitik zu verstehen und 
gleichzeitig die weitere Professiona-
lisierung innovativer Institutionen 
bzw. Netzwerke in Wissenschaft und 
Wirtschaft zu betreiben. ■



Als am 27. November 2003 das Abge-
ordnetenhaus den Koalitionsantrag 
auf Erstellung eines »Tourismuskon-
zepts für die Hauptstadtregion Ber-
lin« annahm, war noch nicht abzu-
sehen, dass dies später einen wah-
ren Boom an touristischen und Wirt-
schaftsaktivitäten auslösen würde. 

Die Entwicklung Berlins als Tou-
ristenstadt, als Stadt der Kultur, der 
Museen, der Konferenzen, Messen 
und Kongresse war schon immer 
Thema der Wirtschaftspolitik und der 
Tourismus ein wichtiger Wirtschafts-
faktor. Deshalb gab es stets vielseiti-
ge Bemühungen, Berlin noch attrak-
tiver für Besucher zu machen und 
mehr Gäste in die Stadt zu holen.

Gleichzeitig waren viele Probleme 
nicht gelöst: Die zu geringe Hotel-
auslastung, die Besucherkonzentra-
tion auf die Citylagen, die Probleme 
bei der Infrastruktur und Lenkung im 
Bustourismus, die fehlende Interna-
tionalität sowie mittelmäßige Quali-
tät und bescheidener Service.

Viele touristische Vorhaben lagen 
schon jahrelang auf Eis, weil es nicht 
gelang, sie bezirks- oder länderüber-
greifend anzugehen, wie zum Bei-
spiel den Ausbau des Wassertouris-
mus oder die Installierung eines tou-
ristischen Wegeleitsystems.

Ein Gesamtkonzept für die Tou-
rismusentwicklung sollte Wege auf-
zeigen, wie mit neuen Formen der 
Kooperation, der Festlegung von 
Zuständigkeiten, der Defi nition von 
kurz-, mittel- und langfristigen Zie-
len diese Probleme gelöst und der 
Tourismus als wichtiger Wirtschafts-
faktor und Motor für Arbeits- und 
Ausbildungsplätze weiterentwickelt 
werden konnte.

Der PDS und auch mir als der 
Tourismusverantwortlichen im Wirt-
schaftsausschuss lag viel daran, 

Bärbel Holzheuer-Rothensteiner
DIE WELT ZU GAST BEI UNS

dass ein neues Konzept nicht allein 
die City Ost und die City West, nicht 
nur die großen Events und die Gäste 
in den Mittelpunkt rückt, die in teu-
ren Hotels übernachten, teuer shop-
pen und teure Gastronomie und 
Kultur nachfragen. Gleichberechtigt 
sollten die Berliner Bezirke mit ih-
ren Kiezen und Besonderheiten ins 
Blickfeld genommen werden, Ange-
bote im Jugend- und Sporttourismus 
sollten verstärkt bzw. neu entwickelt 
und auch Jugendliche, Familien, äl-
tere und behinderte Menschen als 
wichtige touristische Zielgruppen 
gesehen werden – verbunden mit 
dem Anspruch, dass Berlin seine 
Gäste mit Angeboten von bester 
Qualität und gutem Service emp-
fängt und allen einen barrierefreien 
Zugang ermöglicht.

 
Ein touristischer Masterplan 
entstand

Zur Erarbeitung des Tourismuskon-
zepts begann der Senat in den da-
rauffolgenden Monaten unter Ein-
beziehung aller wichtigen Akteure 
im Tourismus erst einmal eine Be-
standsaufnahme. Unter anderem 
wur de das Bettenangebot in Bezug 
auf Preise, Qualität, Quantität und 
Auslastung in den einzelnen Berli-
ner Bezirken untersucht. Es wurden 
Stärken und Schwächen, Problem-
felder und Entwicklungschancen de-
fi niert, Ziele formuliert, erforderliche 
Umsetzungsschritte aufgezeigt so-
wie Zuständigkeiten, Kooperations-
erfordernisse, Prioritäten, Zeitrah-
men, Finanzierungsverantwortungen 
und -möglichkeiten erfasst.

Das Ergebnis war ein touristi-
scher Masterplan für Berlin, ein Tou-
rismuskonzept für die Hauptstadt-
region, das Vorschläge enthält für 

kurzfristig zu realisierende Projek-
te wie auch langfristig erreichbare 
Ziele. 

Ausgangspunkt wurden die drei 
Säulen Berlins als internationale 
Metropole, als deutsche Hauptstadt 
und als Zentrum einer Hauptstadt-
region und der Grundsatz, dass die 
Stadt nur dann voran kommt, wenn 
alle Akteure kooperativ und arbeits-
teilig zusammenwirken - die am Run-
den Tisch Tourismus beim Regieren-
den Bürgermeister Beteiligten eben-
so wie diejenigen, die im Rahmen 
des touristischen Stadtmarketings 
zusammen agieren. Dazu zählen die 
Senatsverwaltungen, die Berlin Tou-
rismus Marketing GmbH (BTM), die 
Bezirke und auch die Akteure der 
Hauptstadtregion Berlin und das 
Brandenburger Umland.

In das Tourismuskonzept aufge-
nommen wurde unsere Anregung, 
nicht mehr nur ganz allgemein mit 
Messen, Kongressen und Events 
für Berlin zu werben. Sondern auch 
mit konkreten touristischen Produk-
ten zu konkreten Reiseanlässen und 
für Zielgruppen mit spezifi schen In-
teressen.

Und es wurden Vorschläge ge-
macht unter anderem für die Ver-
besserung von Verkehrsinfrastruktur 
und Verkehrsdienstleistungen, für 
die Hotellerie und Gastronomie, den 
Hauptstadt-, Städte- und Shopping-
tourismus, den Kultur- und Event-
tourismus, den Geschäfts-, Tagungs-, 
Kongress- und Messetourismus, für 
den Gesundheits-, Wasser-, Rad- und 
Sporttourismus, für die Verbesserung 
der Gästeinformation und des Ser-
vices, für das Qualitätsmanagement 
und die Angebotsausrichtung an indi-
viduellen Gästebedürfnissen.

Auf einer Pressekonferenz im 
Frühjahr 2004 stellten Wirtschafts-
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senator Harald Wolf und der Ge-
schäftsführer der Berlin Tourismus 
Marketing GmbH, Hans-Peter Nerger, 
das Tourismuskonzept für die Haupt-
stadtregion Berlin vor und forderten 
alle beteiligten Akteure auf, das ge-
meinsam erarbeitete Konzept strate-
gisch auch zu nutzen und die Zusam-
menarbeit zu optimieren. Schon ein 
Jahr später, im Mai 2005, wurde im 
Rahmen der »Wachstumsinitiative 
Berlin 2004 bis 2014« die Initiative 
»Wirtschaft und Politik für Tourismus 
in der Hauptstadtregion Berlin« prä-
sentiert, an der sich neben der BTM, 
der Industrie- und Handelskammer, 
der Handwerkskammer, dem Bauin-
dustrieverband Berlin-Brandenburg 
und der Vereinigung der Unterneh-
mensverbände in Berlin Brandenburg 
UVB auch die Senatswirtschaftsver-
waltung, die Investitionsbank Berlin 
und die Wirtschaftsförderung Berlin 
beteiligen. Ein derart konzentriertes 
Zusammengehen hatte es zuvor nie 
gegeben.

Besucher mit Wasser und 
Grün gelockt

Als Projekte wurden unter anderem 
der Ausbau Berlins als Tagungs- und 
Kongressmetropole, die Verbes-
serung der Bahnanbindungen, die 
Ausweitung des Angebots an Kultur, 
Sport und Großveranstaltungen und 
auch die Fortführung des Wasser-
tourismus durch ein wassertouristi-
sches Leitsystem, Wassertaxis und 
Floating Homes und sowie der Start 
einer Service- und Qualitätsoffensi-
ve verabredet.

Schon bei der Vorstellung der 
Initiative konnte Hans-Peter Nerger 
von der BTM von den ersten Erfol-
gen einer gemeinsamen Strategie 
berichten: Mit 13 Millionen Über-

nachtungen war 2004 bereits zum 
besten touristischen Jahr geworden. 
Das Jahr 2005 hat diese Ergebnisse 
erneut übertroffen und der Ansturm 
an Gästen aus aller Welt reißt auch 
2006 nicht ab. 

Die Berliner Aktivitäten im Tou-
rismus wurden von den Tourismus-
politikerinnen und -politikern der 
Linkspartei.PDS intensiv befördert. 
Zielgruppentourismus, Jugendtou-
rismus, Wassertourismus, barriere-
freier Tourismus – das waren Kon-
zepte, deren Erfolge über Branden-
burg hinaus auch in den anderen 
ostdeutschen Bundesländern auf 
großes Interesse gestoßen sind. 
Neue Pläne wurden gemacht für ei-
ne länderübergreifende Zusammen-
arbeit zum Beispiel im Bereich Reit-
tourismus.

Anlässlich der Vorstellung des 
Tourismuskonzepts in Marzahn-Hel-
lersdorf konnte der Stadtrat für öko-
logische Stadtentwicklung, Heinrich 
Niemann, eindrucksvoll schildern, 
welchen touristischen Reiz durch 
sein Grün Marzahn-Hellersdorf jen-
seits der Platte entfalten konnte und 
wie ökologische Stadtentwicklung 
und »sanfter Tourismus« im Bezirk 
miteinander verbunden wurden.

Am 16. Februar 2006 konnte in 
einer Antwort auf eine Große An-
frage der Koalition zu den Touris-
mus-Potentialen und -chancen für 
Berlin auch Wirtschaftssenator Wolf 
mit Blick auf die vergangenen drei 
Jahre konstatieren: Es ist in der Tat 
eine Erfolgsbilanz! Das für 2010 for-
mulierte Ziel, nämlich 15 Millionen 
Übernachtungen von Gästen in Ber-
lin zu erreichen, ist bereits 2006 er-
reicht worden. 

Selbst das touristische Wege-
leitsystem, das drohte, fast eine 
unendliche Geschichte zu werden, 

steht nun auch in den Außenbezir-
ken Berlins kurz vor dem Abschluss. 
An 14 Projekten wird aktuell gearbei-
tet, unter anderem an der Verbesse-
rung der Bahnverbindungen, an den 
Wegweisern im Radwegesystem, an 
der Verbesserung der Servicequa-
lität im Tourismus und der Attrak-
tivität der Geschäftsstraßen. Auch 
das Wassertourismus-Konzept wird 
umgesetzt. 

Gästezahlen 2006 auf 
Rekordhoch

Berlin ist auf einem guten Weg. In-
zwischen beziehen zirka 170.000 
Beschäftigte ihr Einkommen voll aus 
dem Tourismus, etwa 5.900 Azubis 
werden im Gastgewerbe ausgebil-
det. Der Umsatz der Tourismuswirt-
schaft, der 2003 noch 5,84 Milliar-
den Euro betrug, ist auf fast acht 
Milliarden Euro gestiegen.

Die letzten drei touristischen Jah-
re waren sehr erfolgreich, und die 
bevorstehende Fußballweltmeis-
terschaft wird diesen Trend noch 
verstärken. Berlin ist gut vorberei-
tet, mit einer Qualitäts- und Service-
offensive, mit einem kulturellen Rah-
menprogramm, mit Fanmeile und 
vielem mehr. Die Linkspartei.PDS-
Fraktion wird dazu beitragen, dass 
alle Berlinerinnen und Berliner auch 
von den guten Seiten der Tourismus-
entwicklung in der Stadt profi tieren 
können. ■



Mit dem Ende der Wahlperiode 
neigt sich auch der Untersuchungs-
ausschuss zur Berliner Bankenaf-
färe seinem Ende entgegen. Nach 
mehr als 120 Zeugen, 90 Sitzungen, 
700 Seiten Abschlussbericht gibt 
es verschiedene Erkenntnisse: Die 
Vorstände der Bankgesellschaft ha-
ben versagt, sie haben das schnelle 
Geld aus dem Immobiliendienstleis-
tungsgeschäft gerne genommen um 
Expansion und neue Geschäftsfel-
der fi nanzieren zu können und um 
Löcher zu stopfen, die sich aus an-
deren schlechten Geschäften aufta-
ten, ohne sich um die Risiken für die 
Zukunft zu scheren. 

So kam es, dass ein kleines Licht 
aus Nürnberg, namens Dr. Schoeps, 
zum Herr über eines der größten Im-
mobiliengefl echte in der Bundesre-
publik werden konnte.

Die Fonds und ihre Zeichner, ja 
sie haben verdient, aber doch vor al-
lem an den Steuerabschreibungen, 
mit denen sie sich dann auch noch 
die hohen weichen Kosten (Provi-
sionen, Garantiegebühren, Verwal-
tungskosten etc.) der Fonds virtuell 
ausgleichen mussten. Sie verdien-
ten nicht an den Immobilien der 
Fonds, denn die waren eh nur Mittel 
zum Zweck und daher war ihre Quali-
tät nachrangig. Es sollte schnell Geld 
gemacht werden mit der Aufl age und 
dem Verkauf der Fonds, die Provisi-
onen sollten das Geschäftsergeb-
nis retten. Selbst die Gebühren für 
Mietgarantien und Andienungsrech-
te nach 25 Jahren wurden sofort ver-
einnahmt und nicht, wie sonst üb-
lich, für später zurückgelegt.

Das alles führte dazu, dass das 
Land Berlin jetzt das wirtschaftliche 
Risiko für einen Haufen Schrottim-
mobilien tragen muss, für die noch 
23 Jahre zu zahlen ist. 

ALS WÄRE NICHTS GEWESEN
Freke Over

Die Aufsichtsräte, die das Land 
Berlin in den Aufsichtsgremien der 
Bank vertraten, haben alle, aber 
auch wirklich alle falschen oder 
schlechten Entscheidungen der Vor-
stände abgesegnet. Wer es von die-
sen Verantwortungsträgern »nicht 
gewusst« hat, wollte es tatsächlich 
auch nicht wissen.

Dass sich Berlin durch die damali-
ge Finanzsenatorin Anette Fugmann-
Heesing auch noch aus der schlin-
gernden Bank zum Ausgleichen des 
Haushaltsdefi zit bedienen konnte, in 
dem sie zukünftige Gewinnansprü-
che des Landes an der Bank an selbi-
ge veräußerte, verbesserte weder die 
Lage des Landes noch der Bank. 

Deutlich wurde im Untersuchungs-
ausschuss auch: Das Bundesauf-
sichtsamt für Finanzdienstleistungen 
(BA Fin früher BA Kred) unter seinem 
Chef Jochen Sanio hatte beide Augen 
fest verschlossen über fünf Jahre bei 
stetig steigendem Wissen über die 
Schiefl age der Berliner Bankgesell-
schaft und ihren schöpferischen Um-
gang mit dem Kreditwesengesetz 
wirklich keine Konsequenzen gezo-
gen. Gehandelt wurde durch Sanio 
erst, als es zu spät war. 

Die Verantwortung und den Scha-
den musste allein das Land Berlin 
tragen. Sanio drohte lieber in De-
batten zur Entscheidung über die Ri-
sikoabschirmung den Berliner Abge-
ordneten mit Bankenschließung und 
Ausnahmezustand.

Auch wenn ich persönlich an-
ders als meine Fraktion die Risi-
koabschirmung bis heute für den 
falschen Weg halte, am fi nanziel-
len Desaster für Berlin änderte sie 
nichts. Denn, das hat die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses gezeigt, 
die Konstrukteure der Bank und ih-
res Fondgeschäfts hatten von Anfang 

an die wirtschaftlichen Haftungsket-
ten zum Land Berlin rechtssicher ge-
strickt.

Und so zahlen die Bürger die Ze-
che für den größenwahnsinnigen 
Versuch der Herren Landowsky und 
Staffelt, aus einer »Kreisspardose«, 
einer kleinen Privatbank und einer 
Sammelstelle für Bundessubventio-
nen einen »global player« am Ban-
kenmarkt zu schmieden.

Am Ende des Untersuchungsaus-
schusses bleibt festzustellen, dass 
die grob fahrlässige bis vorsätzliche 
Vernichtung öffentlichen Eigentums 
nicht strafbar ist. Verantwortliche 
Bänker stehen derzeit zwar vor Ge-
richt, müssen aber wegen anderer 
Delikte belangt werden. Gegen eini-
ge wurden Geldstrafen verhängt.

Gerade bei der Bankgesellschaft 
hat sich gezeigt, dass es eben gera-
de keine kriminelle Bande war, die 
hier eine Bank ausgeraubt hat, son-
dern die ganz normale Berliner Mi-
schung aus Größenwahn, Selbstge-
fälligkeit und Vetternwirtschaft zu 
Zeiten der Großen Koalition. Man 
wollte auch einmal Großbanker sein 
und meinte, so dem Ende des Geld-
regens aus Bonn ein Schnippchen 
schlagen zu können. Nur wenige ha-
ben sich kriminell bereichert, aber 
viele haben gut daran verdient. 

Und uns ist wieder einmal vor Au-
gen geführt worden, dass die Vermi-
schung der Interessen von Politik 
und Wirtschaft nicht unweigerlich 
Gewinn für die Berliner Bürgerinnen 
und Bürger abwirft.

Nun kann man sagen, das haben 
wir auch schon vorher gewusst, aber 
wichtiger ist, Schlüsse zu ziehen, da-
mit der Stadt Vergleichbares künftig 
erspart bleibt. ■
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2001

FEBRUAR | Der Berliner Bankenskandal 
wird öffentlich.

MÄRZ/APRIL | Der Bankenskandal wird 
mit einer CDU-Spendenaffäre in Ver-
bindung gebracht.

MAI | Klaus-Rüdiger Landowsky muss 
als CDU-Fraktionschef zurücktre-
ten. Harald Wolf, PDS-Fraktionsvor-
sitzender, schlägt Neuwahlen vor. 
PDS, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP starten ein Volksbegehren für 
Neuwahlen.

JUNI | Die CDU-SPD-Koalition zer-
bricht. Nach einen Misstrauensvo-
tum gegen den Regierenden Bür-
germeister Eberhard Diepgen nimmt 
ein rot-grüner Übergangssenat die 
Arbeit auf. Neuwahlen werden be-
schlossen. Gregor Gysi (PDS) be-
wirbt sich als Regierender Bürger-
meister.

SEPTEMBER | Die Terror-Anschläge in 
den USA am 11. September brin-
gen weltweite Verunsicherung. Im 
Bundestag bekunden SPD und Grü-
ne »bedingungslose Solidarität«. 
Die Berliner PDS fällt in Umfragen 
zurück. 

OKTOBER | Am 22. Oktober wird ge-
wählt. Die CDU verliert, die PDS 
kommt berlinweit auf 22,6 Prozent. 
Die SPD sondiert mögliche Koalitio-
nen. Petra Pau führt als Landesvor-
sitzende die PDS-Delegation.

NOVEMBER | Die SPD beginnt Koali-
tionsverhandlungen mit Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP.

DEZEMBER | Der PDS-Landespartei-

tag wählt Stefan Liebich zum Vor-
sitzenden. Die »Ampel«-Versuche 
von SPD, Grünen und FDP platzen. 
SPD und PDS beginnen Koalitions-
verhandlungen. Der Zwischenstand 
wird auf einer Basis-Konferenz der 
PDS erörtert.

2002

JANUAR | In den Koalitions-Verhand-
lungen wird der gemeinsame Wil-
le bekräftigt, den überschuldeten 
Haushalt zu sanieren. In der Stadt 
regt sich Widerstand: gegen die 
Abschaffung der berittenen Polizei-
Staffel und für die Zukunft des Ben-
jamin-Franklin-Klinikums. Parteita-
ge der SPD und der PDS beschließen 
den gemeinsamen Koalitionsvertrag. 
Das Abgeordnetenhaus wählt die rot-
rote Regierung mit Heidi Knake-Wer-
ner, Thomas Flierl und Gregor Gysi 
(alle PDS).

FEBRUAR | Ein parlamentarischer Un-
tersuchungsausschuss müht sich 
um Klarheit im »Bankenskandal«, 
eine Ermittlungsgruppe bei der 
Staatsanwalt beginnt ihre Arbeit. 
Gegen zwei Akteure beim Berliner 
Bankenskandal, die AUBIS-Manager 
Wienhold und Neuling, wird Haftbe-
fehl erlassen. Gegen Kaution kom-
men sie frei.

MÄRZ | Die PDS hat eine Experten-
Kommission zur Berliner Hochschul-
Medizin angeregt. Sie erarbeitet 
ein Konzept, das die Bedenken des 
»Benjamin Franklin« aufnimmt und 
vom Senat angenommen wird. Damit 
löst Wissenschafts-Senator Flierl ei-
ne Zusage ein.

APRIL | Das Abgeordnetenhaus steht 

vor einer schwierigen Entschei-
dung: entweder die Berliner Bank-
gesellschaft in den Konkurs gehen 
zu lassen oder aufgehäufte Risiken 
der Bank abzuschirmen. So oder so 
zahlen die Steuerzahler heftig drauf. 
Die PDS-Fraktion entscheidet sich 
für die Risikoabschirmung. 

Die Schriftstellerin Daniela Dahn 
mit der Louise-Schroeder-Medaille 
geehrt. Die CDU protestiert.

MAI | Das Abgeordnetenhaus be-
schließt mit den Stimmen von SPD, 
PDS und Bündnis 90/Die Grünen: 
Nikolai Bersarin, 1945 erster sowjeti-
scher Stadt-Kommandant von Berlin, 
soll wieder Ehrenbürger werden.

JUNI | Die Ermittlungen zur Bankge-
sellschaft werden verstärkt. 

Der Hauptausschuss sichert Mit-
tel, um 6.000 Sozialhilfeempfangen-
de in Arbeit zu vermitteln. Im Abge-
ordnetenhaus wird der Doppelhaus-
halt für die Jahre 2002/2003 verab-
schiedet.

JULI | Gregor Gysi tritt überraschend 
als Bürgermeister und Wirtschafts-
senator zurück.

AUGUST | Der bisherige Fraktionsvor-
sitzende der PDS im Abgeordne-
tenhaus, Harald Wolf, wird neuer 
Senator für Wirtschaft, Arbeit und 
Frauen. Stefan Liebich, PDS-Landes-
vorsitzender, kandidiert für den Frak-
tionsvorsitz.

SEPTEMBER | Die PDS verfehlt bei der 
Bundestagswahl die 5-Prozent-Hür-
de deutlich. Nur die beiden Berline-
rinnen Gesine Lötzsch und Petra Pau 
werden in den Wahlkreisen Lichten-
berg bzw. Marzahn-Hellersdorf di-
rekt in den Bundestag gewählt.
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OKTOBER | Die PDS erneuert ihre For-
derung an die rot-grüne Bundesre-
gierung zur Wiedereinführung einer 
Vermögenssteuer. Ein PDS-Parteitag 
in Gera verstärkt innerparteiliche 
Turbulenzen. 

In Berlin präsentieren SPD und 
PDS das Konzept für eine effektive-
re Gebäudewirtschaft (Facility Ma-
nagement). 

SFB und ORB fusionieren zum 
RBB. Dagmar Reim wird die erste 
Intendatin eines öffentlich-rechtli-
chen Senders. Die PDS im Bundes-
tag lehnt die Hartz-Gesetze der Bun-
desregierung ab.

NOVEMBER | Das Land Berlin muss für 
2002 mit 700 Millionen Euro und für 
2003 mit 300 Millionen Euro weniger 
Steuereinnahmen rechnen. Die PDS 
erneuert ihre Forderung an die Bun-
desregierung, eine Vermögenssteu-
er ein- und eine kommunale Finanz-
reform durchzuführen. 

Die Berliner PDS-Fraktion unter-
streicht ihre Gesprächsbereitschaft 
mit den Gewerkschaften für einen 
Solidar-Pakt im Öffentlichen Dienst.

DEZEMBER | Der Senat erlässt eine 
Rechtsverordnung für »Drogen-Kon-
sum-Räume«. 

Die Koalition vereinbart: Die Ber-
linische Galerie erhält einen neuen 
Standort. 

Kleinstunternehmen sollen durch 
Darlehen der IBB besser unterstützt 
werden. 

Die öffentliche Debatte über den 
Entwurf eines neuen Schulgesetzes 
beginnt. 

Die schlagzeilenträchtige Mül-
lentsorgung und deren Kosten wer-
den transparenter gestaltet, neue 
Anlagen und Abfallmengen werden 
ausgeschrieben. 

Eine Basiskonferenz der Berliner 
PDS berät über »Bilanz und Perspek-
tiven von Rot-Rot in Berlin«.

2003

JANUAR | Ein Folgevertrag für Stadtteil-
zentren zwischen dem Land Berlin 
und dem Deutschen Paritätischen 
Wohlfahrtsverband tritt in Kraft. Auf 
Bitte von Sozialsenatorin Heidi Kna-
ke-Werner öffnet die BVG erstmals U-
Bahnhöfe für frierende Obdachlose. 

Die PDS-Fraktion lehnt Bundes-
pläne für eine Zinsabgeltungssteuer 
als »Geschenke für Reiche« ab.

Der Berliner Liegenschaftsfonds 
und ein Leipziger Investor einigen 
sich auf den Erhalt des vakanten 
Sport- und Erholungszentrums (SEZ). 
Die PDS-Fraktion lehnt eine »lineare 
Erhöhung« der Kita-Beiträge als un-
gerecht ab. 

Senatsmitglieder der PDS geben 
ihre Parlaments-Mandate zurück, 
neue Mitglieder rücken in die Frak-
tion nach.

FEBRUAR | Mit den Gewerkschaften be-
ginnen Tarifverhandlungen für den 
Öffentlichen Dienst in Berlin. 

Rot-Rot führt ein Bildungspro-
gramm für Kitas ein. 

Die Koalition beschließt, die An-
schlussförderung im sozialen Woh-
nungsbau zu beenden und zugleich 
ein Programm zum Schutz betroffe-
ner Mieterinnen und Mieter. 

Berliner PDS-Politikerinnen und 
Politiker unterzeichnen einen »Euro-
päischen Friedensappell«. 500.000 
Menschen demonstrieren in Berlin 
gegen den drohenden Irak-Krieg.

MÄRZ | Der Landesparteitag der PDS 
diskutiert über »Bilanz und Perspek-

tiven« von Rot-Rot sowie über die 
»Trennung von Amt und Mandat«. 
Er verabschiedet unter anderem ein 
Programm »für ein weltoffenes, tole-
rantes Berlin«.

APRIL | Bundeskanzler Schröder stellt 
seine »Agenda 2010« vor. Die PDS 
im Bundestag lehnt sie als unsozi-
al ab. Die PDS führt einen außeror-
dentlichen Friedens-Parteitag durch. 
Wirtschaftssenator Harald Wolf er-
öffnet die Zentrale Anlauf- und Ko-
ordinierungsstelle für Unternehmen 
(ZAK).

MAI | Die Koalition beschließt eine 
Neuregelung für Lernmittel an Berli-
ner Schulen. Sozial Schwache brau-
chen auch weiterhin keinen Eigen-
beitrag leisten. 

Die PDS im Bundestag fordert 
erneut eine Volksabstimmung zur 
künftigen EU-Verfassung.

JUNI | Mit den Gewerkschaften wird 
ein neuer Tarifvertrag für den Öf-
fentlichen Dienst in Berlin abge-
schlossen. 

Die PDS wählt auf einem Sonder-
parteitag in Berlin Lothar Bisky zum 
neuen Vorsitzenden. Die Berliner 
PDS stellt einen Dokumenten-Band 
»Die Klasse in Aufruhr« zur Ge-
schichte des 17. Juni 1953 vor.

JULI | Der Bundestag beschließt ge-
gen die Stimmen der PDS den be-
schleunigten Aufbau des Berliner 
Stadtschlosses. Kultursenator Flierl 
engagiert sich für eine kulturelle 
Zwischennutzung des asbestberei-
nigten Palastes der Republik. 

Die Berliner Bankeninitiative star-
tet ein Volksbegehren. Sie will die Ri-
sikoabschirmung rückgängig machen 
und die Bankgesellschaft aufl ösen.
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SEPTEMBER | Das Abgeordnetenhaus 
beschließt Flierls Modell der »Opern-
Stiftung«. Es wurde mit dem Bund 
vereinbart und sichert trotz Haus-
haltsnotlage den Bestand der drei 
großen Opern. In Berlin fi ndet auf 
Anregung von Senatorin Heidi Kna-
ke-Werner die erste »Lange Nacht 
des Verbraucherschutzes« statt. 

Der PDS-Landesparteitag be-
schließt unter anderem ein Leitbild 
»Der Bezirk als Bürgerkommune«. Es 
 soll modellhaft in Lichtenberg prak-
tiziert werden.

Das Land Berlin klagt in Karlsruhe 
auf Hilfe bei der Entschuldung. 

OKTOBER | Der Landeshaushalt für die 
Jahre 2002/2003 wird für verfas-
sungswidrig erklärt. CDU, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen hatten ge-
klagt. Das Urteil setzt einen noch 
engeren Rahmen für die Ausgaben 
des Landes Berlin. Der Haushalts-
entwurf für 2004/2005 muss neu 
beraten werden. 

Die PDS gibt sich auf einem Par-
teitag in Chemnitz ein neues Pro-
gramm. Auf einem bundesweiten 
Aktionstag protestiert auch die Berli-
ner PDS gegen die unsoziale »Agen-
da 2010«.

NOVEMBER | Das Abgeordnetenhaus 
beschließt ein »Gesetz über die 
Einrichtung eines zentralen Perso-
nalüberhangmanagements« (Stel-
lenpool). Die Fraktionsvorsitzenden 
der PDS und die PDS im Bundestag 
verabschieden eine gemeinsame 
Erklärung gegen die Hartz-Gesetze 
der Bundesregierung. Kultursenator 
Flierl weiht am Potsdamer Platz ei-
nen Karl-Liebknecht-Sockel ein.

DEZEMBER | Das Landespfl egegeld-Ge-
setz wird geändert, bleibt aber mit 

seinen zum Teil bundesweit einma-
ligen Leistungen erhalten. Das Blin-
dengeld wird abgesenkt. 

Studentinnen und Studenten pro-
testieren auf einem Landesparteitag 
gegen Studienkonten-Modelle, die 
auch in der PDS umstritten sind. 

Der Bundestag beschließt gegen 
die Voten der PDS eine Steuerreform, 
die zu Lasten der Länder geht. Rot-
Rot in Berlin und Mecklenburg-Vor-
pommern stimmen den Hartz-Ge-
setzen im Bundesrat nicht zu.

2004

JANUAR | Die neuen sozial gestaffelten 
Kita-Gebühren und das Schulgesetz 
treten in Kraft.

FEBRUAR | Die »Grauen Panther« star-
ten ein Volksbegehren für vorge-
zogene Neuwahlen in Berlin. Dem 
schließen sich die Gewerkschaft der 
Polizei und Taxifahrer an.

MÄRZ | SPD und PDS einigen sich auf 
einen Kompromiss im so genannten 
Kopftuch-Streit. Dort, wo das Tragen 
sichtbarer Symbole verboten wird, 
gilt es für alle Religionen. 

Das Abgeordnetenhaus beschließt 
neue Regeln, die den Besitz von Can-
nabis partiell entkriminalisieren. 

Senator Harald Wolf und die PDS 
im Bundestag bekräftigen die For-
derung nach einer Umlage-Finan-
zierung zur Förderung der Berufs-
ausbildung. 

Die PDS-Fraktion wendet sich 
gegen bundespolitische Forderun-
gen, die Arbeitszeit im Öffentlichen 
Dienst zu verlängern. Innensena-
tor Körting (SPD) erklärt das Volks-
begehren der Bankeninitiative für 
 verfassungswidrig.

APRIL | Das Abgeordnetenhaus be-
schließt einen Doppelhaushalt für 
die Jahre 2004/2005. 

Der Landesparteitag der PDS 
lehnt Studienkonten ab. 

Die BVG hat Sozialtickets gestri-
chen, nachdem der Senat Subventi-
onen gekürzt hatte, außerdem das 
Arbeitslosen- und Seniorenticket 
ohne jeden Anlass. Die PDS-Sena-
toren Harald Wolf und Heidi Knake-
Werner verhandeln weiter mit der 
BVG um die Wiedereinführung von 
ermäßigten Tickets. 

Senator Peter Strieder (SPD) tritt 
in Folge der so genannten Tempo-
drom-Affäre von allen Ämtern zu-
rück. Nachfolgerin wird die bisheri-
ge Staatssekretärin Ingeborg Junge-
Reyer (SPD). 

Die Koalitionsfraktionen bringen 
Anträge zur Schaffung eines Korrup-
tionsregisters und für einen Corpo-
rate Gouvernance Kodex, der mehr 
Transparenz in öffentlichen Unter-
nehmen zum Ziel hat, auf den Weg.

 Senator Harald Wolf spricht auf 
dem Ostermarsch in Fretzdorf gegen 
das Bombodrom. 

Der PDS-Vorstand berät Maßnah-
men zur Stärkung der direkten De-
mokratie.

MAI | Der »1. Mai in Kreuzberg« ver-
läuft weitgehend ohne die üblichen 
Krawalle. Das bürgerschaftliche En-
gagement im Bezirk und das beson-
nene Agieren der Polizei fanden Zu-
stimmung. 

Die PDS-Fraktion spricht sich für 
den Erhalt und die Sicherung des 
Carrousel-Theaters aus. 

Die Fraktionen von SPD und PDS 
unterbreiten den anderen Fraktio-
nen Vorschläge zur Änderung der 
Verfassung von Berlin zur Einfüh-
rung von Volksentscheiden in den 

WER WAS WANN
Chronik 



Bezirken und zur Absenkung des 
Wahlalters.

JUNI | Die PDS-Fraktion stimmt der im 
Koalitionsvertrag vereinbarten Ver-
äußerung einer Wohnungsbaugesell-
schaft an private Investoren zu. Der 
GSW-Verkauf ist ein Notlagenverkauf. 
Die PDS verbindet die Zustimmung 
mit umfangreichen Mieterschutz-
maßnahmen.

Mit dem neuen Antidiskriminie-
rungs gesetz übernimmt Berlin die 
Vorreiterrolle bei der Gleichstellung 
von Menschen unterschiedlicher se-
xueller Identitäten.

Die Fraktion der PDS spricht sich 
einstimmig gegen einen Luft-Boden-
Schießplatz in der Kyritz-Ruppiner 
Heide (Bombodrom) aus.

Vivantes bleibt als kommunales 
Krankenhausunternehmen erhalten.  
Der rot-rote Senat stimmt dem durch 
den Aufsichtsrat beschlossenen Sa-
nierungskonzept zu.

Die denkmAlgerechte Sanierung 
des Studentendorfes Schlachtensee 
wird durch den Verkauf an die dorti-
ge Genossenschaft gesichert. 

In der Diskussion um eine An-
siedlung des Bundesnachrichten-
dienstes BND an der Chausseestra-
ße befürwortet die PDS-Fraktion ei-
nen Alternativstandort.

Der Vermittlungsausschuss des 
Bundesrates einigt sich auf einen 
Kompromiss zu Hartz IV. Der PDS-
Landes- und Fraktionsvorsitzende 
Stefan Liebich bezeichnet die Re-
gelungen als »eine sozialpolitische 
und arbeitsmarktpolitische Fehlkon-
struktion«. 

Das neue Zuwanderungsgesetz 
des Bundes wird beschlossen. Die 
Berliner PDS-Fraktion kritisiert das 
Gesetz, weil es keine moderne Mi-
grationspolitik ermöglicht und die 

bundesrechtlichen Rahmenbedin-
gungen verschlechtert. 

JULI | Aufgrund der Ablehnung durch 
die PDS stimmt Berlin im Bundesrat 
den Hartz IV-Regelungen und dem Zu-
wanderungskompromiss nicht zu.

Die PDS-Fraktion spricht sich für 
den Erhalt des ORWO-Hauses als ei-
nen Ort der lebendigen und jungen 
Musikszene aus.

2004 werden in Berlin deutlich 
mehr Ausbildungsplätze im Arbeiter- 
und Angestelltenbereich des Öffent-
lichen Dienstes angeboten, als im 
Berliner Tarifvertrag vereinbart.

AUGUST | Die Montagsdemos gegen 
Hartz IV erreichen in Berlin ihren 
Höhepunkt. Sie werden von der PDS 
unterstützt.

Nach nur einjähriger Bauzeit wird 
die Berlinische Galerie eröffnet. Für 
die neue Ausstellungsattraktion der 
Berliner Museumslandschaft wurde 
ein ehemaliges Glaslager in der Al-
ten Jakobstraße umgebaut.

Zum 100. Geburtstag von Werner 
Seelenbinder erreicht die PDS, dass 
das Stadion Neukölln künftig seinen 
Namen tragen wird.

SEPTEMBER | Auf ihrer Klausur in Szcze-
cin stellt die PDS-Fraktion ihre Kon-
zepte für eine kommunale Beschäfti-
gungspolitik und zur Förderung des 
Gesundheitsstandorts Berlin vor. 
Gäste sind die Chefs der IHK und der 
Handwerkskammer.

Angesichts der schlechten PISA-
Ergebnisse deutscher Schüler for-
dert die PDS-Fraktion die Stärkung 
frühkindlicher Förderung und länge-
res gemeinsamen Lernen in einem 
Klassenverbund.

Der Entwurf von SPD und PDS für 
das Hundegesetz sieht keinen gene-

rellen Leinenzwang für Hunde vor.
Durch die Einrichtung bezirkli-

cher Ordnungsämter werden deutli-
che Erleichterungen für die Bürgerin-
nen und Bürger, für Vereine und die 
Wirtschaft geschaffen.

Die Zukunft des carrousel-Thea-
ters ist endgültig gesichert.

Bei einer friedlichen Demonstra-
tion zehntausender Menschen ge-
gen die »Agenda 2010« kommt es 
zu einem gewalttätigen Polizeiein-
satz. Die PDS-Fraktion kritisiert das 
Einschreiten und hält am Deeskala-
tionskonzept fest.

OKTOBER | Die Fraktionen von PDS und 
SPD verständigen sich mit dem Se-
nat auf die Wiedereinführung eines 
Sozialtickets ab Januar 2005.

Ein halbes Jahr nach ihrem Aus-
stieg aus dem Tarifvertrag, und ob-
wohl sie sich am Volksbegehren zur 
Abwahl von Rot-Rot beteiligt, bietet 
die GEW dem Berliner Senat eine 
Wiederaufnahme der Tarifverhand-
lungen an.

Mädchen und Frauen, denen Ge-
fahr droht zwangsverheiratet zu wer-
den, sollen unter anderem in Berli-
ner Schulen und Ämtern künftig 
besser geschulte und sensibilisier-
te Ansprechpartnerinnen und -part-
ner fi nden.

Gegen den Vorschlag, Christoph 
Hein als Direktor der Opernstiftung 
zu ernennen, gibt es in der Stadt er-
bitterten Widerstand.

NOVEMBER | Zum 15. Jahrestag der 
Maueröffnung fordert der Landes- 
und Fraktionsvorsitzende Stefan Lie-
bich, mehr Gemeinsames zu schaf-
fen, dabei aber die Teilung nicht zu 
vergessen.

Berlins Innenverwaltung und die 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

74 | 75



einigen sich über eine Vereinbarung 
zu tarifpolitischen Eckpunkten für 
die Beschäftigten des Landesbetrie-
bes für Informationstechnik (LIT).

In Halbe wollen Neonazis zum 
Volkstrauertag demonstrieren. Die 
Fraktion der PDS ruft dazu auf, die 
antifaschistische Kundgebung zu 
unterstützen. 

Nach dem Mord an einem nie-
derländischen Filmemacher werden 
erneut Debatten über das Scheitern 
der multikulturellen Gesellschaft ge-
führt. Die PDS-Fraktion spricht sich 
gegen eine Politik mit der Angst aus 
und verweist auf Erfolge rot-roter In-
tegrationspolitik in Berlin.

Mit PDS- und SPD-Mehrheit wird 
das Berliner Hochschulrahmenge-
setz novelliert.

Senatorin Heidi Knake-Werner 
beruft für Berlin erstmals eine Pa-
tientenbeauftragte.

DEZEMBER | SPD und PDS modernisie-
ren das Studentenwerksgesetz.

Braune Kameradschaften wollen 
in Treptow-Köpenick für ein »Jugend-
zentrum Berlin Süd-Ost« demonst-
rieren. Die PDS-Fraktion ruft zu Pro-
test auf.

Der Leichtathletik-Weltverband 
IAAF entscheidet, die Weltmeister-
schaft 2009 in Berlin auszutragen.

Rot-Rot hat die Arbeit der Stadt-
teilzentren in Berlin erneut für drei 
Jahre gesichert.

Der Hauptausschuss im Berliner 
Abgeordnetenhaus gibt Mittel für 
die Einrichtung einer Fachstelle für 
Suchtprävention frei.

Die BVG stimmt der Wiederein-
führung des Sozialtickets zum hal-
ben Monatskartenpreis zu. 

Das Berliner Oberverwaltungsge-
richt bestätigt die Entscheidung der 
rot-roten Koalition zur Beendigung 

der unsozialen Anschlussförderung 
im sozialen Wohnungsbau.

Das Volksbegehren gegen den rot-
roten Senat scheitert an zu wenigen 
Unterschriften.

2005

JANUAR | Anlässlich des 60. Jahres-
tages der Befreiung des Konzentra-
tionslagers Auschwitz fordert die 
PDS, dem wachsenden Antisemitis-
mus entschieden entgegenzutreten.

Der Frauenanteil in Aufsichtsrä-
ten der Berliner Landesunterneh-
men ist unter dem rot-roten Senat 
von sechs auf 28 Prozent gestiegen.

FEBRUAR | Der Wissenschaftler Rolf 
Reissig legt unter dem Titel »Mit-
regieren in Berlin. Die PDS auf dem 
Prüfstand« eine Studie vor, die den 
Kurs der PDS in der Stadt stützt und 
viel diskutiert wird.

Die Gründung des »Schul- und 
Leistungssportzentrums Berlin« aus 
den vier Sportschulen der Stadt ist 
beschlossen.

Die rot-rote Koalition einigt sich 
auf ein Maßnahmenpaket gegen 
Zwangsverheiratungen.

Die PDS-Fraktion beschließt, dass 
der Senat den Gesetzentwurf zum 
Straßenausbaubeitrag weiter verbes-
sern muss und benennt Kriterien für 
soziale Ausgewogenheit und Mitbe-
stimmung der Anlieger.

Für »Mehr Demokratie« auf Be-
zirksebene werden zwei Gesetzes-
anträge über die Einführung von 
Bürgerbegehren und -entscheiden 
ins Parlament eingebracht.

MÄRZ | Die Zukunft des Behinderten-
Fahrdienstes Telebus ist geklärt und 
gesichert.

Die rot-rote Koalition verbessert 
die Kontrollmöglichkeiten bei der 
Vergabe von Landesbürgschaften.

Durch die Freigabe von Landes-
mitteln nach Vorlage eines Evaluati-
onsberichts sichert die rot-rote Koa-
lition die Berliner Atelierförderung.

Wissenschaftssenator Thomas 
Flierl einigt sich mit den Berliner Uni-
versitäten auf Hochschulverträge. 

Die rot-rote Koalition entschei-
det, dass Freie Träger für den sym-
bolischen Preis von einem Euro sa-
nierungsbedürftige Kitas können.

APRIL | Die Berliner PDS stellt auf ih-
rem Parteitag das Konzept für eine 
»Soziale Stadt« vor.

Die Berliner und Brandenburger 
PDS-Fraktionen setzen sich auf einer 
Sitzung für die Entwicklung einer in-
tegrativen Oder-Region ein.

Cannabisbesitz in geringer Men-
ge zum Eigenverbrauch wird in Berlin 
durch eine neue Verordnung weiter 
entkriminalisiert.

Die Unternehmen, an denen das 
Land Berlin beteiligt ist, verzeich-
nen verbesserte Ergebnisse in allen 
Bereichen. 

Michael Schindhelm wird Gene-
raldirektor der Opernstiftung.

PDS-Senator Flierl stellt das Ge-
denkkonzept Berliner Mauer vor, 
das viel Anerkennung fi ndet.

MAI | Insbesondere durch das Enga-
gement von PDS-Bezirksbürgermeis-
terin Cornelia Reinauer und der My-
Fest-Initiative erlebt Kreuzberg den 
friedlichsten 1. Mai seit fast zwei 
Jahrzehnten. 

PDS-Sozialsenatorin Heidi Kna-
ke-Werner setzt eine Wohnregelung 
durch, die verhindert, dass es in Ber-
lin zu massenhaften Umzügen von 
Alg II-Empfangenden kommt. 
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Am 60. Jahrestag der Befreiung 
feiert die Stadt ein großes Fest der 
Demokratie und Tausende Berline-
rinnen und Berliner verhindern durch 
ihre Präsenz einen Nazi-Aufmarsch in 
Berlins Mitte.

Die parlamentarische Debatte 
über das rot-rote Integrationskon-
zept beginnt.

Der 10. Karneval der Kulturen 
zieht wieder Hunderttausende Men-
schen an.

Die Verhandlungen zwischen der 
Gewerkschaft ver.di und dem Berli-
ner Senat über Einsparungen bei der 
BVG als Voraussetzung für die lang-
fristige Sicherung des kommunalen 
Unternehmens sind festgefahren. 
Die PDS-Fraktion lehnt Privatisie-
rungsmodelle ab.

Nach der verlorenen Landtags-
wahl in NRW kündigt Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder überraschend 
vorgezogene Bundestagswahlen für 
den Herbst an. 

JUNI | Durch einen Tarif-Kompromiss 
des Senats und ver.di wird ein Streik 
bei der BVG verhindert und eine Be-
standsgarantie des Landesunterneh-
mens bis 2020 erreicht.

Die PDS-Fraktion kritisiert die 
Pläne der Deutschen Bahn, Fernzü-
ge künftig nicht mehr an den Bahn-
höfen Zoo und Ostbahnhof halten 
zu lassen. 

Vertretern der Yorkstraße 59 wird 
ein umfassendes Angebot vorge-
legt, das einen Umzug des Projektes 
aus dem Künstlerhaus Bethanien 
und damit den Erhalt der Initiative 
in einem Ersatzobjekt ermöglichen 
würde.

Die rot-rote Koalition beschließt 
die Kita-Reform, mit der unter ande-
rem Kitas verbindlich zu Bildungs-
einrichtungen werden.

Am diesjährigen Christopher-
Street-Day nimmt die Berliner PDS 
mit einem eigenen Wagen teil.

JULI | In Berlin treffen sich erstmals 
alle PDS-Fraktionsvorsitzenden mit 
den DGB-Chefs der neuen Länder.

Die Hochschulverträge von 2006 
bis 2009 werden unterschrieben.

AUGUST | Die PDS benennt sich um. 
Die Berliner Fraktion heißt nun »Die 
Linkspartei.PDS-Fraktion im Berliner 
Abgeordnetenhaus«.

Auch in Berlin kandidieren für 
die Linkspartei.PDS bei der Bundes-
tagswahl unabhängige Kandidaten 
und Mitglieder der neu gegründe-
ten WASG.

Senatspläne zur Privatisierung 
der Grünfl ächenunterhaltung in Ber-
lin werden von der Linkspartei.PDS-
Fraktion abgelehnt.

Eine Untersuchung ergibt, dass 
infolge von Hartz IV die Kinderar-
mut ein neues Rekordniveau er-
reicht hat. 

Die Linkspartei.PDS-Fraktion un-
terstützt die Initiative der Jüdischen 
Gemeinde Berlins, den Jüdischen 
Friedhof in Weißensee von der 
UNESCO zum Weltkulturerbe ernen-
nen zu lassen. 

SEPTEMBER | Das Land Berlin kauft 
Fondsanteile der Bankgesellschaft 
zurück. Damit reduziert sich das Ri-
siko weiter, dass das Land die Aus-
schüttungen an die Fondszeichner in 
voller Höhe bezahlen muss.

Die Linkspartei.PDS-Fraktion 
spricht sich erneut für ein Abriss-
moratorium für den Palast der Re-
publik aus.

Der Bombardier-Konzern entschei-
det, seine Schienenverkehrs-Aktivitä-
ten in Berlin zu konzentrieren. 

Bei den Bundestagswahlen zieht 
die Linkspartei.PDS mit 8,7 Prozent 
wieder als Fraktion in den Bundes-
tag ein. 

Die Fraktion der Linkspartei.PDS 
im Abgeordnetenhaus unterstützt 
die Beschäftigten des Bildröhren-
Werkes in Oberschöneweide in ih-
rem Protest gegen die Schließungs-
pläne des Samsung-Konzerns. 

Ebenfalls in Oberschöneweide 
beginnt der Bau des neuen Campus 
für die FHTW.

Der Entwurf zum Straßenausbau-
beitragsgesetz wird im Senat einge-
bracht. Die Linkspartei.PDS-Fraktion 
verbindet ihre Zustimmung mit der 
sozial gerechten Ausgestaltung des 
Gesetzes sowie der besseren Betei-
ligung von Anliegern.

OKTOBER | Seit ihrer Einführung durch 
Linkspartei.PDS-Kultursenator Tho-
mas Flierl sind mehr als 2.100 der 
 3-Euro-Kulturtickets an Alg II-Emp-
fangende verkauft worden.

Die Tarifverhandlungen für die 
Charité Universitätsmedizin sind ins 
Stocken geraten. Die Koalitionsfrak-
tionen regen ein Schlichtungsver-
fahren an.

NOVEMBER | Das Unimed-Gesetz wird 
verabschiedet. Damit kann die Chari-
té sich zu einem innovativen Gesund-
heitsstandort weiter entwickeln.

Mit der Förderabsage durch SPD-
Stadtentwicklungssenatorin Junge-
Reyer erleidet das bürgerschaftliche 
Engagement für das Stadtbad Oder-
berger Straße einen herben Rück-
schlag. Die Linkspartei.PDS-Frak-
tion kritisiert die Entscheidung und 
unterstützt weiter gehende Überle-
gungen für eine Stiftung.

Die Linkspartei.PDS äußert Kri-
tik am vorgelegten Gesetzentwurf 
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für das neue Unterrichtsfach Ethik 
und beschließt, in Verhandlungen 
mit der SPD auf Änderungen hinzu-
arbeiten.

Auf Vorschlag der PDS- und der 
SPD-Fraktion wird die Förderung der 
»Werkstatt der Kulturen« erhöht.

Das letzte Kitajahr vor Schulbe-
ginn wird 2007 kostenfrei. Auf Be-
treiben der Linkspartei.PDS und der 
SPD werden zusätzlich 10,8 Millio-
nen Euro in den Haushaltsplan des 
Landes eingestellt. 

Nach Gesprächen mit Linkspar-
tei.PDS-Wirtschaftssenator Harald 
Wolf erklärt Sony Europe, seine deut-
sche Vertriebszentrale bis April 2006 
nach Berlin verlegen zu wollen.

Pläne der Deutschen Bahn, ih-
re Konzernzentrale nach Hamburg 
zu verlegen, werden nach Interven-
tion des rot-roten Senats fallen ge-
lassen. 

Das BVG-Sozialticket ist auch für 
2006 und 2007 gesichert. Die Frak-
tionen von Linkspartei.PDS und SPD 
haben Zuschüsse im Landeshaus-
halt vereinbart.

Auf Bundesebene einigen sich 
CDU und SPD auf einen Koalitions-
vertrag. Angela Merkel wird zur Bun-
deskanzlerin gewählt.

DEZEMBER | Auf dem Landesparteitag 
wird Klaus Lederer zum neuen Vor-
sitzenden der Linkspartei.PDS ge-
wählt.

Die Koalition beschließt den Dop-
pelhaushalt 2006/2007 für Berlin. 
Die Konsolidierung wird fortgesetzt. 
Es gelingt dennoch, zum Beispiel die 
selbstverwalteten Frauenprojekte zu 
stärken. 

Wirtschafts- und Arbeitssenator 
Harald Wolf stellt ein Arbeitsmarkt-
modell vor, das darauf abzielt, Un-
terstützung durch Hartz IV in Lohn zu 
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verwandeln und dadurch Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit zu fi nanzieren. 

In der Berliner Wirtschaft hat 2005 
eine leichte konjunkturelle Erholung 
eingesetzt.

2006

JANUAR | Auf Initiative von Links-
partei.PDS-Kultursenator Flierl kön-
nen Berlinerinnen und Berliner, die 
von Arbeitslosengeld, Sozialhilfe 
oder Grundsicherung leben müssen, 
die öffentlichen Bibliotheken des 
Landes kostenlos nutzen.

SPD-Finanzsenator Thilo Sarrazin  
verfügt Haushaltssanktionen gegen 
die Sozialverwaltung, weil Links par-
tei-Senatorin Heidi Knake-Werner 
rund 20.000 sozialhilfeberechtigten 
Heimbewohnern je 30 Euro Weih-
nachtsgeld zugestanden hat. 

Der rot-rote Senat beschließt ei-
ne Vereinbarung über einheitliche 
Qualitätsstandards für alle Berliner 
Kindertagesstätten, unabhängig von 
ihrer Trägerschaft. 

Die Königliche Porzellan Manu-
faktur (KPM) wird an einen neuen 
Besitzer verkauft und entgeht der 
drohenden Insolvenz.

Auf ihrer Fraktionsklausur stellt 
die Linkspartei.PDS ihr Konzept für 
die Überwindung des dreigliedrigen 
Schulsystems in Berlin und die Ein-
führung einer integrativen Schule 
nach skandinavischem Modell vor. 
Wissenschaftssenator Thomas Flierl 
präsentiert Leitlinien für die Novel-
lierung des Berliner Hochschulgeset-
zes unter dem Titel »Für innovative, 
selbstbestimmte und offene Hoch-
schulen«.

In der Diskussion um eine Deutsch-
 Pfl icht auf Schulhöfen stellt die Links-
partei.PDS-Fraktion fest, dass ein 

Sprachenverbot auf Berliner Schul-
höfen keine Integrationsprobleme 
löst, unterstützt aber die Initiative 
von Schulen, bei der Sprachförde-
rung eigene Wege zu gehen.

Eine Entscheidung der Senats-
fi nanzverwaltung, rund sieben Mil-
lionen Euro aus der Tempodrom-
Bürgschaft an die Landesbank Ber-
lin (LBB) auszuzahlen, wird von der 
Linkspartei.PDS-Fraktion kritisiert. 
Die Entscheidung wird wenig spä-
ter revidiert. 

Der Bundestag stimmt erneut mit 
großer Mehrheit für den Abriss des 
Palastes der Republik.

FEBRUAR | Angesichts der Arbeits-
marktzahlen erneuert Senator Ha-
rald Wolf seine Forderung nach ei-
nem klugen Mindestlohnkonzept.

Der rot-rote Senat beschließt die 
Einführung eines Pfl ichtfachs Ethik 
an den Berliner Schulen. Zuvor wur-
den Einwände der Linkspartei.PDS-
Fraktion für mehr interkulturelle Bil-
dung berücksichtigt. 

Die Beziehungen zwischen dem 
Land Berlin und der Evangelischen 
Kirche Berlin-Brandenburg werden 
in einem Staatsvertrag geregelt.

Pläne zum Verkauf von mindes-
tens 13.000 Wohnungen der Woh-
nungsbaugesellschaft Mitte (WBM) 
werden bekannt. Die Fraktion der 
Links par tei.PDS wendet sich ein-
stimmig gegen die geplanten Priva-
tisierungen. 

Beim Besuch des UN-Sonderbe-
richterstatters für Menschenrech-
te in Deutschland wird Kritik an der 
sozialen Ungerechtigkeit des drei-
gliedrigen deutschen Schulsystems 
geäußert.

Der Senat beschließt, kartell-
rechtlich gegen die Preiserhöhun-
gen der GASAG vorzugehen.



Senator Harald Wolf nimmt für 
Berlin den Preis »UNESCO-Stadt des 
Designs« entgegen.

MÄRZ | Der rot-rote Senat verstän-
digt sich darauf, zur Abwendung 
der Insolvenz der Wohnungsbauge-
sellschaft Mitte zunächst lediglich 
3.000 Wohnungen zu verkaufen, da-
von 1.300 an ein anderes kommuna-
les Unternehmen oder eine Genos-
senschaft. Erneuert wurde durch 
die Linkspartei.PDS-Fraktion die 
Forderung nach einem Gesamtkon-
zept für die Wohnungsunternehmen 
des Landes.

Die WASG in Berlin beschließt 
nach einem knappen Ergebnis ihrer 
Urabstimmung, allein zur Wahl im 
Herbst anzutreten. 

In der Föderalismus-Debatte äu-
ßert die Linkspartei.PDS-Fraktion 
deutliche Kritik an den Verabredun-
gen zur Bildungs- und Hochschulpo-
litik sowie an den Plänen zum Straf-
recht. Begrüßt wird die Aufnahme 
der Hauptstadtklausel ins Grund-
gesetz, die endlich mit einem klaren 
Bekenntnis aller Länder zu Berlin als 
Hauptstadt verbunden ist.

Das Land Berlin verabschiedet als 
erstes Bundesland ein Seniorenmit-
wirkungsgesetz.

Mit den Stimmen der Koalition 
wird das erheblich verbesserte Stra-
ßenausbaubeitragsgesetz verab-
schiedet. Gleichzeitig werden Ver-
besserungen beim langjährig exis-
tierenden Erschließungsgesetz im 
Sinne der Anlieger erreicht.

Das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts macht den Weg für 
den Flughafen Berlin-Brandenburg 
International BBI in Schönefeld frei 
und leitet die Schließung von Tegel 
und Tempelhof ein. Anwohnerinnen 

und Anwohner des neuen Stand-
orts haben durch ihre Klagen einen 
umfassenden Lärmschutz und ein 
Nachtfl ugverbot erreicht.

Der designierte Spitzenkandidat 
der Linkspartei.PDS in Berlin, Ha-
rald Wolf, erneuert seine Kritik an 
den Plänen der Bundesregierung 
zur Mehrwertsteuererhöhung.

Nach heftigen Debatten über den 
Umgang mit ehemaligen Stasi-Mit-
arbeitern hat die Linkspartei.PDS 
ihre kritische Haltung an den Men-
schenrechtsverletzungen in der 
DDR erneuert, sich vor die Opfer 
gestellt und sich für eine schnelle 
Umsetzung der vom Bezirk Lichten-
berg und der Gedenkstätte Hohen-
schönhausen geplanten stadträum-
lichenMarkierung um das damalige 
MfS-Untersuchungsgefängnis aus-
gesprochen.

Die rot-rote Koalition beschließt 
gegen den Protest der Kirchen die 
Einführung eines neuen Unterrichts-
fachs Ethik zum kommenden Schul-
jahr. Die Schulen erhalten zudem 
die Möglichkeit, über die Koopera-
tion mit den Kirchen selbst zu ent-
scheiden.

Auf Initiative von Wirtschaftsse-
nator Harald Wolf beschließt der rot-
rote Senat das neue Betriebe-Gesetz. 
Danach müssen die Vorstände von 
Landesunternehmen ihre Gehälter 
künftig offenlegen. ■
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